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Abschnitt 1. Strategie für den Beitrag des Operationellen 

Programms zur Unionsstrategie für intelligentes, 

nachhaltiges und integratives Wachstum und zum 

wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt  

1.1 Strategie für den Beitrag des Operationellen Programms zur 

Unionsstrategie für intelligentes, nachhaltiges und integrati-

ves Wachstum und zum wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalt 

1.1.1 Beschreibung der Art und Weise des Beitrags 

Europa 2020 und Handlungsbedarfe in Österreich 

Die Strategie Europa 2020 hat insgesamt fünf quantifizierte Kernziele (Beschäftigung, 

F+E, Klimawandel/Energie, Bildung sowie Armut/soziale Ausgrenzung), die ein intel-

ligentes, nachhaltiges und integriertes Wachstum ermöglichen sollen, wobei folgende 

inhaltlichen Schwerpunktsetzungen im Rahmen des vorliegenden OP relevant sind: 

 Beschäftigung: Erhöhung der Beschäftigungsquote der 20- bis 64-jährigen 

Frauen und Männer auf 75% bis zum Jahr 2020, durch Verbesserung der Be-

schäftigungschancen von Jugendlichen, Älteren, Unqualifizierten und MigrantIn-

nen (Kernziel AT: 77-78%) 

 Bildung: Reduzierung der Schulabbruchsquote auf 10% (Kernziel AT: 9,5%), 

Erhöhung des Anteils von Hochschulabschlüssen auf mindestens 40% (Kernziel 

AT: 38%)  

 Armut und soziale Ausgrenzung: Verringerung der Zahl jener EuropäerInnen, 

die unterhalb der jeweils nationalen Armutsgrenze leben durch verbesserte sozia-

le Integration, um insgesamt 20 Millionen (Kernziel AT: 235.000) 

Die aktuellen österreichischen Kennzahlen zu diesen Schwerpunkten belegen, dass 

mit Ausnahme bei der SchulabbrecherInnenquote, die 2012 bei 7,6% liegt, noch An-

strengungen zur Realisierung der Ziele erforderlich sind. Im Gemeinsamen Strategi-

schen Rahmen (GSR) werden Beschäftigung und Mobilität der Arbeitskräfte, Bildung, 

Qualifikation und lebenslanges Lernen, Förderung der soziale Eingliederung und Be-

kämpfung der Armut als thematische Schwerpunkte im ESF aufgelistet. Im Position 

Paper (PoP) und in den Empfehlungen des Rates zum nationalen Reformprogramm 

(CSR) werden für Österreich explizit folgende Handlungsbedarfe festgehalten:1 

 Unterstützung von Aktivität und Gesundheit im Alter, um die Beschäftigungsfähig-

keit älterer Arbeitskräfte und das tatsächliche Pensionsalter anzuheben, 

 Stärkung der Gleichstellung von Frauen und Männern, um die Erwerbsbeteiligung 

von Frauen sowie die Vereinbarkeit von Familie und Berufsleben zu verbessern 

als auch den Gender Pay Gap zu senken, 

                                                
1
 Siehe z.B. Stellungnahme der Kommissionsdienststellen zur Entwicklung der Partnerschaftsvereinba-

rung und der Programme in Österreich für den Zeitraum 2014-2020, Empfehlungen des Rates zum 

nationalen Reformprogramm Österreichs 2013, Strat.AT 2020, Partnerschaftsvereinbarung Öster-

reich 2014-2020 (Rohbericht vom 11. Juni 2013);  
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 Unterstützung der Arbeitsmarktintegration junger Menschen, die weder einen 

Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, 

 Senkung der Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Men-

schen, insb. für Menschen mit Migrationshintergrund, 

 Senkung der SchulabbrecherInnenquote bei jungen Menschen und gefährdeten 

Bevölkerungsgruppen, v.a. Menschen mit Migrationshintergrund und Roma, so-

wie die Verbesserung deren Bildungsergebnisse, u.a. durch die Verbesserung 

der frühkindlichen Bildung, 

 Steigerung der Zahl der tertiären Bildungsabschlüsse, insbesondere im naturwis-

senschaftlichen und technischen Bereich. 

 

Die Strategie des österreichischen ESF-Programms im Überblick  

Gemäß diesen Herausforderungen orientiert sich die Strategie des österreichischen 

ESF an den drei folgenden thematischen Zielen: 

 Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der 

Mobilität der Arbeitskräfte 

 Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und jeglicher Dis-

kriminierung 

 Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für Kompetenzen und le-

benslanges Lernen 

Zu diesen Zielen werden folgende Investitionsprioritäten angesprochen: 

 Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen Gebieten, einschließlich des 

Zugang zur Beschäftigung und des beruflichen Aufstiegs, Vereinbarkeit von Be-

rufs- und Privatleben und die Förderung des Grundsatzes des gleichen Entgelts 

für gleiche Arbeit sowie des Abbaus der geschlechtsspezifischen Segregation (im 

Folgenden als Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Vereinbarkeit von 

Berufs- und Privatleben bezeichnet) 

 Aktives und gesundes Altern 

 Aktive Inklusion, nicht zuletzt durch die Förderung der Chancengleichheit und 

aktiver Beteiligung, und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und sozioöko-

nomische Eingliederung marginalisierter Bevölkerungsgruppen, wie etwa der 

Roma (im Folgenden kurz aktive Inklusion genannt) 

 Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulabbruchs und Förderung des 

gleichen Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung und einer hochwertigen 

Grund- und Sekundarbildung (im Folgenden kurz Verringerung des vorzeitigen 

Schulabbruchs genannt) 

 Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen für alle Altersgrup-

pen im formalen, nicht formalen und informalen Rahmen, Steigerung des Wis-

sens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskräfte sowie die Förde-

rung flexibler Bildungswege unter anderem durch Berufsberatung und die Bestä-

tigung erworbener Kompetenzen (im Folgenden kurz Förderung des gleichen Zu-

gangs zum lebenslanges Lernen genannt) 

Im Burgenland werden aufgrund der spezifischen Situation als Übergangsregion zu-

sätzlich zwei weitere Investitionsprioritäten unterstützt: 
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 Zugang zu Beschäftigung für Arbeitssuchende und Nichterwerbstätige – Inklusion 

benachteiligter, arbeitsmarktferner und niedrig qualifizierter Personen sowie 

Höherqualifizierung für die wissensbasierte Wirtschaft 

 Anpassung der Unternehmen und Schlüssel- und Fachkräften an den 

strukturellen Wandel.  

Das ESF Programm Österreich befindet sich mit diesen Zielsetzungen und inhaltli-

chen Schwerpunkten in Übereinstimmung mit den übergreifenden Zielsetzungen der 

Strategie Europa 2020 sowie den Empfehlungen des Rates zum nationalen Reform-

programm Österreichs, den genannten Prioritäten für Finanzierungen im PoP und 

den relevanten thematischen Zielen des GSR.  

Zudem hat der ESF in Österreich einen ausgeprägten Innovationscharakter, der im 

besten Sinne auf die künftigen Herausforderungen einer globalisierten Wirtschaft, auf 

die Notwendigkeit eines differenzierten, qualifizierten, flexiblen und mobilen Beschäf-

tigungspotenzials für die Standortsicherung und die Stärkung der gesellschaftlichen 

Solidarität durch eine faktische und erfolgreiche Inklusion von Randgruppen reagiert. 

Dies äußert sich beispielsweise auch in einem hohen Anteil von innovativen Maß-

nahmen, wie etwa bei gleichstellungsorientierten Vorhaben, im Bereich des Active 

Ageining, bei der Armutsbekämpfung oder der frühkindlichen Förderung. 

Ein weiteres Charakteristikum des ESF-Programms ist die Integration von Bildungs-

maßnahmen als Querschnittsmaterie in allen Prioritätsachsen. Dabei wird jedoch auf 

eine klare Abgrenzung hinsichtlich Zielgruppenorientierung und strategischer Aus-

richtung geachtet. Das Nachholen von grundlegenden Abschlüssen, die Sicherstel-

lung der Grundkompetenzen im Erwachsenenalter oder die Erhöhung der Bildungs-

beteiligung gering qualifizierter oder bildungsbenachteiligter Personen sind entspre-

chende Zielsetzungen, zu deren Realisierung der ESF einen Beitrag leisten soll. Die 

in der  IP 1.1 geförderten, spezifischen Maßnahmen richten sich in erster Linie an 

Frauen; sie berücksichtigen individuelle Bedürfnisse und tragen dazu bei, die struktu-

relle Benachteiligung in Bildungsprozessen von bildungsbenachteiligten Frauen zu 

reduzieren und die Chancengerechtigkeit zu verbessern. In der IP 2.1 sind zur Prä-

vention von Working Poor berufsbezogene Qualifizierungsmaßnahmen projektiert. In 

der IP 3.2 werden Maßnahmen zur (formalen) Höherqualifizierung – ausgehend von 

der Basisbildung – gefördert, wobei es sich im Gegensatz zur IP 2.1 rein um allge-

meinbildende, nicht aber berufsbildende Abschlüsse handelt.       

Die genannten Schwerpunktsetzungen des Operationellen Programms wurden in 

einem breit angelegten Diskussions- und Auswahlprozess ermittelt, an dem eine Rei-

he von Organisationen wie das AMS, BMASK (Sektion IV und Sektion VI), BMBF, 

BKA/Frauenministerium, ÖROK, TEPs, Sozialpartner und weitere Interessensvertre-

tungen (wie Armutskonferenz, Volkshilfe, Caritas, ÖZIF, BDV, Netzwerk Frauenbera-

tung) oder auch das AMS kontinuierlich teilgenommen haben. Auch im Burgenland 

wurden neben dem Land alle wesentlichen Stakeholder im Rahmen von Workshops 

in die Programmierung eingebunden (Details siehe Abschnitt 7). 

Die Programmperiode 2007-2013 wurde begleitend evaluiert und die Ergebnisse und 

Empfehlungen, soweit diese bereits vorhanden sind, wurden bei der Programmierung 

des vorliegenden OPs berücksichtigt. So wurde beispielsweise Gender 

Mainstreaming nicht nur als Querschnittsstrategie beibehalten, sondern auch ein ei-

gener Schwerpunkt programmiert, nicht nur um dem Thema eine größere Bedeutung 

beizumessen sondern auch um dessen Sichtbarkeit zu erhöhen. Im Rahmen der 

Strategieentwicklung wurden aktuelle Analyseergebnisse berücksichtigt und spezifi-

sche Zielgruppen, etwa Alleinerzieherinnen als Zielgruppe oder Frauen in prekären 
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Beschäftigungsverhältnissen definiert. Weiters wurde eine zentrale Empfehlung aus 

der Evaluierung, nämlich die verbesserte Einbindung von niedrig Qualifizierten auf-

gegriffen. Dies erfolgt beispielsweise durch eine Sensibilisierung für Weiterbildungs-

maßnahmen und entsprechende hinausreichende Beratungsangebote2, d.h. Angebo-

te unmittelbar und direkt in der Lebenswelt der Zielgruppe.  

Durch längerfristige und vertiefende Qualifizierungsmaßnahmen, die durch entspre-

chende Beratungsangebote und dem Ansatz des Case-Managements flankiert wer-

den, soll die Situation der für den ESF relevanten Zielgruppen am Arbeitsmarkt ver-

bessert werden. Auch dies entspricht den Empfehlungen der Evaluierung, ebenso 

wie der flächendeckende Ausbau des Jugendcoachings mit dem zusätzlichen nied-

rigschwelligen Angebot der Maßnahme AusbildungsFIT.  

Mit entsprechend zielorientierten Ansätzen können mit Ausnahme des Mangels an 

HochschulabsolventInnen alle im PoP und CSR festgehaltenen Handlungsbedarfe  

angesprochen und verbessert werden. Dieser vom ESF nicht angesprochene Hoch-

schulschwerpunkt wird im Rahmen von strukturellen Maßnahmen (wie z.B. Reform 

der Universitätsfinanzierung), Bewusstseinsbildungsmaßnahmen sowie des Ausbaus 

der Qualitätssicherung und -entwicklung im Bildungsbereich oder der Maßnahmen 

zur Senkung der Drop-Out-Quote im Hochschulbereich bearbeitet. Entsprechende 

Aktivitäten wurden bereits in die Wege geleitet und werden national finanziert (siehe 

NRP 2013).  Auch aufgrund der im Vergleich zur Vorperiode 2007-2013 geringeren 

ESF-Mittel für die Förderperiode 2014-2020 wird daher im ESF-Programm Öster-

reichs 2014-2020 der Schwerpunkt auf von Ausgrenzung bedrohte Personen gelegt. 

Damit trägt diese Strategie auch in umfassendem Sinne zur Armutsbekämpfung bei 

und ihre Bündelung von vier Prioritätsachsen unterstützt die erforderliche Konzentra-

tion der ESF-Mittel. 

Entwicklungsbedarfe und Beitrag des OP 

Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Vereinbarkeit von Berufs- 

und Privatleben (IP 1.1) 

Mit einer Frauenbeschäftigungsquote von 70,3% in der Gruppe der 20- bis 64-

Jährigen im Jahr 2012 liegt Österreich deutlich über dem EU-Schnitt von 62,3%. Die-

se hohe Beschäftigungsquote beruht jedoch auf einem hohen Anteil an teilzeitbe-

schäftigten Frauen in Österreich, der mit 44,9% ebenfalls deutlich über dem EU-

Schnitt von 32,5% liegt (siehe auch Bergmann/Sorger 20133). In Vollzeitäquivalenten 

gemessen, liegt die Frauenbeschäftigung 2012 demgegenüber lediglich bei 55,6%, 

was beweist, dass das Arbeitspotential von Frauen nur zu einem Teil genutzt wird. 

So zeigt eine Studie zur Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuung der Arbeiter-

kammer, dass lediglich für 18% der im Rahmen dieser Studien befragten Teilzeitbe-

schäftigten Vollzeit generell nicht von Interesse ist, während die meisten sich unter 

entsprechenden Rahmenbedingungen – vor allem hinsichtlich der Kinderbetreuung 

                                                
2
 Im Kontext der Jugendarbeit bezeichnen hinausreichende Unterstützungsangebote mobile Angebote 

im öffentlichen Raum, die sich an den Interessen und Wünschen der Jugendlichen orientieren und 

als Ergänzung zu einrichtungszentrierten Angeboten gesehen werden.   
3
 Bergmann, Nadja / Sorger, Claudia: Country Fiches on Gender Equality and Policy Developments. 

Austria. 2013 
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sowie Planbarkeit und Lage der Arbeitszeiten - durchaus eine Ausweitung der Ar-

beitszeit vorstellen könnten.4 

Zudem sind Frauen beinahe doppelt so häufig geringfügig beschäftigt wie Männer 

und auch wesentlich häufiger in Niedriglohnbereichen (siehe EK 2013)5.  

Daraus resultiert auch einer der höchsten Gender Pay Gaps in der EU. 2012 lag das 

geschlechtsspezifische Lohngefälle in Österreich bei 23,7% und damit um mehr als 

sieben Prozentpunkte über dem EU-Schnitt von 16,2%. Dies stellt den dritthöchsten 

Wert innerhalb der EU dar. Die Konzentration der weiblichen Beschäftigten auf be-

stimmte, oft relativ niedrig entlohnten Berufsfelder (horizontale Segregation) ist mit 

ein Grund für den hohen Gender Pay Gap in Österreich. Vor  allem gering qualifizier-

te Frauen sind hiervon negativ betroffen (siehe Bergmann/Sorger 2013).  

Weiters erschwert die begrenzte Verfügbarkeit von Kinderbetreuungseinrichtungen 

sowie von Langzeitpflegediensten die Vereinbarkeit von Familie/Privatleben und Be-

ruf. Vor allem in ländlichen Regionen stellt die geringe Anzahl an Betreuungsplätzen 

für Kinder unter drei Jahren sowie die unzulänglichen Öffnungszeiten der bestehen-

den Einrichtungen ein Problem dar (siehe Bergman/Sorger 2013). Alle aktuellen Zah-

len belegen auch, dass Frauen nach wie vor wesentlich seltener in Führungspositio-

nen vertreten sind. 

Um diesen Entwicklungen entgegenzusteuern wurde im Juni 2010 der Nationale Ak-

tionsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt verabschie-

det, dessen Maßnahmenspektrum unter anderem zu einer Erhöhung der Frauener-

werbsquote und der Vollzeitbeschäftigung von Frauen sowie zum Schließen der Ein-

kommensschere zwischen Frauen und Männern beitragen soll. Hinsichtlich der Re-

duzierung des geschlechtsspezifischen Lohngefälles liegt der Schwerpunkt der Akti-

vitäten auf einer Erhöhung des diesbezüglichen Bewusstseins, etwa durch ver-

pflichtende Einkommensberichte von Unternehmen oder Gehaltsangaben bei Stelle-

ninseraten. Ein weiterer Schwerpunkt der Bundesregierung liegt im Ausbau der Kin-

derbetreuungseinrichtungen, vor allem auf den Angeboten für unter-3-Jährige sowie 

längeren Öffnungszeiten (siehe NRP 2013). 

Der Einsatz der ESF-Mittel soll hier ergänzend  zu den Maßnahmen des NAP Gleich-

stellung erfolgen. Der Schwerpunkt wird dabei auf strukturelle Veränderungen in Un-

ternehmen gelegt, indem etwa innovative, unternehmensbezogene Maßnahmenan-

sätze zur Förderung einer gleichstellungsorientierten Erwerbsbeteiligung und berufli-

chen Weiterentwicklung von Frauen umgesetzt werden sollen. Dies umfasst ver-

schiedene Beratungs- und Entwicklungsangebote zur Förderung des beruflichen Auf-

stiegs von Frauen in Unternehmen. Spezifische Bildungsangebote für bildungsbe-

nachteiligte Frauen sollen die strukturelle Benachteiligung in Bildungsprozessen re-

duzieren und die Chancengerechtigkeit verbessern.    

Mit diesen Maßnahmenpaketen geht das OP auch mit den entsprechenden Hand-

lungsempfehlungen der EK konform und zugleich wird ein wesentlicher Beitrag zur 

Erreichung der Europa 2020 Ziele gesetzt. 

                                                
4
Nadja Bergmann, Lisa Danzer, Susanne Schmatz (2014): Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuung 

- betriebliche Rahmenbedingungen aus Sicht berufstätiger Eltern.  
5
 Europäische Kommission (2013): Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm Öster-

reichs 2013. 
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Aktives und gesundes Altern (IP 1.2) 

Die demografische Entwicklung ist so wie in der EU generell auch in Österreich eine 

der zukünftigen Herausforderungen. Der Anteil der über 65-Jährigen wird von 18% im 

Jahr 2012 bis 2030 auf 24% steigen und gemäß den Projektionen wird das Arbeits-

kräftepotenzial gemessen an der Bevölkerung im Alter bis 65 Jahren ab 2020 

schrumpfen (Statistik Austria 2013)6.  

Derzeit liegt die Beschäftigungsquote von Personen zwischen 55 und 65 Jahren  in 

Österreich bei 43,1% und somit deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 48,8%. Zu-

dem sind rund 30% der Personen unmittelbar vor Pensionsantritt zwischen 1,5 und 

drei Jahren als arbeitslos registriert oder im Krankenstand (siehe EK 20137). 

Dementsprechend hoch ist die Inaktivitätsrate Älterer in Österreich und liegt mit 

56,4% deutlich über dem EU-Schnitt. Den Hauptgrund dafür stellt die hohe Anzahl an 

Personen in vorzeitigen Alterspensionen dar: Etwas mehr als 40% der 55- bis 59-

jährigen Frauen sind bereits pensioniert, bei den Männern sind dies 85% in der Al-

tersgruppe zwischen 55 und 64 Jahren. Vor diesem Hintergrund überrascht es auch 

nicht, dass Österreich im OECD-Vergleich eines der niedrigsten Pensionsantrittsalter 

aufweist (siehe auch Lechner/Wetzel 2012).8  

Ein erklärtes Ziel der österreichischen Bundesregierung ist es daher, das Pensions-

antrittsalter zu erhöhen und gleichzeitig die Beschäftigungsfähigkeit älterer Arbeit-

nehmerInnen zu erhalten bzw. wieder herzustellen. Dies wird durch entsprechende 

gesetzliche Regelungen hinsichtlich der Pensionszugangsmöglichkeiten sowie ein 

begleitendes umfassendes national finanziertes Maßnahmenbündel verfolgt. Dazu 

zählen insbesondere die Neugestaltung der Invaliditätspension und neue Maßnah-

men des AMS für diese Zielgruppe nach dem SRÄG 2012, die Fit2Work Beratung für 

Personen bzw. Betriebe, die beim Eingliederungsmanagement unterstützt werden, 

oder generell die Maßnahmen des AMS zugunsten arbeitsloser, gesundheitlich be-

einträchtigter und/oder älterer Personen. Aufgrund der gesetzlichen Änderungen und 

den entsprechenden Begleitmaßnahmen ist die Zahl der Anträge und auch der Zuer-

kennungen von Jänner bis Juni 2013 bei Invaliditätspensionen um rund 13% und bei 

vorzeitiger Alterspensionen um rund 20% niedriger als im Vergleichszeitraum des 

Vorjahres (Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz: Fact 

Sheet Pensionen. Juli 2013). 

Evaluierungsberichte, aber auch Erfahrungen aus der Wirtschaft (siehe z.B. 

www.arbeitundalter.at) belegen, dass zum einen die Belegschaften in den Betrieben 

altern und viele Unternehmen nicht darauf vorbereitet sind und zum anderen sowohl 

seitens der betriebliche Ebene als auch auf Seite der älteren ArbeitnehmerInnen 

noch das entsprechende Bewusstsein fehlt. Daher soll mit Hilfe des ESF ergänzend 

und komplementär zu den national finanzierten Maßnahmen die Anpassung von Jobs 

und Arbeitsplätzen an den Lebenszyklus durch die Verbesserung der betrieblichen 

Bedingungen eines alter(n)gerechten Arbeitens vorangetrieben werden. Zum Einsatz 

                                                
6
 Statistik Austria (2013): Bevölkerungsprognose 2013. Weblink: 

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/demographische_prognosen/bevoelkerungspro

gnosen/index.html#index1  
7
 Europäische Kommission (2013): Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm Öster-

reichs 2013.  
8
 Lechner, Ferdinand / Wetzel, Petra (2012): European Employment Observatory: Employment policies 

to promote active ageing. Austria. 

http://www.arbeitundalter.at/
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/demographische_prognosen/bevoelkerungsprognosen/index.html#index1
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/demographische_prognosen/bevoelkerungsprognosen/index.html#index1
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gelangt dabei vor allem das Instrument der betrieblichen Beratung zur Förderung 

eines alter(n)sgerechten und gesundheitsförderlichen Arbeitsumfeldes. Zudem wird  

auch der Bereich der Sekundärprävention angesprochen, indem durch die Förderung 

des Aufbaus eines betrieblichen Generationen- und Eingliederungsmanagements die 

(Re)Integration von älteren und gesundheitlich eingeschränkten Personen unterstützt 

wird. 

Insofern bildet die Einbindung der Wirtschaft und die Förderung eines Bewusstseins 

für die Relevanz älterer, erfahrener ArbeitnehmerInnen einen Schwerpunkt der öster-

reichischen ESF Strategie.  

    

Aktive Inklusion (IP 2.1) 

Österreichweit waren gemäß den aktuellen Zahlen des SILC 2012 1.201.000 Perso-

nen armutsgefährdet, davon 680.000 im Alter von 20 bis 64 Jahren und 304.000 un-

ter 19 Jahren. Dies entspricht einer Armutsgefährdungsquote von 14% und hierzu 

war die Tendenz in den letzten Jahren steigend. In der Altersgruppe der bis 15-

Jährigen sind 240.000 armutsgefährdet (18%) und auch hier war in den letzten Jah-

ren eine Steigerung zu beobachten. Zu besonders gefährdeten Gruppen zählen unter 

anderem (siehe SILC 20129): 

 MigrantInnen: davon Drittstaatsangehörige: 28% und EU/EFTA: 36% 

 Eingebürgerte ÖsterreicherInnen: 20%  

 Personen in Mehrpersonenhaushalten (mehr als 2 Kinder): 25% 

 Alleinerziehende (Ein-Eltern-Haushalte): 30% 

 Alleinlebende Personen ohne Pension: Männer: 23%, Frauen: 29% 

 Langzeitarbeitslose (mindestens sechs Monate arbeitslos): 45%  

 Personen mit maximal Pflichtschulabschluss: 20% 

In der Gruppe der armutsgefährdeten Personen sind Menschen mit Behinderung 

etwa doppelt so hoch armutsgefährdet (20% statt 11%). Insgesamt sind in Österreich 

ca. 96.000 Menschen mit Behinderung von Armut betroffen. Behinderung(Vgl. Statis-

tik Austria EU-SILC 2008; siehe auch Behindertenbericht der Bundesregierung 2008, 

S. 22.). Frauen mit Behinderung sind im Vergleich zu Männern doppelt so hoch von 

Armutsgefährdung und akuter Armut betroffen. (Vgl. Behindertenbericht der Bundes-

regierung 2008, S. 22; siehe auch www.armutskonferenz.at.)  

Hinsichtlich der regionalen Verteilung belegen die Zahlen, dass insbesondere in Wien 

(25%) überdurchschnittlich viele Personen armutsgefährdet sind. Ebenso liegen die 

Quoten in Vorarlberg (18%) und Kärnten (15%) über dem bundesweiten Schnitt von 

14%. Diese regionalen Unterschiede in den Problemlagen wurden bei der Mittelzutei-

lung in der Investitionspriorität 2.1 Armutsbekämpfung berücksichtigt (siehe dazu 

Abschnitt 5).  

Im österreichischen Kontext soll im Rahmen des ESF besonderes Augenmerk auf 

folgende Gruppen gelegt werden: 

Gerade arbeitsmarktferne Personen mit geringer Arbeits- und Beschäftigungsfähig-

keit sind oftmals BezieherInnen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS). 

                                                
9
 Statistik Austria (2013): Tabellenband EU-SILC 2012. Einkommen, Armut und Lebensbedingungen 

http://www.armutskonferenz.at/


14 

 

2012 bezogen insgesamt 221.341 Personen eine Bedarfsorientierte Mindestsiche-

rung der Bundesländer, davon lebte mehr als die Hälfte (57%) in Wien. Die Daten-

analysen belegen auch, dass Frauen (40%) häufiger als Männer (33%) eine BMS-

Leistung beziehen, der Rest (27%) entfällt auf Minderjährige. Personen, die im Sys-

tem der bedarfsorientierten Mindestsicherung erfasst sind, sehen sich häufig mit 

ganz spezifischen - und oft multiplen -  Barrieren beim Zugang zum Arbeitsmarkt kon-

frontiert. Diese sind oftmals Ursache für ihre geringe Arbeits- und Beschäftigungsfä-

higkeit, die es durch bedarfsgerechte spezifische Inklusionsangebote im Rahmen der 

Investitionspriorität 2.1 zu verbessern gilt. Diese Angebote zeichnen sich durch ein 

abgestimmtes Paket an einzelnen Unterstützungsmaßnahmen aus, die durch den 

Einsatz von Case Management bedarfsgerecht und zielgerichtet koordiniert werden. 

Wie wichtig dieses Angebot des Case Managements sowie auch sozialarbeiterischer 

Elemente für die Wiedereingliederung dieser Zielgruppe in den Arbeitsmarkt sind, 

wird auch anhand diverser Evaluierungsergebnisse belegt (siehe z.B. Bergmann et al 

2012).10 

Weiters müssen immer mehr Erwerbstätige in Teilzeit oder sogar Vollzeit Leistungen 

des sozialen Sicherungssystems in Anspruch nehmen (working poor). In Österreich 

sind (laut EU SILC 2012) 224.000 ganzjährig erwerbstätige Personen (mindestens 6 

Monate Voll- oder Teilzeitarbeit) im Erwerbsalter (20-64 Jahre) armutsgefährdet, dies 

entspricht einer Quote von 7%. Insbesondere Personen in Hilfsberufen (14%) und 

Selbstständige (v.a. Ein-Personen-Unternehmen) (13%) sind überdurchschnittlich 

häufig armutsgefährdet. Bei Selbstständigen kommt erschwerend hinzu, dass sie – 

sofern sie vom Erwerbseinkommen nicht leben können -, nach dem derzeitigen BMS-

Vollzug die Gewerbeberechtigung in aller Regel ruhend stellen und sich beim AMS 

arbeitssuchend melden müssen, bevor ein Antrag auf BMS positiv beschieden wer-

den kann.11 Aber nicht nur die Zahlen zur Armutsgefährdung, die sich am Haushalts-

einkommen orientieren, sondern etwa auch die Erhebung zur Verdienststruktur be-

legt, dass immer mehr Menschen ein Einkommen beziehen, das nicht für die De-

ckung des Lebensunterhalts ausreicht. So liegt bei rund 14% der Voll- und Teilzeit-

beschäftigten der Bruttomonatsverdienst unter EURO 999 und bei weiteren 16% zwi-

schen EURO 1.000 und 1.499, wobei hier die Anteile der Frauen (insgesamt 50,5%) 

wesentlich höher sind als jene der Männer (15%)12. 

Zudem belegen die Ergebnisse, dass Frauen und insbesondere Alleinerzieherinnen 

(Armutsgefährdungsquote bei Ein-Eltern-Haushalten 30%) besonders häufig von 

Armut betroffen sind, und dies obwohl sie häufiger einer aktiven (Vollzeit-) Erwerbstä-

tigkeit nachgehen als Frauen, die mit einem Partner zusammen leben (EU SILC 

2012). In der Regel ist bei allen Komponenten der Armutsgefährdung auch ein nied-

riges Ausbildungs- bzw. Berufsausbildungsniveau vorhanden (siehe z.B. Riesenfel-

der et al 201113). Die Zahlen des EU-SILC 2012 zeigen, dass 438.000 erwerbsaktive 

                                                
10

 Bergmann, Nadja / Riesenfelder, Andreas / Sorger, Claudia (2012): Auswirkung der Einführung der 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf die Wiedereingliederung der LeistungsbezieherInnen ins 

Erwerbsleben. 
11

 Die Armutskonferenz (Hg.) (2012): Analyse und Vergleich der Länderbestimmungen zur Bedarfsorien-

tierten Mindestsicherung (BMS) 2011.  
12

 Statistik Austria (2011): Verdienststrukturerhebung 2010, Struktur und Verteilung der Verdienste in 

Österreich 
13

 Riesenfelder, Andreas / Schelepa, Susanne / Matt, Ina (2011): SozialhilfebezieherInnen mit parallelem 

Erwerbseinkommen (Working Poor) in Wien.  
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Personen armutsgefährdet sind. Gerade diese Zielgruppe, die zahlenmäßig einen 

doch vergleichsweise hohen Anteil an von Armut bedrohten Personen darstellt, ist 

somit eine der relevanten Zielgruppen. Die Armutsgefährdung ist die Folge des Zu-

sammenspiels einer Reihe von strukturellen (z.B. Pflege- oder Betreuungsaufgaben, 

die der Aufnahme einer Vollzeitstelle entgegenstehen) und individueller Faktoren 

(z.B. geringes Ausbildungsniveau), die nicht durch einfache Maßnahmen zu beheben 

sind. Allerdings zeigt sich etwa in Befragungen von SozialhilfebezieherInnen14ein 

starker Bedarf nach Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen, die die Betreffen-

den bei der Suche individueller Strategien zur Verbesserung ihrer Situation Hilfestel-

lung bieten. Durch bedarfsgerechte spezifische Inklusionsangebote soll in der Grup-

pe der Erwerbsaktiven, deren Einkommen nicht zur Deckung des Lebensunterhaltes 

ausreicht, zur Erreichung des nationalen Armutsreduktionszieles beigetragen wer-

den. 

Weiters stellen ausgegrenzte Jugendliche und junge Erwachsene, die von keiner 

relevanten Institution, wie AMS, Sozialämter, Schulbehörden etc. erfasst sind, eine 

relevante Zielgruppe für die Investitionspriorität 2.1 dar. Aufbauend auf aktuell lau-

fende Studien werden in einzelnen Bundesländern passgenaue Angebote entwickelt 

und umgesetzt. Der Fokus liegt hier auf umfassenden Unterstützungsangeboten für 

diese Zielgruppe. 

Erhöhte Integrationsunterstützungen sind auch für Roma gefordert. Die bestehenden 

Schätzungen reichen von 20.000 bis 120.000 in Österreich lebenden Roma. Zu be-

achten ist in diesem Zusammenhang, dass diese Volksgruppe äußerst heterogen ist 

und nicht nur autochthone Gruppen wie die burgenländischen Roma und Sinti um-

fasst, sondern auch allochthone Gruppen, zu denen vor allem die aus Südosteuropa 

zugewanderten Roma, aber auch Lovara, Arlije und andere gehören (siehe z.B. Fink 

2011) 15. Die Gruppe der Roma – vor allem der allochthonen Gruppen - ist im Regel-

fall nicht nur von Armut bedroht, sondern leben bereits in teils menschenunwürdiger 

Armut. Die Diskriminierungserfahrungen von Roma und anderen arbeitsmarktfernen 

Minderheiten bedürfen einer spezifisch auf die jeweilige Gruppe abgestimmten ar-

beitsmarktpolitischen Integrationsprogrammatik. Die Arbeitsmarktpolitik wird hier im 

Verbund mit anderen Interventionsansätzen aktiv werden müssen, insbesondere im 

Bereich der Familienberatung und der schulischen Betreuung, damit eine möglichst 

holistische Intervention gewährleistet ist.  

Angesichts dieser inhaltlichen Ausrichtungen sind die Aktivitäten der Investitionsprio-

rität 2.1 im Rahmen der österreichischen ESF-Strategie unmittelbar akkordiert mit 

den europäischen Vorgaben: Die Strategie Europa 2020 betont die Notwendigkeit der 

Förderung der sozialen Eingliederung und der Bekämpfung der Armut und auch im 

Sinne des GSR 2014-2020 ist die Investitionspriorität 2.1 des österreichischen ESF 

Programmes eine Leitaktion zur aktiven Eingliederung und zur Integration marginali-

sierter Personen.  

                                                
14

 Riesenfelder, Andreas / Schelepa, Susanne / Matt, Ina (2011): SozialhilfebezieherInnen mit parallelem 

Erwerbseinkommen (Working Poor) in Wien. 
15

 Fink, Marcel (2011): Promoting Social Inclusion of Roma. A Study of National Policies (Austria). 
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Verringerung des vorzeitigen Schulabbruchs (IP 3.1) 

Der Anteil der so genannten Early School Leavers liegt in Österreich 2012 bei 7,6% 

und somit unter dem Europäischen Zielwert von 10% (siehe ICF 2013)16. Allerdings 

zeigt sich, dass in der Gruppe der Jugendlichen mit Migrationshintergrund der Anteil 

der SchulabbrecherInnen dreimal so hoch ist als im Durchschnitt (siehe z.B. Steiner 

2009)17.  

Ein früher Schulabbruch erhöht auch das Desintegrationsrisiko: So sind etwa 46% 

der frühen SchulabgängerInnen der Gruppe der NEET-Jugendlichen zuzurechnen. 

Gemäß den Ergebnissen einer aktuellen Studie im Auftrag des BMASK sind NEET-

Jugendliche häufiger im Ausland geboren und leben häufiger in Städten. Als Haupt-

determinanten für einen NEET-Status wurden eine geringe Bildung der Eltern und 

das Fehlen einer EU-25-Staatsbürgerschaft herausgefiltert (siehe ISW/IBE/JKU – 

Institut für Soziologie 2013)18. Diese Gruppe macht auch den Großteil der Jugendar-

beitslosigkeit aus und es handelt sich um Personen, die vor der Gefahr stehen, schon 

sehr frühzeitig ohne Chance auf ein geregeltes Berufsleben zu bleiben.  

Österreich hat mit der überbetrieblichen Berufsausbildung und der Ausbildungsgaran-

tie für Jugendliche bereits wesentliche Voraussetzungen für eine verstärkte Integrati-

on dieser Zielgruppe in den Arbeitsmarkt geschaffen und die vergleichsweise niedri-

ge Jugendarbeitslosigkeitsquote (7,6%) ist unter anderem auf diese Interventionen 

der Arbeitsmarktpolitik zurückzuführen. Zudem ist die Bekämpfung der Dropout-

Problematik auch ein wesentlicher Teil der österreichischen „Nationalen Strategie zur 

Verhinderung frühzeitigen (Aus)Bildungsabbruches“. 

Im Rahmen der Prioritätsachse 3.1 sollen daher Maßnahmen gefördert werden, die 

auf die Verringerung der Zahlen der vorzeitigen SchulabbrecherInnen sowie auf die 

Förderung der Inklusion in hochwertige Ausbildungen für spezifische Gruppen von 

Jugendlichen abzielen. Insbesondere werden hier SchülerInnen mit Migrationshinter-

grund, aus bildungsbenachteiligten Schichten und/oder mit Lerndefiziten/-schwächen 

angesprochen. Weiters belegen zahlreiche Studien, dass Bildungsmaßnahmen umso 

wirksamer sind je früher sie ansetzen. Aus diesem Grund empfiehlt auch der Rat eine 

Verbesserung der frühkindlichen Bildung und im Rahmen des ESF werden daher 

inklusive Regionen sowie Modellprojekte zur umfassenden Sprachförderung im 

Pflichtschulbereich entwickelt. Bereits im Kindergarten, in der Transition sowie in der 

Grundschule sollen durch begleitende Beobachtung und individuelle Förderung die 

Bildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten aller Kinder angesprochen und insbeson-

dere die Bildungschancen für Kinder mit Migrationshintergrund erhöht werden. 

Die Förderungsmittel des ESF werden in diesem Zusammenhang einerseits für die 

Weiterentwicklung bewährter Ansätze der aktiven Arbeitsmarktpolitik, wie Netzwerk 

Berufliche Assistenz, Jugendcoaching und AusbildungsFiT eingesetzt, andererseits 

aber auch für die Entwicklung innovativer Modelle zur schulischen und arbeitsmarkt-

bezogenen Integration von Kindern und Jugendlichen. 

                                                
16

 ICF / GHK (2013): Peer Review on Early School Leaving. Background Paper Austria. 
17

 Steiner, Mario: Early School Leaving und Schulversagen im österreichischen Bildungssystem. 2009. 
18

 ISW/IBE/JKU – Institut für Soziologie (2013): Unterstützung der arbeitsmarktpolitischen Zielgruppe 

„NEET“. 
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Diese Investitionspriorität befindet sich im Einklang mit dem Ziel der Strategie Europa 

2020, die sich unter anderem eine Senkung des Anteils der SchulabbrecherInnen 

zum Ziel gesetzt hat.  

Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen (IP 3.2) 

In Österreich verfügt der Großteil der arbeitslosen Personen über einen niedrigen 

Bildungsabschluss bzw. ein niedriges Qualifikationsniveau. Zudem finden Personen 

ohne oder mit höchstens Pflichtschulabschluss kaum Zugang zum System der Bil-

dung und Weiterbildung. Dies wird auch durch die Ergebnisse der Erwachsenenbil-

dungserhebung (Statistik Austria 201319) belegt, wonach 69% der Personen mit Ab-

schluss von Hochschulen oder hochschulverwandten Ausbildungen im Haupter-

werbsalter (25 bis 64 Jahre) sich innerhalb des Jahres vor der Befragung weiterbilde-

ten, allerdings nur 24% der Personen, deren höchste abgeschlossene Schulbildung 

die Pflichtschule ist. Aber nicht nur die Teilhabe an Weiterbildungen ist gering, son-

dern auch bei gewissen Schlüsselkompetenzen, wie etwa der Lesekompetenz, be-

steht hier entsprechender Aufholbedarf. So belegt etwa die erste PIAAC-Erhebung20, 

dass rund 17% der 16- bis 65-Jährigen in Österreich nur über eine niedrige Lese-

kompetenz verfügen, dies entspricht fast einer Million Menschen. Vor allem Personen 

mit einer anderen Erstsprache als Deutsch weisen eine sehr schwache Leseleistung 

auf. Das Niveau der im Rahmen von PIAAC gemessenen Schlüsselkompetenzen 

sinkt generell mit zunehmendem Alter, allerdings ist dieser Effekt in Österreich stär-

ker ausgeprägt als in anderen teilnehmenden Ländern. Dies trifft auch auf die Leis-

tungsdifferenz zwischen Frauen und Männern zu und zwar zugunsten der Männer. 

Eine Studie des IHS belegt, dass in Österreich als untere Zielgröße für Basisbil-

dungs- und Alphabetisierungsangebote von 243.000 Personen ausgegangen werden 

muss21. 

Dies wird auch durch die Ratsempfehlungen aufgegriffen, wonach Menschen mit 

Migrationshintergrund schlechtere Bildungsergebnisse erzielen als ÖsterreicherInnen 

und zudem häufiger unter ihrem tatsächlichen Qualifikationsniveau beschäftigt und 

entlohnt werden (Seite 5). Gerade für diese Zielgruppen ist daher die Strategie des 

lebenslangen Lernens für eine nachhaltige Integration und Besserstellung am Ar-

beitsmarkt zentral. Darüber hinaus wird aber auch eine Reihe weiterer Zielgruppen 

von den Maßnahmen in der IP 3.2 angesprochen. In der Stellungnahme der Kom-

missionsdienststellen zur Entwicklung der Partnerschaftsvereinbarung und der Pro-

gramme in Österreich wird beispielsweise explizit darauf hingewiesen, dass die Stra-

tegien für lebenslanges Lernen für ältere Arbeitskräfte nicht genug Wirkung zeigen. 

Dies belegt das nicht ausgeschöpfte Bildungspotential woraus die Notwendigkeit zur 

Verbesserung des Bildungsgrades, gerade auch im Sinne des lebenslangen Lernens 

(Seite 7) abgeleitet wird. Die entsprechende Investitionspriorität der österreichischen 

ESF-Strategie konzentriert sich daher insbesondere auf die formale Höherqualifizie-

rung von gering qualifizierten Personen, benachteiligte Personen, Bildungsbenachtei-

                                                
19

 Statistik Austria: Erwachsenenbildung. Ergebnisse des Adult Education Survey 2011/12 (AES). 2013 
20

 Statistik Austria: Schlüsselkompetenzen von Erwachsenen. Erste Ergebnisse der PIAAC-Erhebung 

2011/12. 2013 
21

 Steiner, Mario & Vogtenhuber, Stefan (2014): Grundlagenanalysen für die Initiative Erwachsenenbil-

dung. Wien  
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ligte, ältere Personen, WiedereinsteigerInnen und eine zentrale Zielgruppe stellen in 

diesem Zusammenhang Personen mit Migrationshintergrund dar. Dies beruht unter 

anderem darauf, dass gerade bei dieser Gruppe die Lese- und Mathematikkompe-

tenzen noch niedriger liegen als im österreichischen Schnitt und zudem die Unter-

schiede bei den Abschlüssen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund im Ver-

gleich zu Einheimischen zu den höchsten in der EU zählen (EK 2013).  

In Österreich werden im Rahmen des ESF daher Bildungsberatungsnetzwerke zur 

Sensibilisierung der Zielgruppen hinsichtlich der Bedeutung von Aus- und Weiterbil-

dung, die Weiterentwicklung und der Ausbau der Angebote im Bereich der Basisbil-

dung sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Durchlässigkeit des Bildungssystems 

und des Zugangs zu höherer Bildung gefördert. In diesem Zusammenhang gilt es zu 

berücksichtigen, dass für bildungsbenachteiligte Berufstätige oder Erwerbslose der 

Einstieg in eine Qualifizierungsmaßnahme eine große Herausforderung auf unter-

schiedlichen Ebenen darstellt: Lernen ist für sie eine belastende Aktivität und es er-

fordert daher entsprechende didaktische Konzepte und Rahmenbedingungen, um 

Befürchtungen und Abwehr zu minimieren und eine Basis für die Lernmotivation auf-

zubauen. Zugleich sind mit vorzeitigem Schulabbruch auch Ausgrenzungserfahrun-

gen verbunden, die ebenfalls einen positiven Zugang zur Weiterbildung bzw. zum 

nachträglichen Schulabschluss behindern.  

In diesem Sinne entspricht diese Investitionspriorität nicht nur den Inklusionsvorga-

ben der Strategie Europa 2020, sondern zielt langfristig auf die  weitere Erwerbsent-

wicklung von Personen mit niedriger oder abgebrochener Ausbildung. Die Investiti-

onspriorität folgt damit der nationalen Strategie zum Lebenslangen Lernen und ent-

spricht den seitens des GSR 2014-2020 empfohlenen Leitaktionen zur Förderung 

des Zugangs zum lebenslangen Lernen. 

ESF Burgenland (IP 4.1 – IP 4.7) 

Die Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur im Burgenland weist nach wie vor struktu-

relle Defizite auf, auch wenn ein deutlicher Aufwärtstrend erkennbar ist. So sinken 

etwa gemäß den Prognosen die Anteile der erwerbsfähigen Bevölkerung im Burgen-

land überproportional stark. Zudem ist die Arbeitslosigkeit im Jahr 2013 im Burgen-

land vergleichsweise stärker gestiegen als im bundesweiten Schnitt. Auch die Zahl 

der arbeitslosen Frauen sowie von älteren Arbeitslosen ist im Burgenland stärker 

angestiegen als in anderen Regionen Österreichs. Österreichweit ist die Zahl der 

Personen mit gesundheitlichen Vermittlungseinschränkungen im Jahr 2013 im Ver-

gleich zu 2012 um 18,5% gestiegen, im Burgenland um 26,4%.  

Daneben treffen für das Burgenland noch spezifisch folgende Problemlagen zu: 

 Hohe Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen trotz Lehrausbildung (im Burgenland: 

41%, Österreich: 34%), BMS- und Fachschulabschluss 

 Geringe Arbeitsplatzdichte und v.a. Mangel an qualifizierten Arbeitsplätzen (hoher 

Pendleranteil): So waren beispielsweise 2009 nur 464 Vollzeitäquivalente im Bur-

genland im F&E-Bereich tätig, österreichweit 56.400! 

 Geringes Wirtschaftsniveau (unterdurchschnittliches BIP und Kaufkraft); so er-

reicht das Nordburgenland nur 74% der durchschnittlichen Wirtschaftskraft Öster-

reichs, das Mittel- und Südburgenland nur 60%. Das Bruttoregionalprodukt liegt 

auch deutlich unter dem EU-Durchschnitt (EUROSTAT 2009: Burgenland Index = 

84,3, EU-Durchschnitt = 100). 
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 Unterdurchschnittliches Bildungsniveau der Bevölkerung: So hatten 2011 19,7% 

der BurgenländerInnen nur einen Pflichtschulabschluss (Österreich: 17,5%) und 

nur 15% einen Tertiärabschluss (Österreich: 19,3%). Insbesondere Frauen zei-

gen ein deutlich schlechteres Bildungsniveau: So verfügen 28,5% der Burgenlän-

derinnen nur über einen Pflichtschulabschluss im Vergleich zu 10,9% der Män-

ner; 59,3% der Frauen verfügen über einen Sekundärabschluss, Männer: 71,3%; 

Tertiärabschluss: Frauen: 12,2%, Männer 17,7%!Geringes Aus- und Weiterbil-

dungsinteresse der Erwerbsbevölkerung (2010: 10% der 25-64-jährigen Erwerbs-

bevölkerung, Österreich: 14%) 

 Sehr geringe F&E-Ausgaben (2009: EUR 45 Mio. bzw. EUR 158/Kopf, Öster-

reich-Durchschnitt EUR 895/Kopf), F&E-Quote(2009: 0,7%, Österreich-

Durchschnitt: 2,7%).  

 Fehlende Zentralräume, keine Städtischen Zentren und starkes Nord-Süd Gefälle 

am Arbeitsmarkt – das Nordburgenland profitiert von der Nähe Wiens, Mittel- und 

Südburgenland leiden unter der peripheren Lage. 

 Aufgrund der gegenständlichen Arbeitsmarktsituation weist das Burgenland eine 

sehr hohe Anzahl an Tagespendlern auf. Rund 40.000 Personen müssen in die 

Ballungszentren von Wien und Graz pendeln. Ziel wäre es, dies zu reduzieren 

und durch Qualifizierung und Schaffung von neuen Arbeitsplätzen den Menschen 

einen Arbeitsplatz im Burgenland zu Verfügung zu stellen. 

 Als Grenzregion zu Ungarn, der Slowakei und Slowenien, die nach wie vor die 

Bedingungen eines Ziel 1 Programmes und damit Wettbewerbsvorteile genießen 

(geringere Personal- und Lohnkosten, höhere Fördersätze etc.) steht das Burgen-

land vor der Herausforderung, dass keine erneute Disparität bzw. Abwanderung 

von Betrieben und Arbeitskräften ausgelöst wird. Der ESF soll helfen, den bur-

genländischen Arbeitsmarkt effektiv zu unterstützen und zu stabilisieren. 

Bereits diese exemplarische Auswahl an Kennzahlen belegt, dass das Burgenland 

hinsichtlich der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstruktur noch mit größeren Defiziten und 

Schwächen zu kämpfen hat als andere Bundesländer.. Dieser Gegebenheit hat auch 

die Europäische Kommission mit der Definition des Burgenlandes als einzige Über-

gangsregion Österreichs Rechnung getragen. Aufgrund dieser spezifischen Anforde-

rungen werden im Burgenland, zusätzlich zu den Investitionsprioritäten des Öster-

reichprogramms, im Thematischen Ziel 8 - Förderung nachhaltiger und hochwertiger 

Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte – zusätzlich zu den  

österreichweit geplanten noch zwei weitere Investitionsprioritäten unterstützt: 

 Zugang zu Beschäftigung für Arbeitsuchende und Nichterwerbstätige, einschließ-

lich Langzeitarbeitsloser und arbeitsmarktferner Menschen, auch durch lokale 

Beschäftigungsinitiativen und die Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte (IP 

4.1) 

 Anpassung der Arbeitskräfte, Unternehmen und Unternehmer an den Wandel (IP 

4.3) 

Ziel der beiden Investitionsprioritäten ist es, 

 die Beschäftigungsquote zu erhöhen; insbesondere bei Personengruppen mit 

geringer Erwerbsbeteiligung und/oder Personengruppen, die von der derzeitigen 

Verschlechterung am Arbeitsmarkt besonders betroffen sind bzw. auch bei einer 

Verbesserung der Konjunktur nicht einfach wieder Beschäftigung finden werden 

(Jugendliche, Ältere, Frauen, MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten), 
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 die Re- und Höherqualifizierung von Zielgruppenpersonen insbesondere in 

wissensintensiven Bereichen sowie  

 die Qualifizierung von UnternehmerInnen, Schlüssel- und Fachkräften zu fördern. 

 

Angesichts der aktuellen Arbeitsmarktlage ist zu erwarten, dass insbesondere unqua-

lifizierte und gering qualifizierte Personen mit deutlich schlechteren Arbeitsmarkt-

chancen konfrontiert sind. Stärker betroffen sind auch jene Personengruppen, die 

schon bisher am Arbeitsmarkt benachteiligt waren; d.s.  Jugendliche, Ältere, Frauen, 

Personen mit besonderen Bedürfnissen, und MigrantInnen. IP 4.1 richtet den Fokus 

daher  auf die Integration von Personengruppen mit geringer Erwerbsbeteiligung und 

schlechten Arbeitsmarktchancen (um durch individualisierte, am aktuellen Bedarf des 

Arbeitsmarktes ausgerichtete Orientierungs-, Trainings-, Qualifizierungs- und Be-

schäftigungsmaßnahmen deren Arbeitslosigkeit zu beenden und die Beschäftigungs-

quote weiter zu erhöhen. Damit wird zugleich das Bildungsniveau der TeilnehmerIn-

nen gehoben und den grundlegenden Zielen der Entwicklungsstrategie Burgenland 

2020, in allen Teilregionen des Landes ein ausreichendes Potenzial an qualifizierten 

Arbeitskräften für die Wirtschaft zur Verfügung zu stellen sowie den negativen Aus-

wirkungen des demographischen Wandels entgegenwirken zu können, entsprochen. 

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Beratung, Re- und Höherqualifizierung für Be-

schäftigte ergänzen die Maßnahmen für Arbeitslose und Nichterwerbstätige. Sie tra-

gen zur Erhaltung und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und somit zur Si-

cherung von Arbeitsplätzen bei, was wiederum auch den Aufbau und den Erhalt ei-

nes qualifizierten Arbeitskräftepotenzials und die Anpassung an den Strukturwandel 

unterstützt. 

Die Maßnahmen entsprechen somit auch der Empfehlung des Positionspapiers der 

Kommission hinsichtlich einer besseren Ausschöpfung der Beschäftigungspotenziale 

insbes. von Älteren, Frauen, Jugendlichen, MigrantInnen und anderen gefährdeten 

Bevölkerungsgruppen. Während für Ältere und Frauen jeweils auch eigene  IPs zur 

Verfügung stehen, werden Zielgruppen wie Geringqualifizierte, Jugendliche (auch mit 

Lehr-, BMS- oder Fachschulabschluss), Personen mit besonderen Bedürfnissen, 

MigrantInnen etc. im Rahmen dieser Maßnahme entsprechend gefördert.  

Die vorgesehenen bedarfsorientierten Qualifizierungsmaßnahmen zur Weiterentwick-

lung einer wissensbasierten Gesellschaft (einschließlich Qualifizierungsverbünde) 

richten den Fokus auf einen Bereich, der für die zukunftsorientierte Ausrichtung der 

burgenländischen Wirtschaft zentral ist. Gerade im technologischen, wissensintensi-

ven und F&E-Bereich hat das Burgenland noch großen Aufholbedarf. Maßnahmen 

zur Höhenqualifizierung in Bereichen wie IKT, umweltrelevantes Wissen etc. können 

die Wirtschaft in innovationsorientierten Bereichen unterstützen und zur Nutzung der 

vorhandenen Beschäftigungspotenziale beitragen (z.B. Green Jobs). 

Die bedarfsorientierten Qualifizierungsmaßnahmen erfolgen auch in enger Abstim-

mung mit den EFRE-Maßnahmen. Während der EFRE auf die Bereitstellung von 

Infrastruktur (z.B. Kompetenzzentren etc.) etc. abstellt, werden im Rahmen des ESF 

die nötigen Arbeitskräfte durch Schulung und Training zur Verfügung gestellt. Dabei 

handelt es sich um spezifische Maßnahmen, die in der geplanten Form nicht vom 

AMS angeboten werden. Gleichzeitig hilft die enge Verzahnung von EFRE und ESF-

Maßnahmen, die sich auch in konjunkturell schwächeren Zeiten bietenden Arbeits-

marktchancen optimal zu nutzen. 
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Die Maßnahmen im Rahmen der IP 4.3 - Anpassung der Arbeitskräfte, Unternehmen 

und Unternehmer an den Wandel – unterstützen ebenfalls die Anpassung an den 

Strukturwandel in der Wirtschaft und den Übergang zu einer wissensintensiven und 

innovationsorientierten Ökonomie. Hier hat das Burgenland wie oben erwähnt Auf-

holbedarf, weshalb diese Maßnahmen nach den positiven Erfahrungen in der ver-

gangenen Periode 2007-2013 weiter geführt werden. 

Zusätzlich werden im Rahmen der Maßnahme auch Anreize für Neugründungen und 

Betriebsansiedlungen geschaffen, die auch einen Beitrag zur Erhöhung der Selbst-

ständigenquote leisten. Vor dem Hintergrund der relativ geringen Arbeitsplatzdichte 

im Land und der hohen Pendlerraten sind alle potenziell wirkungsvollen Anstrengun-

gen zu begrüßen, die Anreize für Betriebsansiedlungen und Entrepreneurship schaf-

fen. 

Dies entspricht auch den Empfehlungen des Positionspapier der Kommission zur 

Entwicklung des Unternehmergeistes und zur (Höher)Qualifizierung in wissensinten-

siven und innovationsorientierten Bereichen sowie allgemein zur Stärkung des F&E-

Bereiches. Da Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in Österreich sehr ungleich 

verteilt sind und insbesondere im Burgenland schwach vertreten sind, wie auch im 

Positionspapier festgehalten (S. 6-7), sind Investitionen und Maßnahmen in diesem 

Bereich umso wichtiger – sowohl im EFRE als auch im ESF, wobei speziell auch in 

diesem Bereich auf eine enge Koordination und synergetische Abstimmung der 

Fonds-Maßnahmen Wert gelegt wird.  

Die vorgesehenen Maßnahmen in den beiden IPs zur (Höher-) Qualifizierung von 

Zielgruppenpersonen, UnternehmerInnen und Schlüssel- und Fachkräften insbeson-

dere in wissensintensiven und innovationsorientierten Bereichen zu einer innovati-

ven, F&E affinen und ökologisch orientierten Wirtschaft tragen somit auch unmittelbar 

zu den EU 2020-Leitstrategien des Intelligenten und Nachhaltigen Wachstums bei. 

 

1.1.2 Begründung der Auswahl der thematischen Ziele und der 

entsprechenden Investitionsprioritäten 

Angesichts der in Österreich gegebenen Entwicklungsbedarfe, den Empfehlungen 

des Rates und der Europäischen Kommission und der nationalen Strategien zur Rea-

lisierung der Europa 2020 Ziele ergeben sich bestimmte strategische Entwicklungsli-

nien für das ESF Programm. Vor dem Hintergrund der bereits im nationalen Kontext 

eingeleiteten Maßnahmen und des reduzierten Mitteleinsatzes im ESF wurde eine 

Fokussierung auf spezifische Investitionsprioritäten vorgenommen. Die folgende Ta-

belle enthält eine Beschreibung dieser Interventionsbereiche und die Begründung für 

die Auswahl.    

     

Tabelle 1: Begründung der Auswahl der thematischen Ziele und der Investitionspriori-
täten 
 

Ausgewähltes 
thematisches 
Ziel 

Ausgewählte Inves-
titionspriorität 

Begründung der Auswahl 

Förderung nachhal-
tiger und hochwerti-
ger Beschäftigung 
und Unterstützung 
der Mobilität der 

Investitionspriorität 1.1: 

Gleichstellung von Frau-

en und Männern auf allen 

Gebieten, einschließlich 

CSR No.3 und Stellungnahme EK: Abbau des ge-
schlechtsspezifischen Lohngefälles 
 
Stellungnahme EK: Bekämpfung der geschlechter-
spezifischen Segmentierung des Arbeitsmarktes  
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Arbeitskräfte des Zugangs zur Be-

schäftigung und des 

beruflichen Aufstiegs, der 

Vereinbarkeit von Berufs- 

und Privatleben und der 

Förderung des Grundsat-

zes des gleichen Entgelts 

für gleiche Arbeit. (a – iv) 

 
NAP Gleichstellung 

 Investitionspriorität 1.2: 

Aktives und gesundes 

Altern (a – vi) 

CSR No 2: Verbesserung der Beschäftigungsfähig-
keit älterer ArbeitnehmerInnen, um die Beschäfti-
gungsquote Älterer anzuheben 
Stellungnahme EK: Unterstützung von Aktivität und 
Gesundheit im Alter, u.a. durch Maßnahmen auf 
Unternehmensebene (z.B. Förderung der Kultur 
des aktiven Alterns in Unternehmen) 

Förderung der sozia-
len Inklusion und 
Bekämpfung von 
Armut und jeglicher 
Diskriminierung 

Investitionspriorität 2.1: 

Aktive Inklusion, nicht 

zuletzt durch die Förde-

rung der Chancengleich-

heit und aktiver Beteili-

gung, und Verbesserung 

der Beschäftigungsfähig-

keit (b – i) und sozioöko-

mische Eingliederung 

marginalisierter Bevölke-

rungsgruppen, wie etwa 

der Roma (b – II) 

Stellungnahme EK: Unterstützung der Arbeits-
marktintegration junger Menschen, v.a. der NEETs; 
Förderung der sozialen Eingliederung gefährdeter 
Bevölkerungsgruppen, insbesondere für Menschen 
mit Migrationshintergrund (einschließlich Ro-
ma)Behinderung; 

NRP 2013: Multiple Problemlagen von BMS-
BezieherInnen machen zunächst eine Stabilisierung 
erforderlich, erst dann kann Arbeitsintegration erfol-
gen;   

NAP Behinderung 

Investitionen in Bil-
dung, Ausbildung 
und Berufsbildung 
für Kompetenzen 
und lebenslanges 
Lernen 

Investitionspriorität 3.1: 

Verringerung und Verhü-

tung des vorzeitigen 

Schulabbruchs und För-

derung des gleichen 

Zugangs zu einer hoch-

wertigen Früherziehung 

und einer hochwertigen 

Grund- und Sekundarbil-

dung, darunter (formale, 

nicht formale und infor-

male) Bildungswege, mit 

denen eine Rückkehr in 

die allgemeine und beruf-

liche Bildung ermöglicht 

wird. (c-i) 

CSR No 5: Bildungsergebnisse insbesondere be-
nachteiligter junger Menschen verbessern; 
 
Stellungnahme EK: Senkung der Schulabbrecher-
quoten bei jungen Menschen aus gefährdeten Be-
völkerungsgruppen;  
Fokussierung der Unterstützung auf Schular-
ten/Schulen, die die meisten der benachteiligten 
Schülerinnen besuchen; 
 
NRP 2013: Unterstützung ausgrenzungsgefährde-
ter Jugendlicher als bildungspolitischer Schwer-
punkt  
 
NAP Behinderung: Angebote für benachteiligte, 
beeinträchtigte oder behinderte Jugendliche 
 
Nationale Strategie zur Verhinderung frühzeitigen 
(Aus)Bildungsabbruches 

 Investitionspriorität 3.2: 

Förderung des gleichen 

Zugangs zum lebenslan-

gen Lernen für alle Al-

tersgruppen im formalen, 

nicht formalen und infor-

malen Rahmen, Steige-

rung des Wissens sowie 

der Fähigkeiten und 

Kompetenzen der Ar-

beitskräfte sowie die 

Förderung flexibler Bil-

dungswege unter ande-

rem durch Berufsbera-

tung und die Bestätigung 

erworbener Kompeten-

zen (c – iii) 

 
 
LLL-Strategie: Aktionslinien 3 ‚Kostenloses Nachho-
len von grundlegenden Abschlüssen und Sicher-
stellung der Grundkompetenzen im Erwachsenenal-
ter‘  
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Zusätzliche Investiti-

onsprioritäten im 

Burgenland (Priori-

tätsachse 4 Burgen-

land) 

Investitionspriorität 4.1: 

Zugang zu Beschäftigung 

für Arbeitsuchende und 

Nichterwerbstätige, ein-

schließlich Langzeitar-

beitsloser und arbeits-

marktferner Menschen, 

auch durch lokale Be-

schäftigungsinitiativen 

und die Förderung der 

Mobilität der Arbeitskräfte 

Stellungnahme EK: bessere Ausschöpfung der 
Beschäftigungspotenziale insbes. von Älteren, 
Frauen, Jugendlichen, MigrantInnen und anderen 
gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
 
SWOT-Analyse:  

 überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit, insbeson-
dere bei Geringqualifizierten, gesundheitlich ein-
geschränkten Personen, Älteren, Jugendliche 
(auch mit Lehr- oder BMS- und Fachschulab-
schluss)  

 unterdurchschnittliche Erwerbsquote der 20-64-
Jährigen im Burgenland (Country Fact Sheet Ös-
terreich) 

 Investitionspriorität 4.3: 

Anpassung der Arbeits-

kräfte, Unternehmen und 

Unternehmer an den 

Wandel (a – v) 

Stellungnahme EK: Entwicklung des Unternehmer-
geistes und zur (Höher)Qualifizierung in wissensin-
tensiven und innovationsorientierten Bereichen  
 
Weit unterdurchschnittliche F&E-Ausgaben im Bur-
genland (Country Fact Sheet Österreich) und daher 
wenig Angebot an hochqualifizierten Arbeitsplätzen 
im technologieintensiven und F&E-Bereich 

Erläuterung: CSR = Country specific recommendations (länderspezifische Empfehlungen) 
(Empfehlung Mai 2013) 
Stellungnahme EK: Stellungnahme der Kommissionsdienststellen zur Entwicklung der Part-
nerschaftsvereinbarung und der Programme in Österreich für den Zeitraum 2014-2020; 
NRP 2013: Nationales Reformprogramm Österreich 2013 
  



24 

 

1.2 Begründung der Mittelzuweisungen 

 

Prioritätsachse OP Beschäfti-
gung ESF 

ESF-
Anteil 

1. Beschäftigung 52.000.000  11,8% 

2. Bekämpfung von Armut 135.000.000  30,5% 

3. Lebenslanges Lernen 205.000.000  46,4% 

4. Burgenland 24.293.986  5,5% 

5. Technische Hilfe 25.793.367  5,8% 

Gesamt  442.087.353  100,0% 

 

Die aktuellen österreichischen Kennzahlen zu den für das vorliegende OP relevanten 

Kernzielen der Strategie Europa 2020 belegen, dass noch Anstrengungen zur Reali-

sierung der Ziele erforderlich sind. Insbesondere betrifft dies die Verbesserung der 

Beschäftigungs- und Bildungschancen von Jugendlichen, Älteren, Unqualifizierten 

und MigrantInnen sowie die Verringerung der Zahl von armutsgefährdeten und von 

sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen. Wenngleich die SchulabbrecherInnen-

quote 2012 bei 7,6% und damit unter dem angepeilten Zielwert lag, so bedarf es 

auch hier weiterhin besonderer Anstrengungen, dem Schulabbruch vor allem präven-

tiv zu begegnen.  

Gemäß diesen Herausforderungen orientiert sich die Strategie des österreichischen 

ESF-Programms an folgenden thematischen Zielen: 

 Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der 

Mobilität der Arbeitskräfte (11,8% der Budgetmittel, zusätzlich 3,7% im Burgen-

land) 

 Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und jeglicher Dis-

kriminierung (30,5% der Budgetmittel, zusätzlich 0,3% im Burgenland) 

 Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für Kompetenzen und le-

benslanges Lernen (46,4% der Budgetmittel, zusätzlich 1,5% im Burgenland) 

Zu den genannten Zielen werden die Budgetmittel wie folgt zugeteilt: 

 IP Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Vereinbarkeit von Berufs- 

und Privatleben: Hierfür werden insgesamt 6,7% (zusätzlich 0,1% im Burgen-

land) der Budgetmittel eingesetzt, da die geplanten ESF-Maßnahmen vor allem 

jene des NAP Gleichstellung ergänzen sollen. Ein wesentlicher flankierender 

Schwerpunkt liegt daher auf unternehmensbezogenen Maßnahmen, wie z.B. Ka-

renzmanagement, Beratungsangebote für Teilzeitbeschäftigte etc. Die Erfahrun-

gen in der Vorperiode 2007-2013 haben gezeigt, dass sich die Unternehmensak-

quisition für die Durchführung entsprechender Maßnahmen eher schwierig gestal-

tet und für eine erfolgreiche Umsetzung der Aufbau von geeigneten Interventi-

onsstrukturen unerlässlich ist. Aus den genannten Gründen sowie aufgrund des-

sen, dass im ELER ein Schwerpunkt auf den Ausbau von Kinderbetreuungsan-

geboten in ländlichen Gebieten gesetzt wird, liegt der Anteil der eingesetzten 

ESF-Mittel bei vergleichsweise niedrigen 6,7%. 

 IP Aktives und gesundes Altern: Aufgrund der vergleichsweise geringen Be-

schäftigungsquote älterer Arbeitskräfte in Österreich liegt ein erklärtes Ziel der ös-

terreichischen Bundesregierung in der Erhaltung bzw. Wiederherstellung ihrer 
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Beschäftigungsfähigkeit. Der ESF wird auch hier ergänzend zu dem umfassen-

den Maßnahmenbündel der Bundesregierung vor allem für die Verbesserung der 

betrieblichen Bedingungen eines altersgerechten Arbeitens eingesetzt. Der Anteil 

der einzusetzenden ESF-Mittel liegt bei 5,1% (zusätzlich 0,1% im Burgenland), da 

erfahrungsgemäß die betrieblichen Rahmenbedingungen eine erfolgreiche Maß-

nahmenumsetzung erschweren und hier ein adäquater Einsatz der ESF-Mittel mit 

entsprechender Ausschöpfung garantiert werden soll.  

 IP Aktive Inklusion: In Österreich ist die Zahl der armutsgefährdeten Personen 

in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und liegt derzeit bei 1.201.000. Aus 

diesem Grund wird ein maßgeblicher Anteil des ESF-Budgets für diese Prioritäts-

achse eingesetzt und zwar 30,5% (zusätzlich 0,3% im Burgenland). Insbesondere 

die Zielgruppe der BezieherInnen von Bedarfsorientierter Mindestsicherung, die 

neue Zielgruppe working poor sowie ausgrenzungsgefährdete Jugendliche und 

Roma sollen hier durch den Einsatz von budgetintensiven bedarfsgerechten In-

klusionsangeboten, die durch den Einsatz von Case Management zielgerichtet 

koordiniert werden, unterstützt werden.  

 IP Verringerung des vorzeitigen Schulabbruchs: Investitionen in Bildungs-

maßnahmen sind unerlässlich für eine erfolgreiche Integration in den Arbeits-

markt. Die österreichischen Zahlen belegen zwar, dass der Anteil der Early 

School Leavers im europäischen Vergleich niedrig liegt, hier aber Jugendliche mit 

Migrationshintergrund besonders betroffen sind. Um hier das Desintegrationsrisi-

ko zu senken und eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt zu ermögli-

chen, vor allem für Jugendliche mit Migrationshintergrund, aber auch generell für 

ausgrenzungsgefährdete Jugendliche, wird daher der größte Anteil des ESF-

Budgets für diese Investitionspriorität eingesetzt und zwar 31,7% (zusätzlich 0,6% 

im Burgenland). 

 IP Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen: Der Großteil 

der arbeitslosen Personen in Österreich verfügt über einen niedrigen Bildungsab-

schluss und diese Personen haben auch kaum Zugang zum System der (Weiter-

)Bildung. Insbesondere Personen mit Migrationshintergrund und anderen sozialen 

Benachteiligungen sind aufgrund ihres niedrigen Qualifikationsniveaus am Ar-

beitsmarkt großen Benachteiligungen ausgesetzt. Die Höherqualifizierung Er-

wachsener, insb. von Personen mit Migrationshintergrund, wird daher auch in den 

Ratsempfehlungen und dem Positionspaper als zentral für Österreich angesehen 

und aus diesen Gründen werden insgesamt 14,7% (zusätzlich 0,8% im Burgen-

land) der ESF-Mittel für diese Investitionspriorität eingesetzt. 

Im Burgenland werden aufgrund der spezifischen Situation als Übergangsregion zu-

sätzlich zwei weitere Investitionsprioritäten unterstützt: 

 IP Zugang zu Beschäftigung für Arbeitssuchende und Nichterwerbstätige – 

Inklusion benachteiligter, arbeitsmarktferner und niedrig qualifizierter 

Personen sowie Höherqualifizierung für die wissensbasierte Wirtschaft: 

Angesichts der aktuellen Arbeitsmarktlage ist zu erwarten, dass insbesondere 

unqualifizierte und gering qualifizierte Personen mit deutlich schlechteren 

Arbeitsmarktchancen konfrontiert sind. Stärker betroffen sind auch jene 

Personengruppen, die schon bisher am Arbeitsmarkt benachteiligt waren, dazu 

zählen Jugendliche, Ältere, Frauen, Personen mit besonderen Bedürfnissen, und 

MigrantInnen. Es werden daher Budgetmittel in Höhe von 3,3% für Maßnahmen 

zur Integration von Personengruppen mit geringer Erwerbsbeteiligung und 

schlechten Arbeitsmarktchancen im Burgenland reserviert. Durch individualisierte, 
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am aktuellen Bedarf des Arbeitsmarktes ausgerichtete Orientierungs-, Trainings-, 

Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen soll deren Arbeitslosigkeit 

beendet und die Beschäftigungsquote weiter erhöht werden.  

 IP Anpassung der Unternehmen und Schlüssel- und Fachkräften an den 

strukturellen Wandel: Hier hat das Burgenland Aufholbedarf und aufgrund der 

positiven Erfahrungen aus der Vorperiode 2007-2013 erscheint es sinnvoll, diese 

Maßnahmen weiter zu führen. Zusätzlich sollen Anreize für Neugründungen und 

Betriebsansiedlungen geschaffen, der Unternehmergeist gefördert und die 

Selbstständigenquote erhöht werden. Vor dem Hintergrund der relativ geringen 

Arbeitsplatzdichte im Land und der hohen Pendlerraten sind alle Anstrengungen 

zu begrüßen, die Anreize für Betriebsansiedlungen und Entrepreneurship schaf-

fen. Es werden daher 0,1% der Budgetmittel für diese spezifischen Maßnahmen 

im Burgenland reserviert. 
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Tabelle 2: Überblick über die Investitionsstrategie des operationellen Programms (OP) 

Prioritäts-

achse 

Fond

s 

Unionsunterstüt-

zung (EUR) 

Anteil der 

gesamten 

Unionsunter-

stützung für 

das OP 

Thematisches Ziel Investitionsprioritäten Der Investitionsprioritä-

ten entsprechende spezi-

fische Ziele  

Gemeinsame und 

programmspezifische 

Ergebnisindikatoren, 

für die ein Zielwert 

festgelegt wurde  

1 

ESF 52.000.000,00 11.76% 

Förderung nachhalti-

ger und hochwertiger 

Beschäftigung und 

Unterstützung der 

Mobilität der Arbeits-

kräfte 

Investitionspriorität 1.1: Gleichstellung 

von Frauen und Männern auf allen Ge-

bieten, einschließlich des Zugangs zur 

Beschäftigung und des beruflichen Auf-

stiegs, der Vereinbarkeit von Berufs- und 

Privatleben und der Förderung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für 

gleiche Arbeit. (a – iv) 

SZ01 - Die Verbesserung 

der Chancengleichheit für 

Frauen (insb. hinsichtlich 

Erwerbsbeteiligung, 

Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben, Auf-

stiegsmöglichkeiten, Ent-

lohnung) durch Anpassung 

der Arbeitsorganisation, 

der personalwirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen 

und durch Sensibilisierung 

 

SZ02 - Die Erhöhung der 

Beschäftigungsfähigkeit 

von Frauen durch spezifi-

sche Beratungs- und 

Qualifizierungsangebote 

[PR02, PR01] 

ESF Investitionspriorität 1.2: Aktives und ge-

sundes Altern (a – vi) 

SZ03 - Die Anpassung von 

Jobs und Arbeitsplätzen an 

den Lebenszyklus durch 

Unterstützung bei der 

Verbesserung der betrieb-

lichen Bedingungen eines 

alter(n)gerechten Arbeitens 

 

SZ04 - Die Unterstützung 
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der Integration von ge-

sundheitlich beeinträchtig-

ten Menschen nach 

Langzeitkrankenständen in 

den betrieblichen Alltag 

2 

ESF 135.000.000,00 30.54% 

Förderung der sozia-
len Inklusion und 
Bekämpfung von 
Armut und jeglicher 
Diskriminierung 

Investitionspriorität 2.1: Aktive Inklusion, 

nicht zuletzt durch die Förderung der 

Chancengleichheit und aktiver Beteili-

gung, und Verbesserung der Beschäfti-

gungsfähigkeit (b – i) und sozioökonomi-

sche Eingliederung marginalisierter Be-

völkerungsgruppen, wie etwa der Roma 

(b – II) 

SZ05 - Schrittweise Inklu-

sion von Personengrup-

pen, mit – zumeist multip-

len – arbeitsmarktrelevan-

ten Problemlagen und 

Hemmnissen beim Zugang 

zu einer Beschäftigung 

durch stufenweise Stabili-

sierung und Heranführung 

an den Arbeitsmarkt. Eine 

unmittelbare Eingliederung 

steht dabei nicht im Vor-

dergrund, dies wird eher 

als langfristiges Ziel ange-

sehen. 

 

SZ06 - Unterstützung für 

zumindest teilweise am 

Arbeitsmarkt integrierte 

Personen im Hinblick auf 

eine existenzsichernde 

Beschäftigung. Die Maß-

nahmen zur Verbesserung 

der Erwerbssituation von 

Working Poor sollen die 

Chancen auf ein existenz-

sicherndes Einkommen im 

Haushaltskontext erhöhen. 

 

[PR03, PR04] 
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SZ07 - Mit den geplanten 

Maßnahmen zur Präventi-

on von Working Poor soll 

ein Beitrag zur Förderung 

der Inklusion und Verbes-

serung der Beschäfti-

gungsfähigkeit von ar-

mutsgefährdeten Erwerb-

stätigen geleistet werden. 

3 

ESF 205.000.000,00 46.37% 

Investitionen in Bil-
dung, Ausbildung und 
Berufsbildung für 
Kompetenzen und 
lebenslanges Lernen 

Investitionspriorität 3.1: Verringerung und 

Verhütung des vorzeitigen Schulabb-

ruchs und Förderung des gleichen Zu-

gangs zu einer hochwertigen Früherzie-

hung und einer hochwertigen Grund- und 

Sekundarbildung, darunter (formale, nicht 

formale und informale) Bildungswege, mit 

denen eine Rückkehr in die allgemeine 

und berufliche Bildung ermöglicht wird. 

(c-i) 

SZ08 - Verringerung der 

Zahl der Schul- und Aus-

bildungsabbrecherInnen 

 

SZ09 - Förderung der 

Integration in Ausbildun-

gen, die an die Pflichtschu-

le anschließen, für spezifi-

sche Gruppen von Jugend-

lichen, insbesondere Ju-

gendliche mit Behinderung, 

Beeinträchtigungen oder 

Lernschwierigkeiten, Ju-

gendliche mit Migrations-

hintergrund und Jugendli-

che aus bildungsbenachtei-

ligten Schichten, die ge-

fährdet sind die Schu-

le/Ausbildung abzubrechen 

oder keinen Abschluss zu 

erlangen. 

[PR09, PR07, PR08] 

 

 

ESF Investitionspriorität 3.2: Förderung des 

gleichen Zugangs zum lebenslangen 

Lernen für alle Altersgruppen im forma-

len, nicht formalen und informalen Rah-

SZ10 - (Formale) Höher-

qualifizierung benachteilig-

ter bzw. gering qualifizier-

ter Personen 
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men, Steigerung des Wissens sowie der 

Fähigkeiten und Kompetenzen der Ar-

beitskräfte sowie die Förderung flexibler 

Bildungswege unter anderem durch Be-

rufsberatung und die Bestätigung erwor-

bener Kompetenzen (c – iii) 

4 

ESF 24.293.986,00 5.50% 

Burgenland (themati-

sche Ziele 8, 9, 10) 

Investitionspriorität 4.1: Zugang zu Be-

schäftigung für Arbeitsuchende und 

Nichterwerbstätige, einschließlich Lang-

zeitarbeitsloser und arbeitsmarktferner 

Menschen, auch durch lokale Beschäfti-

gungsinitiativen und die Förderung der 

Mobilität der Arbeitskräfte (a - i) 

SZ11 - Erhöhung der Be-

schäftigungsfähigkeit von 

Personengruppen mit 

geringer Erwerbsbeteili-

gung und/oder überdurch-

schnittlich hoher Arbeitslo-

sigkeit. 

 

SZ12 - Höherqualifizierung 

von Personen in jenen 

Bereichen, die für die mo-

derne wissensbasierte 

Gesellschaft unerlässlich 

sind (z.B. IKT, umweltrele-

vantes Wissen). 

[BPR10, BPR11, CR03, 

BPR12, BPR13, 

BPR15, BPR14] 

ESF Investitionspriorität 4.2: Gleichstellung 

von Frauen und Männern auf allen Ge-

bieten, einschließlich des Zugangs zu 

Beschäftigung und des beruflichen Auf-

stiegs, Vereinbarkeit von Berufs- und 

Privatleben und die Förderung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für 

gleiche Arbeit (a – iv) 

SZ13 - Verbesserung der 

Chancengleichheit für 

Frauen (insbesondere 

hinsichtlich Erwerbsbeteili-

gung, Vereinbarkeit von 

Beruf und Privatleben, 

Aufstiegsmöglichkeiten, 

Entlohnung) 

 

SZ14 - Erhöhung der Be-

schäftigungsfähigkeit von 

Frauen durch Qualifizie-

rung 
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ESF Investitionspriorität 4.3: Anpassung der 

Arbeitskräfte, Unter-nehmen und Unter-

nehmer an den Wandel (a – v) 

SZ15 - Stärkung der Wett-

bewerbsfähigkeit der Un-

ternehmen durch Höher-

qualifizierung von Unter-

nehmerInnen und Schlüs-

sel- und Fachkräften 

ESF Investitionspriorität 4.4: Aktives und ge-

sundes Altern (a – vi) 

SZ16 - Für teilnehmende 

Betriebe: Längerer Ver-

bleib und Wiedereingliede-

rung von Älteren in Be-

schäftigung 

ESF Investitionspriorität 4.5: Aktive Inklusion, 

nicht zuletzt durch die Förderung der 

Chancengleichheit und aktiver Beteili-

gung, und Verbesserung der Beschäfti-

gungsfähigkeit 

SZ17 - Schrittweise Inklu-

sion von Personengruppen 

mit – zumeist multiplen – 

arbeitsmarktrelevanten 

Problemlagen und Hemm-

nissen beim Zugang zu 

einer Beschäftigung. Dabei 

geht es um eine stufenwei-

se Stabilisierung und Her-

anführung an den Arbeits-

markt 

ESF Investitionspriorität 4.6: Verringerung und 

Verhütung des vorzeitigen Schulabb-

ruchs und Förderung des gleichen Zu-

gangs zu einer hochwertigen Früherzie-

hung und einer hochwertigen Grund- und 

Sekundarbildung, darunter (formale, nicht 

formale und informale) Bildungswege, mit 

denen eine Rückkehr in die allgemeine 

und berufliche Bildung ermöglicht wird (c 

– i) 

SZ18 - Verringerung der 

Zahl der Schul- und Aus-

bildungsabbrecherInnen 

 

SZ19 - Förderung der 

Integration in hochwertige 

Ausbildungen für spezifi-

sche Gruppen von Jugend-

lichen (insbesondere Ju-

gendliche mit Behinderung, 

Beeinträchtigungen oder 

Lernschwierigkeiten, Ju-
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gendliche mit Migrations-

hintergrund und Jugendli-

che aus bildungsbenachtei-

ligten Schichten, die ge-

fährdet sind, die Schu-

le/Ausbildung abzubrechen 

oder keinen Abschluss zu 

erlangen) 

ESF Investitionspriorität 4.7: Förderung des 

gleichen Zugangs zum lebenslangen 

Lernen für alle Altersgruppen im forma-

len, nicht formalen und informalen Rah-

men, Steigerung des Wissens sowie der 

Fähigkeiten und Kompetenzen der Ar-

beitskräfte sowie die Förderung flexibler 

Bildungswege unter anderem durch Be-

rufsberatung und die Bestätigung erwor-

bener Kompetenzen (c – iii) 

SZ20 - Höherqualifizierung 

von gering qualifizierten 

Personen durch Nachholen 

des Pflichtschulabschlus-

ses und Verbesserung des 

Basisbildungsniveaus 

 

SZ21 - Erhöhung der Wei-

terbildungsbeteiligung von 

formal gering qualifizierten 

Personen (Personen mit 

höchstens Pflichtschulab-

schluss) 

 

SZ22 - Verbesserung der 

Chancen der Niedrigquali-

fizierten durch anbieterun-

abhängige Bildungsinfor-

mation und -beratung so-

wie durch innovative Pro-

jekte 

TH 

ESF 25.793.367,00 5.83% 

Technische Hilfe 

 SZ23 - Sicherung einer 

hohen Wirksamkeit der 

Interventionen, effiziente 

und effektive Pro-

grammabwicklung und 

[] 
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Steigerung der Bekanntheit 

des ESF 
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Abschnitt 2 Prioritätsachsen  

2.A Beschreibung der Prioritätsachsen, ausgenommen 

technische Hilfe 

Prioritätsachse 1: Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung 

und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte 

 Investitionspriorität 1.1: Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen Gebie-

ten, einschließlich des Zugangs zur Beschäftigung und des beruflichen Aufstiegs, 

der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und der Förderung des Grundsat-

zes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit. (a – iv) (im Folgenden kurz: Gleich-

stellung von Frauen und Männern sowie Vereinbarkeit von Berufs- und Privatle-

ben) 

 Investitionspriorität 1.2: Aktives und gesundes Altern (a – vi) 

 

Prioritätsachse 2: Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Ar-

mut und jeglicher Diskriminierung 

 Investitionspriorität 2.1: Aktive Inklusion, nicht zuletzt durch die Förderung der 

Chancengleichheit und aktiver Beteiligung, und Verbesserung der Beschäfti-

gungsfähigkeit (b – i) und sozioökonomische Eingliederung marginalisierter Be-

völkerungsgruppen, wie etwa der Roma (b – ii) (im Folgenden kurz aktive Inklusi-

on und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit) 

 

Prioritätsachse 3: Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für 

Kompetenzen und lebenslanges Lernen 

 

 Investitionspriorität 3.1: Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulabb-

ruchs und Förderung des gleichen Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung 

und einer hochwertigen Grund- und Sekundarbildung, darunter (formale, nicht 

formale und informale) Bildungswege, mit denen eine Rückkehr in die allgemeine 

und berufliche Bildung ermöglicht wird. (c-i) (im Folgenden kurz Verringerung und 

Verhütung des vorzeitigen Schulabbruchs) 

 Investitionspriorität 3.2: Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Ler-

nen für alle Altersgruppen im formalen, nicht formalen und informalen Rahmen, 

Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeits-

kräfte sowie die Förderung flexibler Bildungswege unter anderem durch Berufsbe-

ratung und die Bestätigung erworbener Kompetenzen (c – iii) (im Folgenden kurz 

Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen, Steigerung des Wis-

sens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskräfte) 

 

Prioritätsachse 4: ESF-Förderung Burgenland 

 Investitionspriorität 4.1: Zugang zu Beschäftigung für Arbeitsuchende und 

Nichterwerbstätige, einschließlich Langzeitarbeitsloser und arbeitsmarktferner 
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Menschen, auch durch lokale Beschäftigungsinitiativen und die Förderung der 

Mobilität der Arbeitskräfte (a - i) 

 Investitionspriorität 4.2: Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen 

Gebieten, einschließlich des Zugangs zu Beschäftigung und des beruflichen 

Aufstiegs, Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und die Förderung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit (a – iv) 

 Investitionspriorität 4.3: Anpassung der Arbeitskräfte, Unter-nehmen und 

Unternehmer an den Wandel (a – v) 

 Investitionspriorität 4.4: Aktives und gesundes Altern (a – vi) 

 Investitionspriorität 4.5: Aktive Inklusion, nicht zuletzt durch die Förderung der 

Chancengleichheit und aktiver Beteiligung, und Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit 

 Investitionspriorität 4.6: Verringerung und Verhütung des vorzeitigen 

Schulabbruchs und Förderung des gleichen Zugangs zu einer hochwertigen 

Früherziehung und einer hochwertigen Grund- und Sekundarbildung, darunter 

(formale, nicht formale und informale) Bildungswege, mit denen eine Rückkehr in 

die allgemeine und berufliche Bildung ermöglicht wird (c – i) 

 Investitionspriorität 4.7: Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen 

Lernen für alle Altersgruppen im formalen, nicht formalen und informalen 

Rahmen, Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen der 

Arbeitskräfte sowie die Förderung flexibler Bildungswege unter anderem durch 

Berufsberatung und die Bestätigung erworbener Kompetenzen (c – iii) 
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2.A.1 Prioritätsachse 1: Förderung nachhaltiger und hochwertiger 

Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte  

ID der Prioritätsachse 1 

Bezeichnung der Prioritätsachse Förderung nachhaltiger und hochwer-

tiger Beschäftigung und Unterstüt-

zung der Mobilität der Arbeitskräfte 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch Finanzierungsin-

strumente umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch auf EU-Ebene ein-

gerichtete Finanzierungsinstrumente 

umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird 

durch von der örtlichen Bevölkerung 

betriebene Ma0nahmen zur lokalen 

Entwicklung umgesetzt. 

 

 Für den ESF: Die gesamte Prioritäts-

achse ist auf soziale Innovation oder 

auf transnationale Zusammenarbeit 

oder auf beides ausgerichtet. 

 

2.A.2 Begründung für die Einrichtung einer Prioritätsachse, die 

mehr als eine Regionenkategorie, mehr als ein 

thematisches Ziel oder mehr als einen Fonds betrifft 

Nicht relevant 

2.A.3 Fonds, Regionenkategorie und Berechnungsgrundlage für 

die Unionsunterstützung 

Fonds ESF 

Regionenkategorie Stärker entwickelte Regionen 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

Förderfähige öffentliche Ausgaben 

Regionenkategorie für Regionen in äu-

ßerster Randlage und nördliche Regio-

nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

(falls zutreffend) 

- 
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2.A.4 Investitionspriorität 1.1: Gleichstellung von Frauen und 

Männern sowie die Vereinbarkeit von Berufs- und 

Privatleben 

 

2.A.5 Der Investitionspriorität 1.1 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ01 

Spezifisches Ziel Die Verbesserung der Chancengleichheit für Frauen 

(insb. hinsichtlich Erwerbsbeteiligung, Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatleben, Aufstiegsmöglichkeiten, 

Entlohnung) durch Anpassung der Arbeitsorganisati-

on, der personalwirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen und durch Sensibilisierung 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die beratenen Unternehmen setzen infolge der Be-

ratungen konkrete Maßnahmen zu einer Verbesse-

rung der betrieblichen Gleichstellungskultur um   

 

ID SZ02 

Spezifisches Ziel Die Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit von Frau-

en durch spezifische Beratungs- und Qualifizie-

rungsangebote 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die Angebote unterstützen die Frauen bei der beruf-

lichen Weiterentwicklung  
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und Programmspezifische Indikatoren, die 
dem Spezifischen Ziel entsprechen 
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

PR01 Anteil der Unterneh-
mensberatungen, die 
mit einem akkordierten 
Beratungsergebnis 
abschließen  

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Zahl der bera-

tenen Unter-

nehmen 

0 Prozent 2014 40 

 

Evaluierung 2018/19, 

2023/24 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 1.1 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Der ESF-Einsatz im Rahmen der IP „Gleichstellung von Frauen und Männern am 

Arbeitsmarkt“ erfolgt ergänzend und konform mit den von der Bundesregierung im 

Rahmen des Nationalen Aktionsplanes für die Gleichstellung von Frauen und Män-

nern am Arbeitsmarkt beschlossenen bzw. geplanten und aus nationalen Mitteln fi-

nanzierten Maßnahmen. Es sollen mit Unterstützung des ESF innovative Ansätze zur 

Förderung einer gleichstellungsorientierten Erwerbsbeteiligung von Frauen und Män-

nern entwickelt und umgesetzt werden. Die möglichen Maßnahmen zielen auf struk-

turelle und organisationale Veränderungen in Unternehmen (insb. KMU) sowie auf 

Beratungs- und Qualifizierungsangebote zur beruflichen Weiterentwicklung von 

Frauen ab.  

 

Unternehmensbezogene Maßnahmenansätze zur Förderung einer 

gleichstellungsorientierten Erwerbsbeteiligung und beruflichen Weiter-

entwicklung von Frauen   

Mit diesem Maßnahmenpaket wird auf eine Reihe von Hindernissen Bezug genom-

men, die einer gleichstellungsorientierten Erwerbsbeteiligung von Frauen und Män-

nern entgegenstehen. So zeigt sich etwa, dass das Beschäftigungspotenzial von 

Frauen oftmals nicht ausgeschöpft wird. Die Ursachen hierfür sind vielfältig und ha-

ben weiterhin einen deutlichen Gender Pay Gap sowie eine relativ ausgeprägte ge-

schlechtsspezifische Verteilung der Arbeitszeiten zur Folge. Deshalb ist die Möglich-

keit des Wechsels zwischen Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigung  im Unternehmen ein 

zentrales Thema im Rahmen der geplanten Modellprojekte zur Entwicklung und Im-

plementierung neuer betrieblicher Arbeitszeitmodelle    

Auch Karenz- bzw. andere betreuungs- und pflegebedingte Erwerbsunterbrechungen 

bedeuten einen erheblichen Einschnitt im Berufsverlauf, insbesondere dann, wenn 

diese vor allem von Frauen in Anspruch genommen und nicht partnerschaftlich geteilt 

werden. Hier wären beispielsweise neue Modelle der Laufbahnberatung im Sinne 

eines Karenzmanagements und einer Wiedereinstiegsplanung anzudenken. In die-

sem Zusammenhang gilt es auch, die Inanspruchnahme von Karenz- und Pflegezei-

ten durch Väter zu fördern.   

Frauen sehen sich in Unternehmen oftmals mit strukturellen Hindernissen bei der 

beruflichen Weiterentwicklung konfrontiert. Dies trifft vor allem für Frauen zu, die sich 

in Führungspositionen befinden oder solche anstreben. Dabei handelt es sich nicht 

nur um Positionen im Top-Management, sondern auch auf mittleren Führungsebe-

nen, wie etwa Abteilungs- oder Bereichsleitung. Aber auch in männerdominierten 

Branchen, wie etwa Technik oder Naturwissenschaft bedarf es gleichstellungsför-

dernder Maßnahmen um das Potenzial von Frauen für naturwissenschaftlich-

technische Berufe zu mobilisieren und ihre Repräsentanz in diesem Bereich zu erhö-

hen.  
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Diese kritischen Bereiche mit einem spezifischen Bedarf an Gleichstellungsförderung 

sollen im Rahmen von innovativen, unternehmensbezogenen Unterstützungsangebo-

ten angesprochen werden.         

Eine besondere Herausforderung wird hier die Erreichung der Zielgruppe sein.  Un-

ternehmen aller Branchen und Betriebsgrößen (Schwerpunkt KMU) könnten bei-

spielsweise über ein mit bestehenden Ansätzen auf Bundes- und Bundesländerebe-

ne abgestimmtes Akquise-Konzept angesprochen werden, welches noch zu entwi-

ckeln wäre. Dadurch können Synergien und Erfahrungen aus bestehenden Good-

Practice-Modellen genutzt werden. 

Die georteten Herausforderungen und Hindernisse sollen pilothaft im Rahmen von 

Projekten bearbeitet werden.  

Mögliche  Instrumente zur Förderung der Gleichstellung in Unternehmen:  

Förderung einer gleichstellungsorientierten Personalentwicklung beispielsweise 

durch  

 Equal Pay Beratung für Unternehmen und Unterstützung entsprechender Umset-

zungsmaßnahmen,  

 Entwicklung und Umsetzung von Gleichstellungs- und Frauenförderplänen;  

Unterstützung von „Work-Life-Balance“-Ansätzen im Unternehmen für Frauen und 

Männer beispielsweise durch  

 Beratung zu und Entwicklung von entsprechenden Arbeitszeitmodellen für Frauen 

und Männer (für alle Hierarchiestufen und Tätigkeitsbereiche), 

 Förderung vereinbarkeitsfreundlicher Arbeitszeitmodelle und der Möglichkeit des 

Umstiegs von Teil- auf Vollzeit bzw. Erhöhung der Teilzeitbeschäftigung, 

 Förderung einer vereinbarkeitsfreundlichen Betriebs- und Organisationskultur für 

alle Beschäftigten; 

Förderung eines gleichstellungsorientierten Karenzmanagements für Frauen und 

Männer, etwa  

 durch Erstellung von Wiedereinstiegsplänen und entsprechender Gesprächsfüh-

rung mit den betroffenen Frauen und Männern schon in der Phase der Schwan-

gerschaft bzw. nach der Geburt bezüglich ihrer optimalen Einbindung in das Un-

ternehmen  

 Unterstützung karenz- und pflegebedingter Auszeiten von Vätern;  

Weitere Instrumente sind: 

 Beratungs- und Entwicklungsangebote zum beruflichen Aufstieg von Frauen in 

Feldern wie 

 Entwicklung von Karriereplänen,  

 Mentoring- und Karriere-Coaching,  

 Begleitung bei der Umsetzung neuer Beschäftigungsperspektiven; 

 Coaching und Weiterbildung für Frauen in Führungspositionen bzw. Frauen für 

Führungspositionen; 

 Beratung und Sensibilisierung von Personalverantwortlichen sowie der Unterstüt-

zung der Implementierung entsprechender Planungs- und Umsetzungsprozesse 

in Unternehmen und Entwicklung von (beispielsweise unternehmensübergreifen-

den) Begleitangeboten für die Beschäftigten , wie z.B. Unterstützungsangebote 

im Kontext karenzbedingter Aus- und Einstiege; 
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 Aufbau und Förderung betriebsinterner wie auch über- und außerbetrieblicher 

Qualifizierungsangebote zur Höherqualifizierung von Frauen;  

 Projektvorbereitende Analysen und Machbarkeitsstudien. 

 

Zielgruppen: 

 Unternehmen (Personalverantwortliche), 

 Beschäftigte mit speziellem Fokus auf Frauen, 

 Frauen und Männer in Karenz     

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMASK/Verwaltungsbehörde 

 

 

Entwicklung und Förderung spezifischer Bildungsangebote für bil-

dungsbenachteiligte Frauen 

Die LLL Strategie hat es sich zum Ziel gesetzt, optimale Rahmenbedingungen für 

lebensbegleitendes Lernen zu schaffen, wobei die Bedürfnisse der Lernenden im 

Mittelpunkt stehen. Das Nachholen von grundlegenden Abschlüssen und die Sicher-

stellung der Grundkompetenzen im Erwachsenenalter ist eine der Aktionslinien. Die 

Bildungsbeteiligung gering qualifizierter oder bildungsbenachteiligter Personen soll 

erhöht werden. Der ESF soll einen Beitrag leisten, diese Ziele zu erreichen.  Die Bil-

dungsmaßnahmen, die in der  IP 1.1 gefördert werden, berücksichtigen die  individu-

ellen Bedürfnisse von bildungsbenachteiligten Frauen und tragen dazu bei, die struk-

turelle Benachteiligung in Bildungsprozessen zu reduzieren und die Chancengerech-

tigkeit zu verbessern. 

Verschiedene Faktoren wie Regionalität, Alter und soziale Gegebenheiten haben 

einen Einfluss auf die Betroffenheit von Bildungsbenachteiligung22, sowohl bei Män-

nern, als auch bei Frauen. Jedoch zeigen jüngste Untersuchungen, wie etwa PIAAC, 

einmal mehr, dass Frauen in ihrem Lebensverlauf und durch nach wie vor genderbe-

dingte Unterschiede in der Lebensplanung (Familie, Beruf) stärker als Männer davon 

betroffen sind. Bildungsbenachteiligte Frauen sind mit vielfältigen Problemlagen und 

Herausforderungen konfrontiert, sind von gesellschaftlicher Ausgrenzung bedroht, 

befinden sich oft in prekären Arbeitsverhältnissen oder sind nicht erwerbstätig. Um 

die Chancen bildungsbenachteiligter Frauen zu erhöhen, müssen Zugangsbarrieren 

zur Bildung abgebaut werden und die Bedürfnisse der jeweiligen Zielgruppe im Mit-

telpunkt von Qualifizierungsmaßnahmen stehen. 

                                                
22 „Der Bildungsbenachteiligungsbegriff informiert darüber, dass behindernde und verhindernde Struktu-

ren und Mechanismen am Werke waren/sind, die Bildungschancen und Lernvoraussetzungen negativ 

beeinflusst haben und weiter beeinflussen. Dieser Begriff lässt die Entwicklungsbedingungen, die Er-

wachsene aktuell und als Kinder und Jugendliche im familialen, sozialen, schulischen, ausbildungs- und 

berufsbezogenen System vorfinden bzw. denen sie ausgesetzt waren, nicht außer Acht.“ (Quelle: 

BMBF); 

http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.ph

p  

http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.php
http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.php
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Wesentlich sind die Entwicklung und Umsetzung von Strategien zur Erreichung von 

bildungsbenachteiligten Frauen. Community Education-basierte Ansätze und Ange-

bote zur politischen Bildung unterstützen die Beteiligung an regionalen Aktivitäten 

und am politischen Leben und bieten Einstiegsmöglichkeiten für vielfältige Bildungs-

prozesse.  

Zudem soll durch innovative Lernformen wie z.B. Blended Learning, modulartige, 

flexible Angebote, individuelle Lernsettings, den Einsatz von E-Learning, von Tools 

aus dem Webbased Learning und durch die Etablierung neuer Lernorte die Weiter-

bildung bildungsbenachteiligter Frauen gefördert werden. Diese Lernformen ermögli-

chen es, die oft komplexen Lebenssituationen der Teilnehmerinnen, die mangelnde 

räumliche Mobilität, ihren individuellen Bildungsbedarf und ihre Voraussetzungen zu 

berücksichtigen. Damit ist auch sichergestellt, dass es zu keiner Überforderung der 

Frauen kommt. Integrationsfördernde Lernräume speziell für Frauen sollen gemein-

sames Lernen von Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung und Migrantinnen ermög-

lichen, unabhängig von Ausbildungsniveau, sozialer Herkunft und Alter. Die Weiter-

entwicklung von zielgruppenspezifischen Kompetenzportfolios und von nied-

rigschwelligen Instrumenten zur Lernbegleitung sind weitere Fördermaßnahmen.  

Gut ausgebildete Trainerinnen tragen wesentlich zur Professionalisierung dieses 

Handlungsfeldes bei; entsprechende Weiterbildungsangebote sind Teil der Förder-

maßnahmen. 

Innerhalb der Gruppe der Frauen sind Migrantinnen noch um einiges stärker von 

(Bildungs-)Benachteiligung und Ausgrenzung bedroht. Um insbesondere ihnen den 

Zugang zur Weiterbildung zu erleichtern und ihre gleichberechtigte gesellschaftliche 

Partizipation zu ermöglichen, werden Angebote zur Mehrsprachigkeit und „train the 

trainer“-Maßnahmen zur Vorbereitung auf Tätigkeiten in der Erwachsenenbildung 

sowie Grundlagenarbeit zur speziellen Situation von Migrantinnen und Migrantinnen 

der zweiten Generation gefördert.  

Zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiten sollen Maßnahmen zwischen Bundesebene 

und Bundesländern abgestimmt werden.  

 

Instrumente: 

 Entwicklung neuer Lernformen, modellhafte Erprobung und Transfer ins Rege-

linstrumentarium  

 Transfer erfolgreicher Projekte der Vorperiode 2007-2013 („Learn forever“ etc.) 

 Qualifizierungsmaßnahmen für TrainerInnen von frauenspezifischen Bildungsan-

geboten  

 

Zielgruppen:  

 Bildungsbenachteiligte Frauen mit geringen Qualifikationen,  

 ältere Frauen,  

 regional benachteiligte Frauen,  

 Migrantinnen, Migrantinnen der zweiten Generation 

 ErwachsenenbildnerInnen 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMBF 
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Technisch-gewerbliche Kollegs für Frauen  

Es sollen technisch-gewerbliche Kollegs für arbeitslose Frauen mit AHS-Abschluss 

angeboten werden, um diesen nach ihrer Matura eine HTL-Qualifikation anzubieten 

sowie Höhere technische Lehranstalten für Berufstätige als Qualifizierungsangebot, 

insbesondere in Industrieregionen, in denen derzeit ein großer TechnikerInnenman-

gel besteht. 

Da in Kollegs der Frauenanteil in der Fachrichtung Wirtschaftsingenieurwesen bei 

lediglich 20% liegt, soll mit einem genderegerechten Unterricht in geschlossenen 

Frauengruppen Zugangshemmnisse abgebaut und ein Beitrag zur Erhöhung des 

Frauenanteils in technischen Ausbildungen geleistet werden. Dies ist aus arbeits-

marktpolitischer Perspektive insofern zielführend, als die Nachfrage nach Absolven-

tInnen einer HTL für Wirtschaftsingenieurwesen das Angebot übersteigt und damit 

die Beschäftigungschancen entsprechend hoch sind.      

Sowohl bei der Gestaltung als auch in der Vorbereitung wird auf die Möglichkeiten 

der Frauen Rücksicht genommen. Durch die sich aus dem Arbeitslosenstatus 

ergebende Versicherungsleistung und der bereits abgelegten Reifeprüfung können 

die Teilnehmerinnen innerhalb eines vergleichsweise kurzen Zeitraums eine 

berufliche Qualifikaton (ISCED 5b) erreichen, die ihnen gute 

Beschäftigungsmöglichkeiten eröffnet. Derzeit gibt es zwei Standorte, die das Kolleg 

erfolgreich führen: TGM, HTL Graz Gösting. Auf die Erfahrungen aus diesen beiden 

Standorten soll aufgebaut und neue Standorte etabliert werden.  

 

Zielgruppen: 

 Arbeitslose Frauen 

 Wiedereinsteigerinnen 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMBF 

 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Bei den skizzierten Maßnahmen der Investitionspriorität 1.1 sollen innovative Vorha-

ben umgesetzt werden, die eine merkliche Weiterentwicklung bisher vorhandener 

Angebote zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern darstellen. 

Dementsprechend ist der Innovationsgehalt eines der zentralen Bewertungs- und 

Auswahlkriterien.   

Zudem muss in den Anträgen dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den 

Grundsatz von Gender Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden.  

Bei den Vorhaben ist auch die Situation von Frauen mit Behinderung zu berücksichti-

gen. „Frauen mit Behinderung werden neben behinderungsspezifischen Belastungen 

zusätzlich durch geschlechtsspezifische Benachteiligungen belastet (Mehrfachdis-

kriminierung). Aus statistischen Daten lässt sich ableiten, dass Frauen mit Behinde-

rung nicht nur gegenüber nichtbehinderten Frauen deutlich schlechter gestellt sind, 

sondern auch gegenüber Männern mit Behinderung. Frauen mit Behinderung haben 
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Nachteile in den Bereichen Bildung, Berufsausbildung, Beruf (häufig schlechtbezahlte 

typische Frauenberufe, im Fall von Arbeitslosigkeit geringere Sozialleistungsansprü-

che) und Alter (niedrige Pensionen). Frauen mit Behinderung geraten öfter in Armut 

als Männer mit Behinderung.“ (Quelle: „NAP Behinderung“, S. 11 ff). 

In diesem Zusammenhang ist auch die Sicherstellung der Barrierefreiheit  von den 

Projektträgern nachzuweisen.  

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten  

In der Investitionspriorität 1.1 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren 

Investitionspriorität 1.1 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionen-

kategorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Be-

richter-

stat-

tung 

M F I 

PO01 Zahl der unter-

stützten Unter-

nehmen 

Anzahl Un-

ternehmen 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

1.000  ESF-

Monito-

ring 

Jährlich 

CO21 Zahl der Projekte, 

die die dauerhafte 

Beteiligung von 

Frauen am Er-

werbsleben erhö-

hen und ihr beruf-

liches Fortkom-

men verbessern 

(BMASK) 

Anzahl Pro-

jekte 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

4 ESF-

Monito-

ring 

Jährlich 

PO02 Zahl der Projekte 

für bildungsbe-

nachteiligte Frau-

en (BMBF) 

Anzahl Pro-

jekte 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

16 ESF-

Monito-

ring 

Jährlich 
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2.A.4 Investitionspriorität 1.2: Aktives und gesundes Altern 

2.A.5 Der Investitionspriorität 1.2 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

ID SZ03 

Spezifisches Ziel Die Anpassung von Jobs und Arbeitsplätzen an den 

Lebenszyklus durch Unterstützung bei der Verbes-

serung der betrieblichen Bedingungen eines al-

ter(n)gerechten Arbeitens 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die beratenen Unternehmen setzen infolge der Be-

ratungen konkrete Maßnahmen zu einer Verbesse-

rung der betrieblichen Rahmenbedingungen für ein   

aktives und gesundes Altern im Betrieb 

 

ID SZ04 

Spezifisches Ziel Die Unterstützung der Integration von gesundheitlich 

beeinträchtigten Menschen nach Langzeitkranken-

ständen in den betrieblichen Alltag 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die beratenen Betriebe setzen Maßnahmen zum 

Aufbau eines innerbetrieblichen Generationen- und 

Wiedereingliederungsmanagements.  
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und Programmspezifische Indikatoren, die 
dem Spezifischen Ziel entsprechen 
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung M F I M F I 

PR02 Anteil der Unterneh-

mensberatungen, die 

mit einem akkordierten 

Maßnahmenkatalog/-

plan abschließen  

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Anzahl der 

unterstützten 

Unternehmen 

10 Prozent 2014 50 Evaluierung 2018/19 

2023/24 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 1.2 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Das Ziel einer Erhöhung der Beschäftigungsquote älterer Personen wird in Österreich 

durch ein umfassendes national finanziertes Maßnahmenbündel verfolgt. Dazu zäh-

len insbesondere die Neugestaltung der Invaliditätspension und neue Maßnahmen 

des AMS für diese Zielgruppe nach dem SRÄG 201223, die Fit2Work Beratung des 

Sozialministeriumservice auf Grundlage des Arbeit- und-Gesundheitsgesetzes 

(AGG)24 für Personen, die beim Eingliederungsmanagement unterstützt werden oder 

die Maßnahmen des AMS zugunsten arbeitsloser, gesundheitlich beeinträchtigter 

und/oder älterer Personen.  

Diese bestehenden Angebote sollen mit Hilfe des ESF ausgeweitet und ergänzt wer-

den, um so die Anpassung von Jobs und Arbeitsplätzen an den Lebenszyklus durch 

die Verbesserung der betrieblichen Bedingungen eines alter(n)sgerechten Arbeitens 

voranzutreiben.  

Dies soll im Wesentlichen durch zwei Maßnahmenschwerpunkte realisiert werden: 

 durch entsprechende Beratungsangebote für Betriebe und Beschäftigte zur lang-

fristigen Gesunderhaltung im Sinne der Primärprävention  

 durch die Unterstützung von Betrieben bei der Einrichtung eines Gesundheitsma-

nagements im Kontext der Sekundärprävention.    

 

Pilotprojekte zur Förderung eines alter(n)sgerechten und gesundheits-

förderlichen Arbeitsumfeldes  

Die Alterung der Erwerbsbevölkerung im Allgemeinen und des jeweiligen Personal-

standes im Speziellen stellt Betriebe vor besondere Herausforderungen, wenn sie 

passend qualifizierte Arbeitskräfte behalten bzw. rekrutieren wollen. Um die betriebli-

chen Rahmenbedingungen zu verbessern, sollen Betriebe und MitarbeiterInnen un-

terstützt werden, ein an den demografischen Wandel angepasstes Arbeitsumfeld 

aufzubauen und so die Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit der ArbeitnehmerInnen 

langfristig zu erhalten.   

Mit dieser primärpräventiven Ausrichtung werden Einzelmaßnahmen oder auch  

Maßnahmenbündel entwickelt und pilothaft umgesetzt, die vor allem innovative An-

sätze zur Schaffung eines gesundheitsförderlichen Arbeitsumfeldes umfassen.  

Erfahrungen aus bisherigen Projekten zeigen, dass das Beschäftigungspotenzial 

Älterer für das Unternehmen bestmöglich genutzt werden kann, wenn diesen eine 

                                                
23

 Sozialrechts-Änderungsgesetz 2012 

24 Bundesgesetz, mit dem ein Informations-, Beratungs- und Unterstützungsangebot zu Arbeit und 

Gesundheit geschaffen wird (Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz – AGG) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=2000705

8  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
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entsprechende berufliche Weiterentwicklung ermöglicht wird, beispielsweise durch 

Weiterbildung oder durch berufliche Aufstiegs- oder Umstiegsmöglichkeiten. Aber 

auch Aspekte der Organisationsentwicklung, Arbeitsorganisation, Arbeitsplatzgestal-

tung oder Personalentwicklung sind im Kontext einer betrieblichen Active Ageing 

Strategie relevant. In diesem Zusammenhang gilt es daher Personalverantwortliche 

bei der Entwicklung entsprechender Maßnahmen in unterschiedlichen Handlungsfel-

dern zu beraten.   

Ein erster wesentlicher Schritt zur Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer wäre 

beispielsweise die Sensibilisierung von Führungskräften und Personalverant-

wortlichen im Hinblick auf die Auswirkungen des demografischen Wandels. Denn in 

naher Zukunft wird aufgrund der sinkenden Geburtenzahlen kaum ein Unternehmen 

auf die langfristige Gesunderhaltung der Belegschaft sowie auf die Beschäftigung 

älterer ArbeitnehmerInnen verzichten können.  

In einem weiteren Schritt könnten Unternehmen über ein entsprechendes Bera-

tungsangebot konkrete Maßnahmen zur Gestaltung eines gesundheitsfördernden 

Arbeitsumfeldes nähergebracht werden. Die Unterstützung könnte neben vorberei-

tenden Analysetätigkeiten, wie etwa der Identifizierung alterskritischer Tätigkeiten 

auch die Entwicklung arbeitsplatzbezogener aber auch verhaltensbezogener Ge-

sundheitsförderungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen oder die Schaffung be-

triebsinterner Umsetzungsstrukturen umfassen. Dies beinhaltet auch die Abklärung 

von zielführenden Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen für ältere Arbeitskräf-

te.     

Neben der Sensibilisierung und Beratung von Personalverantwortlichen hinsichtlich 

der Teilnahmemöglichkeit für Ältere und eventuell gesundheitlich eingeschränkten 

Personen an Weiterbildungen gilt es aber auch, die Zielgruppe selbst einzubinden, 

etwa durch Sensibilisierung oder durch Motivation zur Teilnahme oder Mitwir-

kung an betrieblichen Maßnahmen zur Schaffung eines alter(n)sgerechten Arbeits-

umfeldes. Nicht zuletzt könnten auch so die Bemühungen zur Erhöhung des realen 

Pensionsantrittsalters unterstützt werden. Aufbauend auf bestehende Erfahrungen 

sollen daher u.a auch Beratungsangebote für ältere Beschäftigte angeboten werden, 

um ihre Bereitschaft an Weiterbildungen zu erhöhen und etwaige neue Perspektiven 

im Arbeitsleben zu entwickeln. In diesem Kontext gilt es auch zu berücksichtigen, 

dass sich die Problematik für Frauen und Männer auf unterschiedliche Weise darstellt 

und dementsprechend geschlechtsspezifische Interventionsansätze gefordert sind. 

 

Als mögliche Instrumente kommen in Frage: 

 Informationsmaterialien und Informationsveranstaltungen zu den Themen Auswir-

kungen des demografischen Wandels auf die Beschäftigung, alter(n)sgerechte 

und gesundheitsförderliche Arbeitsplätze, Maßnahmen zu einem gesunden und 

aktiven Altern im Betrieb, 

 Entwicklung von gesundheitsfördernden Maßnahmen auf einzelbetrieblicher Ebe-

ne, wie alter(n)sgerechte Arbeitsplatzgestaltung, Weiterbildungspläne  

 Beratungsangebote für ältere Beschäftigte zur beruflichen Weiterentwicklung 

 Weiterbildungsangebote für ältere Beschäftigte 

 Projektvorbereitende Analysen, Machbarkeitsstudien und wissenschaftliche Be-

gleitung zur (Weiter)Entwicklung von Maßnahmen des aktiven und gesunden Al-

terns im Betrieb 
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Zielgruppen: 

 Unternehmen 

 Beschäftigte mit einem speziellen Fokus auf Beschäftigte über 45 Jahren. 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMASK/Verwaltungsbehörde 

 

Beratung von Unternehmen im Aufbau von innerbetrieblichen Strukturen 

zur nachhaltigen Sicherstellung eines Generationen- und Gesundheits-

managements  

Ein zweites Maßnahmenbündel stellen innovative Ansätze zur Wiederherstellung der 

Arbeitsfähigkeit im Sinne der Sekundärprävention dar. Mit der Reform der Invalidi-

tätspension und den im Regierungsübereinkommen vorgesehenen weiteren Maß-

nahmen zu Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters werden vermehrt ältere 

und zum Teil auch  gesundheitlich eingeschränkte ArbeitnehmerInnen von den hei-

mischen Betrieben über den rein demographischen Effekt hinaus neu zu beschäfti-

gen sein bzw. in Beschäftigung gehalten werden müssen.  

Der für die Erreichung der Ziele der Regierung essentielle Beitrag von Unternehmen 

wird u.a. dann am ehesten erbracht werden können, wenn Unternehmen Beratung in 

den Bereichen alterns- und gesundheitsgerechte Gestaltung von Arbeitsplätzen so-

wie Unterstützung im Aufbau von Strukturen zur (Re)Integration von gesundheitlich 

eingeschränkten Personen erhalten und so ein effektives und effizientes Generatio-

nen- und Eingliederungsmanagement aufbauen können, das betrieblich UND volks-

wirtschaftlich funktional ist.  

Bei diesem Beratungsangebot, das sich vor allem an KMUs richten soll, ist im Zuge 

der ESF-Umsetzung ein bedarfsgerechter und flächendeckender Ausbau geplant.     

 

Instrumente: 

 Beratungs- und Unterstützungsleistungen zum Aufbau eines innerbetrieblichen 

Generationen- und Eingliederungsmanagements 

 Beratung und Unterstützung in der einzelfallbezogenen betrieblichen Wiederein-

gliederung von Personen nach Langzeitkrankenständen 

 Informations- und Beratungsleistungen in der Gestaltung alters- und gesund-

heitsgerechter Arbeitsplätze 

 

Zielgruppe: 

 Unternehmen 

 Gesundheitlich eingeschränkte Beschäftigte 

 Beschäftigte  

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMASK/Abteilung IV/A/6 
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2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Auch die Maßnahmen dieser Investitionspriorität bestehen aus einem Bündel innova-

tiver, betriebsbezogener Angebote. Dementsprechend ist der Innovationsgehalt eines 

der zentralen Bewertungs- und Auswahlkriterien.    

Zudem muss in den Anträgen dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den 

Grundsatz von Gender Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden.  

In dieser IP ist bei der Umsetzung der Vorhaben die Situation von älteren Menschen 

mit Behinderung zu berücksichtigen. „Fortschritte der Medizin sowie die allgemeine 

Verbesserung der Lebensqualität in den letzten Jahrzehnten haben es vielen Men-

schen mit Behinderung möglich gemacht, ein höheres Alter zu erreichen. Neben der 

Gruppe von Menschen, die behindert alt werden, gibt es auch eine wachsende An-

zahl von Menschen, die infolge eines alters-bedingten Verlustes von Fähigkeiten be-

hindert werden. Das Thema „Alter und Behinderung“ ist von zunehmender gesell-

schaftlicher Bedeutung.“ (Quelle: „NAP Behinderung“, S.12 ff). 

Auch die Sicherstellung der Barrierefreiheit ist nachzuweisen.    

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 1.2 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionsprioritäten aufgeschlüsselte Output-

Indikatoren 

Investitionspriorität 1.2 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten) 

ID Indikator Einheit 

für die 

Messung 

Fonds Regionen-

kategorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Bericht-

erstat-

tung 

M F I 

PO03 Anzahl der bera-

tenen Unterneh-

men (differenziert 

nach Anzahl der 

MitarbeiterInnen) 

Anzahl 

Unterneh-

men 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

1.475 ESF-

Monitoring 

Jährlich 
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2.A.7 Soziale Innovation, transnationale Zusammenarbeit und 

Beitrag zu den thematischen Zielen 1-7 

Soziale Innovation 

Die soziale Innovation zeichnet bei den Maßnahmen zu den Investitionsprioritäten 

1.1 und 1.2 in folgender Hinsicht aus: 

 Es erfolgt eine direkte Anknüpfung an die jeweiligen Fragestellungen und Prob-

lemlagen im Zusammenhang mit Gleichstellung und einer alternden Belegschaft 

im betrieblichen Kontext: Anstelle einer reinen „Defizitorientierung“ werden Her-

ausforderungen bei der Personalentwicklung, des Wissensmanagements oder 

der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und des Active Ageings, die unmit-

telbar für das Unternehmen relevant sind, bearbeitet. Das schafft eine hohe Moti-

vation seitens der Unternehmensleitung, an diesen Fragen sowohl auf der Ebene 

der MitarbeiterInnen als auch der Organisation zu arbeiten.   

 Gleichzeitig erfolgt eine Verknüpfung mit Sensibilisierungsmaßnahmen und Maß-

nahmen zur Weiterbildung der MitarbeiterInnen: Erfahrungen mit Vorläuferprojek-

ten und verwandten Instrumenten zeigen, dass die betriebliche Befassung des 

Themas stark von externen Faktoren (wie Konjunktur) abhängig ist und insbe-

sondere KMUs für eine systematische Auseinandersetzung zusätzliche Angebote 

und Support benötigen. Die verschiedenen Projekte, die im Rahmen der IPs an-

geboten werden, können so als ein integriertes Dienstleistungsangebot gesehen 

werden, die zusätzlich Anreize schaffen, um Unternehmen und ihre Beschäftigten 

mit gleichstellungsorientierten und altersgerechten Angeboten zu erreichen. Neu 

ist hier auch, dass nicht nur die Maßnahmenentwicklung durch entsprechende 

Beratungen unterstützt wird, sondern auch die Umsetzung im Betrieb begleitet 

wird. 

 

Transnationale Zusammenarbeit 

In Artikel 10 der ESF Verordnung EG 1304/2013 ist die Unterstützung transnationaler 

Aktivitäten durch die Mitgliedstaaten zum Zwecke des voneinander Lernens veran-

kert. Gemäß Absatz 2 kann ein Mitgliedstaat von einer Unterstützung transnationaler 

Kooperationsmaßnahmen Abstand nehmen. Österreich wird unter Berufung auf den 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit von transnationalen Kooperationen absehen. Be-

gründet wird dies mit den vergleichsweise geringen ESF-Mitteln bezogen auf das 

innerösterreichisch zur Verfügung stehende Gesamtbudget für Arbeitsmarktpolitik. 

Hinzu kommen die verglichen mit der Vorperiode 2007-2013 niedrigeren ESF-Mittel 

welche einhergehen mit stark gestiegenen Erwartungen der EK an die Programmum-

setzung, was wiederum steigenden administrativen Aufwand bei der Verwaltungsbe-

hörde erwarten lässt. Das ESF-Programm 2014-2020 ist, den Empfehlungen des 

Rates und der Kommission folgend, ein auf Innovation ausgerichtetes „Nischenpro-

gramm“, geprägt durch komplementäre Aktivitäten zu nationalen Strategien und Pro-

grammen, was wenn man oben erwähnte Budgetverteilung betrachtet, einen erhebli-

chen laufenden Abstimmungsbedarf mit sich bringt. Zudem kommen diverse Verwal-

tungsvereinfachungen für Begünstigte im ESF, allesamt  Rahmenbedingungen, wel-

che sich ressourcenbindend auf Ebene der Verwaltungsbehörde niederschlagen.  

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass transnationale Kooperation 

jedenfalls nur mit erheblich erhöhten Koordinierungs- und Abstimmungsaktivitäten 
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seriös und Erfolg bringend abzuwickeln ist. Mit Blick auf die vorhandenen (personel-

len) Ressourcen  und unter den gegebenen Voraussetzungen handelt es sich um 

einen kaum zu  bewältigenden zusätzlichen Aktivitätsbereich. Auch hat sich im Pro-

grammentwicklungsprozess deutlich gezeigt, dass transnationale Kooperation bei 

keiner der umsetzenden Stellen ein priorisiertes Thema ist.  

Österreich hat sich daher entschlossen sich mit den vorhandenen Ressourcen auf 

eine bestmögliche innerösterreichische Programmumsetzung zu konzentrieren und 

von transnationalen Aktivitäten mit Kooperationspartnern abzusehen. 

Sollten sich im Laufe der Programmumsetzung vielversprechende Kooperationsmög-

lichkeiten ergeben, werden diese im Einzelfall einer Kosten-Nutzen Analyse unterzo-

gen. Eine Beteiligung an transnationalen Aktivitäten ist somit Gegenstand von Ein-

zelentscheidungen im Anlassfall. 

Jedenfalls möglich innerhalb der Programmumsetzung sollen der internationale Aus-

tausch auf EU-Ebene sein, die Teilnahme an Themen und Projekt relevanten Tagun-

gen, Konferenzen und Veranstaltungen oder die Beteiligung an einschlägigen Calls 

der EK. 

Thematische Ziele nach Artikel 9 Nummern  1-7 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 

Durch die Maßnahmen zur Stärkung der technischen und naturwissenschaftlichen 

Kompetenzen von Frauen und deren Unterstützung bei der beruflichen Weiterent-

wicklung in männerdominierten Bereichen, wie den MINT-Berufen (in der IP 1.1 

Chancengleichheit) erhöht sich auch der Anteil von Frauen in naturwissenschaftli-

chen und technischen Berufsfeldern insbesondere in Forschung, technologische 

Entwicklung und Innovation. Damit wird ein Beitrag zur Erreichung des thematischen 

Zieles „Stärkung von Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation“ geleis-

tet, das im Rahmen von EFRE-Förderungen umgesetzt wird.    

 



53 

 

2.A.8 Leistungsrahmen 

 

PA 
Art des Indi-

kators 
ID 

Indikator oder wich-

tiger Durchführungs-

schritt 

Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionenkategorie 

Etappenziel 

für 2018 

Endziel 

(2023) 
Datenquelle 

Erläuterung 

der Rele-

vanz des 

Indikators 
M W T M W T 

1 Finanzindikator PF01 Anteil des Gesamtbe-

trags der förderfähigen 

Ausgaben, der im Buch-

führungssystem der 

Bescheinigungsbehörde 

verbucht und von dieser 

bescheinigt wurde an 

den Gesamtmitteln  

Prozent ESF Stärker entwickelte 

Regionen 

  30   100 Monitoring  

1 Outputindikator  PF02 Anteil der beratenen 

Unternehmen an der 

geplanten Gesamtzahl 

Prozent ESF Stärker entwickelte 

Regionen 

  30   100 Monitoring  
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2.A.9 Interventionskategorien 

Tabelle 7 - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 1 105 Gleichstellung 29.500.000 

PA 1 107 Aktives und gesundes Altern 22.500.000 

 

Tabelle 8 - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 1 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 52.000.000 

 

Tabelle 9 - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 1 07 Nicht zutreffend 52.000.000 

 

Tabelle 10 - Dimension 4 - Terr. Umsetzungsm. 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 1 07 Nicht zutreffend 52.000.000 

 

Tabelle 11 - Dimension 5 - Zweites ESF-Thema 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 1 06 Nichtdiskriminierung 22.500.000 

PA 1 07 Gleichstellung 29.500.000 
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2.A.1 Prioritätsachse 2: Förderung der sozialen Inklusion und 

Bekämpfung der Armut und jeglicher Diskriminierung 

ID der Prioritätsachse 2 

Bezeichnung der Prioritätsachse Förderung der sozialen Inklusion und 

Bekämpfung der Armut und jeglicher 

Diskriminierung 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch Finanzierungsin-

strumente umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch auf EU-Ebene ein-

gerichtete Finanzierungsinstrumente 

umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird 

durch von der örtlichen Bevölkerung 

betriebene Maßnahmen zur lokalen 

Entwicklung umgesetzt. 

 

 Für den ESF: Die gesamte Prioritäts-

achse ist auf soziale Innovation oder 

auf transnationale Zusammenarbeit 

oder auf beides ausgerichtet. 

 

2.A.2 Begründung für die Einrichtung einer Prioritätsachse, die 

mehr als eine Regionenkategorie, mehr als ein 

thematisches Ziel oder mehr als einen Fonds betrifft 

Nicht relevant 

2.A.3 Fonds, Regionenkategorie und Berechnungsgrundlage für 

die Unionsunterstützung 

Fonds ESF 

Regionenkategorie Stärker entwickelte Regionen 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

Förderfähige öffentliche Ausgaben 

Regionenkategorie für Regionen in äu-

ßerster Randlage und nördliche Regio-

nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

(falls zutreffend) 

- 
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2.A.4 Investitionspriorität 2.1: Aktive Inklusion und Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit 

2.A.5 Der Investitionspriorität 2.1 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ05 

Spezifisches Ziel Schrittweise Inklusion von Personengruppen, mit – 

zumeist multiplen – arbeitsmarktrelevanten Problem-

lagen und Hemmnissen beim Zugang zu einer Be-

schäftigung durch stufenweise Stabilisierung und 

Heranführung an den Arbeitsmarkt. Eine unmittelba-

re Eingliederung steht dabei nicht im Vordergrund, 

dies wird eher als langfristiges Ziel angesehen. 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Umsetzung von passgenauen und bedarfsgerechten 

Unterstützungsangeboten für verschiedene Gruppen 

von arbeitsmarktfernen Personen. 

Bereitstellung niedrigschwelliger Beschäftigungs-

möglichkeiten für arbeitsmarktferne Personen. 

Schließen von Betreuungslücken durch innovative 

Pilotprojekte. 

Umsetzung von innovativen Pilotprojekten zur Ar-

mutsprävention und –bekämpfung, laufende Über-

prüfung der Umsetzung und der Ergebnisse, Adap-

tierung und Anpassung der Konzepte.    

 

ID SZ06 

Spezifisches Ziel Unterstützung für zumindest teilweise am Arbeits-

markt integrierte Personen im Hinblick auf eine exis-

tenzsichernde Beschäftigung. Die Maßnahmen zur 

Verbesserung der Erwerbssituation von Working 

Poor sollen die Chancen auf ein existenzsicherndes 

Einkommen im Haushaltskontext erhöhen.  

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung und Bereitstellung von innovativen und 

bedarfsgerechten Unterstützungsangeboten für 

sämtliche Belange von Working Poor. Laufende 

Überprüfung der Umsetzung und der Ergebnisse, 

Adaptierung und Anpassung der Konzepte. Aktivitä-

ten zur Verbesserung der Erwerbssituation von Wor-

king Poor. 
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ID SZ07 

Spezifisches Ziel Mit den geplanten Maßnahmen zur Prävention von 

Working Poor soll ein Beitrag zur Förderung der In-

klusion und Verbesserung der Beschäftigungsfähig-

keit von armutsgefährdeten Erwerbstätigen geleistet 

werden. 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Umsetzung von bildungsbezogenen Sensibilisie-

rungs- und Beratungsangeboten sowie von Qualifi-

zierungsmaßnahmen für gering qualifizierte Er-

werbstätige.  

Erhöhung der Teilnahmerate von gering qualifizier-

ten Erwerbstätigen an beruflicher Weiterbildung. 

Anhebung des formalen Qualifikationsniveaus von 

teilnehmenden gering qualifizierten Erwerbstätigen.    
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und Programmspezifische Indikatoren, die 
dem Spezifischen Ziel entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Bericht-

erstattung 

M F I M F I 

PR03 Anteil regulärer Austritte  Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Nichterwerbs-

tätige, die 

keine schuli-

sche oder 

berufliche 

Bildung absol-

vieren 

25 Prozent 2014 35 ESF-

Monitoring 

(Basis: Klient-

Innendaten-

bank der Pro-

jekte) 

jährlich 

PR04 Anteil der Projekte, die 

den Entwicklungszyklus 

gänzlich durchlaufen 

haben  

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Anzahl der 

Projekte 

0 Anteil 2014 50 ESF-

Monitoring 

Jährlich 
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2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen  

Den inhaltlichen Schwerpunkt dieser Investitionspriorität bildet die Armutsbekämp-

fung durch eine Förderung der Inklusion von am Arbeitsmarkt marginalisierten Per-

sonengruppen.         

Zum anderen werden auch Beschäftigte angesprochen, die zwar – zumindest teilwei-

se – ins Erwerbsleben integriert sind, aber dennoch von Armut bedroht sind bzw. in 

Armut leben. Für diese ‚Working Poor‘ gilt es ebenfalls individuelle Supportangebote 

zu entwickeln und umzusetzen.  

Den dritten Bereich der Armutsbekämpfung bildet die Prävention von Working Poor. 

Hier sind Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit von armutsge-

fährdeten Erwerbstätigen vorgesehen.  

2.A.6.1.1 Maßnahmen zur Förderung der Inklusion 

Stabilisierung durch Beratung, Betreuung, Qualifizierung und Beschäfti-

gung 

Das schrittweise Heranführen an eine Beschäftigung soll durch niedrigschwellige 

Maßnahmen in Form von Inklusionsketten erfolgen. Diese Stabilisierungsangebote 

stellen eine Kombination unterschiedlicher Angebote von Beratung, Betreuung, Qua-

lifizierung und Beschäftigung dar und bauen aufeinander auf. Um diese Inklusions-

ketten auf den individuellen Bedarf der Zielgruppen abzustimmen und bedarfsgerech-

te Angebotspakete zu entwickeln, kommen der Case Management-Ansatz oder an-

dere Formen fallführender Sozialarbeit zum Einsatz. Damit soll sichergestellt werden, 

dass passgenaue und bedarfsgerechte Unterstützungsangebote zum erforderlichen 

Zeitpunkt bereitgestellt werden. Dabei sollen auch neue Formen von Angeboten zum 

Einsatz kommen, wie etwa stundenweise Beschäftigung.   

Angesichts der breit gefächerten Problemlagen ist auch eine Kooperation von unter-

schiedlichen LeistungserbringerInnen angezeigt.  

Bei der Entwicklung dieser Angebote wird auf die bisherigen Erfahrungen der einzel-

nen Bundesländer mit entsprechenden Maßnahmen Bezug genommen, die in der 

vorangegangenen Periode 2007-2013 im Rahmen des Schwerpunktes 3b Soziale 

Eingliederung von arbeitsmarktfernen Personen entwickelt und erprobt wurden. 

 

Instrumente:  

 Projektvorbereitende Analysen, Machbarkeitsstudien, 

 Vernetzungsaktivitäten, 

 Konzept- und Entwicklungsarbeiten, 

 Umsetzung von niedrigschwelligen Angeboten, 

 Überprüfung, Reflexion und Adaptierung von Projektkonzepten. 

 

Zielgruppen: 

 Die HauptadressatInnen für diese Inklusionsmaßnahmen sind jene marginalisier-

ten Gruppen, die eine geringe Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit aufweisen 
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und die einer Unterstützung bei der Heranführung an den Arbeitsmarkt bedürfen. 

Dies trifft insbesondere zu für: 

 BMS-BezieherInnen mit multiplen Problemlagen, 

 Menschen mit Benachteiligungen, Beeinträchtigungen oder Behinderung, 

 arbeitsmarktferne Personen mit Migrationshintergrund, 

 bildungsbenachteiligte und niedrig qualifizierte Personen, 

 sonstige marginalisierte Gruppen. 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 BMASK 

 

Zielgruppenangepasste Beschäftigungsprojekte 

Neben einer Heranführung an eine Beschäftigung durch entsprechende Maßnahmen 

ist auch die Bereitstellung konkreter, niedrigschwelliger Beschäftigungsmöglichkeiten 

wichtig, um längerfristige Entwicklungschancen sowie eine dauerhafte finanzielle 

Absicherung für die Zielgruppen zu ermöglichen. Angebote für den so genannten 

zweiten und dritten Arbeitsmarkt, die neue Beschäftigungsfelder erschließen oder die 

Erprobung neuer zielgruppengerechter erwerbs- und lernorientierter Pilotprojekte 

entwickeln, fallen unter dieses Maßnahmenpaket.    

 

Instrumente: 

 Projektvorbereitende Analysen, Machbarkeitsstudien, 

 Konzept- und Entwicklungsarbeiten, 

 Umsetzung von niedrigschwelligen Beschäftigungsangeboten, 

 Überprüfung, Reflexion und Adaptierung von Projektkonzepten. 

 

Zielgruppen: 

 arbeitsmarktferne Personen mit geringer Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit 

 Personen ohne oder mit unzureichender Beschäftigungsintegration 

 BMS-BezieherInnen mit multiplen Problemlagen 

 Menschen mit Benachteiligungen, Beeinträchtigungen oder Behinderung 

 arbeitsmarktferne Personen mit Migrationshintergrund 

 bildungsbenachteiligte und niedrig qualifizierte Personen 

 sonstige marginalisierte Gruppen 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 BMASK 
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ROMA-EMPOWERMENT FÜR DEN ARBEITSMARKT: Aktivierung und Stabilisie-

rung von Roma durch Beratung, Ausbildung, Training, Antidiskriminierungs-

maßnahmen bzw. Disseminationsaktivitäten 

Die österreichische Roma-Strategie sieht im Bereich Beschäftigung Maßnahmen für 

einen diskriminierungsfreien Zugang zum Arbeitsmarkt vor. Der ESF soll einen Bei-

trag zur Umsetzung von arbeitsmarktpolitischen Angeboten für Roma leisten. 

Aufbauend auf die Ergebnisse aus einer aktuell laufenden Studie zur Situation der 

Roma in Österreich sollen Maßnahmen identifiziert werden, die in weiterer Folge 

ausgeschrieben werden. Die Diskriminierungserfahrungen von Roma bedürfen einer 

spezifisch auf die jeweilige Gruppe abgestimmten arbeitsmarktpolitischen Integrati-

onsprogrammatik. Es sind möglichst holistische Interventionen zu gewährleisten, die 

verschiedene Interventionsansätze, z.B. Familienberatung, Schuldenberatung, Ge-

sundheitliche Aspekte mit Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung verbinden. 

Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, dass die Zielgruppen, insbesondere Ro-

ma-Vereine und Einrichtungen hier in die Entwicklung und Umsetzung eingebunden 

werden. 

Um eine erfolgreiche Partizipation der Roma-Bevölkerung sicher zu stellen, wird die 

Vorschaltung eines einjährigen Curriculums für Schlüsselkräfte vorgeschlagen, die im 

Bereich Training, Beratung, und Empowerment von Roma/Romnia eingesetzt wer-

den.  

Instrumente: 

 Entwicklung und modellhafte Umsetzung von Beratungs- und Qualifizierungs-

maßnahmen 

 Entwicklung und modellhafte Erprobung eines einjährigen Curriculums für 

Schlüsselkräfte im Bereich Empowerment von Roma/Romnia 

 

Zielgruppen: 

 Roma/Romnia 

 Schlüsselkräfte im Bereich Empowerment von Roma/Romnia 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Stabstelle Bilaterale arbeitsmarktpolitische Zusammenarbeit / BMASK 

 

Angebote für ausgegrenzte Jugendliche und junge Erwachsene  

Eine Gruppe, die zunehmend in den Fokus der Integrationsaktivitäten rückt, sind jene 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die weder in Ausbildung noch in Beschäfti-

gung sind und die auch vielfach von keiner der relevanten Institutionen (AMS, Sozial-

ämter, Schulbehörden etc.) erfasst werden. Der Fokus der Interventionen wird in die-

sem Schwerpunkt auf hinausreichenden Unterstützungsangeboten25 für Jugendliche 

liegen, welche durch andere Ansätze, wie etwa des breit gefächerten Angebots des 

BM für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz / Sozialministeriumservice im Rah-

                                                
25

 Im Kontext der Jugendarbeit bezeichnen hinausreichende Unterstützungsangebote mobile Angebote 

im öffentlichen Raum, die sich an den Interessen und Wünschen der Jugendlichen orientieren und 

als Ergänzung zu einrichtungszentrierten Angeboten gesehen werden.   
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men der ‚Ausbildungsgarantie‘ und der Maßnahmen in der IP 3.1 nicht erreicht wer-

den. 

Im Rahmen der Umsetzung des ESF-Programms werden passgenaue Angebote 

entwickelt und in weiterer Folge umgesetzt. Im Interesse einer effektiven Maßnah-

mengestaltung ist der Aufbau von Kooperationen zwischen schulischer und außer-

schulischer Jugendarbeit anzustreben.   

Ziel dieser Interventionen ist die Rückführung der Jugendlichen und jungen Erwach-

senen in das Ausbildungssystem sowie flankierende Maßnahmen zur Stabilisierung 

und Persönlichkeitsbildung.      

 

Instrumente: 

 Projektvorbereitende Analysen und Machbarkeitsstudien, 

 Entwicklung und Umsetzung von zielgruppenspezifischen Unterstützungsangebo-

ten 

 Kooperationen zwischen schulischer und außerschulischer Jugendarbeit 

 

Zielgruppen: 

 Benachteiligte, beeinträchtigte oder behinderte Jugendliche, die weder in Ausbil-

dung oder Beschäftigung sind, 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 BMASK 

 

Pilotprojekte zur Frühkindlichen Förderung 

Durch frühkindliche Bildung soll der Übertritt von Kindern aus bildungsbenachteiligten 

Schichten bzw. aus Familien mit Migrationshintergrund ins Schulwesen friktionsfreier 

gestaltet und dadurch Benachteiligungen im Schul- und Ausbildungssystem vorge-

beugt bzw. abgebaut werden. In weiterer Folge soll dadurch auch der Zugang zu 

qualifizierten Beschäftigungsfeldern verbessert und auf diese Weise der Armutsge-

fährdung begegnet werden. Aufgrund dieses Kreislaufs werden die Vorhaben im Ar-

mutsbekämpfungsschwerpunkt umgesetzt.  

Die frühkindliche Förderung liegt im Kompetenzbereich der Bundesländer. Einige 

Bundesländer können bereits auf Erfahrungen in der Förderung der frühkindlichen 

Entwicklung verweisen, wie z.B. der Sprachförderung für 1- bis 3-Jährige oder der 

Weiterbildung für Kinderbetreuungskräfte. Mit den von den Bundesländern im Rah-

men des ESF geplanten Maßnahmen werden neue Akzente in der frühkindlichen 

Förderung gesetzt, die dazu beitragen, den generationenübergreifenden Kreislauf 

von Armut und sozialer Ausgrenzung zu durchbrechen. Bei den Vorhaben handelt es 

sich zumeist um innovative Pilotprojekte, etwa im Bereich der institutionellen und 

außerinstitutionellen Kinderbetreuung, in der Elternarbeit oder in der Kooperation von 

Kindergarten und Schule. Mit diesen Modellprojekten werden auch wichtige Grundla-

gen erarbeitet, die für einen möglichen späteren flächendeckenden Ausbau der früh-

kindlichen Förderung in Österreich von Nutzen sein können.    

 

  



63 

 

Instrumente: 

 Entwicklung und Umsetzung von Pilotprojekten zur frühkindlichen Förderung  

 

Zielgruppen: 

 Kinder,  

 KindergartenpädagogInnen 

 Eltern 

 Familienangehörige 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 

2.A.6.1.2 Maßnahmen zur Verbesserung der Erwerbssituation von 

Working Poor 

Entwicklung und Umsetzung bedarfsgerechter Beratungs- und Unter-

stützungsangebote für ‚Working Poor‘ 

Bei Personen, die trotz Erwerbstätigkeit von Armut betroffen sind,  handelt es sich um 

keine homogene Gruppe. Zum einen kommen sie aus unterschiedlichen Erwerbsver-

hältnissen und zudem lassen sich spezifische Risikokonstellationen feststellen. Ne-

ben arbeitsmarktspezifischen Faktoren (wie z.B. Tätigkeit in Hilfsberufen, Ein-

Personen-Unternehmen, niedrige Qualifikation) kommen auch Risikofaktoren zum 

Tragen, die sich aus der jeweiligen Lebenssituation ergeben, wie z.B. Überschul-

dung, gesundheitliche Einschränkungen, Betreuung von Kindern und/oder sonstigen 

Angehörigen, Migrationshintergrund. Im Einzelfall ergeben sich jeweils unterschiedli-

che Belastungskonstellationen, die individuelle Ansätze erforderlich machen.  

Innerhalb der Gruppe von Erwerbstätigen, die trotz Einkommen von Armut betroffen 

sind, geht knapp ein Fünftel einer selbständigen Tätigkeit nach. Bisherige Unterstüt-

zungsangebote fokussieren vorwiegend auf die Phase der Unternehmensgründung. 

Treten später Probleme auf und ist die Existenzsicherung  nicht mehr durch die selb-

ständige Tätigkeit gewährleistet, dann fehlen entsprechende arbeitsmarktpolitische 

Unterstützungsangebote. Dies gilt insbesondere für Ein-Personen-Unternehmen (E-

PU).  

Aber auch unselbständig Beschäftigte sind dem Risiko, ‚arm trotz Arbeit‘ zu sein, 

ausgesetzt. Personen, die Hilfstätigkeiten ausüben oder AlleinerzieherInnen gehören 

zu den am meisten von Armut bedrohten Personen. Vielfach bestehen bei den An-

strengungen zur Verbesserung der beruflichen Chancen auch strukturelle Beschrän-

kungen, wie – vor allem in ländlichen Regionen - fehlende öffentliche Verkehrsinfra-

struktur und unzureichende Betreuungsangebote. Auch geschlechtsspezifische As-

pekte der Beschäftigungssituation spielen eine Rolle. 

Um die heterogene Gruppe der Working Poor für die Umsetzung der Maßnahmen 

operationalisieren zu können, soll Working Poor nicht primär über die EU-SILC Defi-
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nition26 abgegrenzt, sondern über bestimmte Merkmale bzw. Merkmalskombinatio-

nen, die in hohem Maße mit Armut korrelieren, definiert werden (siehe ‚Zielgruppen‘).     

Da bislang kaum bedarfsgerechte Unterstützungsangebote für Personen bestehen, 

die trotz Erwerbstätigkeit von Armut betroffen sind, wird in dieser Investitionspriorität 

mit der Entwicklung entsprechender Vorhaben Neuland beschritten. Der Fokus liegt 

hierbei auf Beratungs- und Unterstützungsangeboten für Working Poor, insbesondere 

bei der Sondierung von zielführenden individuellen Verbesserungsstrategien. Hier 

bedarf es entsprechend der komplexen Lebenssituation der Betroffenen in erster 

Linie eines Art Coachings nach dem Prinzip eines Case Managements. Aufgabe die-

ser Assistenzleistungen ist die Bestandsaufnahme der Problemkonstellation, die Ab-

klärung des Unterstützungsbedarfs (z.B. bei der Lösung von Betreuungsaufgaben, 

bei der Schuldenregulierung oder bei Wohnproblemen) und die Entwicklung eines 

Aktivitätenplans zur Umsetzung von Verbesserungsstrategien.     

Die zu entwickelnden Supportangebote verstehen sich auch als Vermittlungsinstanz 

zwischen bereits bestehenden Assistenzangeboten (wie z.B. Schuldenberatung etc.). 

Der Vorteil besteht darin, dass die neuen Unterstützungsangebote im Sinne eines 

One-Stop-Shop als Anlaufstelle für sämtliche Belange von Working Poor fungieren.      

 

Instrumente: 

Die Aktivitäten in diesem Zusammenhang umfassen  

 Projektvorbereitende Analysen und Machbarkeitsstudien zur Exploration der Situ-

ation und zum Unterstützungsbedarf einzelner Teilgruppen der Working Poor 

 Entwicklung und Umsetzung von Beratungs-, Betreuungs- und Coachingangebo-

ten sowie Qualifizierungsangeboten 

 Umsetzung von Mentoring-Modellen 

 Vernetzungsarbeit, um den informellen Zugang bzw. die Weiterleitung von Work-

ing Poor zu den Unterstützungsangeboten über MultiplikatorInnen (z.B. Betriebs-

rätInnen, migrantische  Vereine, Energieberatung für einkommensschwache Per-

sonen) zu fördern 

 Überprüfung, Reflexion und Adaptierung von Projektkonzepten 

 

Zielgruppen: 

 Selbständig und unselbständig Beschäftigte (inkl. geringfügig Beschäftigte, freie 

Dienstverträge) mit einem Erwerbseinkommen, das für die Existenzsicherung im 

Haushaltskontext nicht ausreicht. Bei der Abgrenzung der Zielgruppe wird eine 

Reihe von Merkmalen berücksichtigt, wie etwa Unterbeschäftigung (unfreiwillige 

Teilzeit), unsichere und ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse (atypische Be-

schäftigung, befristete Dienstverhältnisse, EPU), qualifikationsbezogene Prob-

lemsituation (geringes Qualifikationsniveau, nicht ihrer Qualifikation entsprechend 

eingesetzte Arbeitskräfte, nicht anerkannter ausländischer Abschluss), niedriges 

Einkommen.    

                                                
26

 Gemäß der von  EU-SILC verwendeten Definition handelt es sich bei Working Poor um armutsgefähr-

dete Personen im Erwerbsalter (18-64 Jahre), die im Verlauf des Referenzjahres sechs Monate oder 

länger Vollzeit oder Teilzeit erwerbstätig waren. Als armutsgefährdet gilt, wer über weniger als 60% 

des Median des gewichteten Haushaltseinkommens verfügt.   
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Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 BMASK 

 

2.A.6.1.3 Maßnahmen zur Prävention von Working Poor  

Information,  Sensibilisierung und Unterstützung formal gering qualifi-

zierter Erwerbstätiger bei berufsbezogener Weiterbildung  

Die Reduzierung der Working Poor-Problematik bedarf insbesondere auch präventi-

ver Ansätze. So sind gering qualifizierte Beschäftigte einem höheren Arbeitslosig-

keitsrisiko ausgesetzt als Personen mit einem Berufsabschluss. Hinzu kommt, dass 

bei niedrigem Erwerbseinkommen im Falle von Arbeitslosigkeit ein erhöhtes Ar-

mutsrisiko besteht, da die Lohnersatzleistungen oftmals unterhalb der Armutsgrenze 

liegen. Um dieser Abwärtsspirale entgegenzuwirken, soll auf eine formale Höherqua-

lifizierung dieser Personengruppen hingearbeitet werden, wobei die hier angebote-

nen Qualifizierungen ausschließlich auf Berufsbildung abzielen (während in der IP 

3.2. der Schwerpunkt auf Allgemeinbildung liegt). 

Die Bereitstellung entsprechender Aus- und Weiterbildungsangebote allein reicht 

jedoch nicht, insbesondere wenn es sich um bildungsbenachteiligte27 Personen han-

delt. Vielmehr geht es auch darum, durch innovative Ansätze eine Sensibilisierung 

der Betreffenden für Sinn und Nutzen von Bildungsmaßnahmen zu initiieren. 

Im Anschluss an die Sensibilisierung sind entsprechende Beratungs- und Unterstüt-

zungsdienstleistungen erforderlich, um die Personen bei der Identifizierung und Do-

kumentation non-formal und informell erworbener berufsbezogener Kompetenzen 

(z.B. in Form von Portfolios) zu unterstützen. Durch das Bewusstmachen bereits vor-

handener Kompetenzen entsteht gerade bei bildungsbenachteiligten Personen eine 

wesentliche Motivation für weitere Bildungsschritte. 

Aufbauend auf der Kompetenzabklärung gilt es, passende Bildungswege abzuklären 

und die Person beim Prozess bis zum Erlangen eines formalen Berufsausbildungs-

abschlusses (z.B. über den Weg der außerordentlichen Lehrabschlussprüfung) zu 

begleiten.  

 

Instrumente: 

 Innovative Beratungs- und Sensibilisierungsangebote für geringqualifizierte und 

bildungsbenachteiligte Beschäftigte 

 Angebote zur Kompetenzfeststellung bei Beschäftigten 

 Bildungsplanung für geringqualifizierte und bildungsbenachteiligte Beschäftigte 

 Förderung berufsbezogener Qualifizierungsmaßnahmen 

 

                                                
27 Definition siehe 

http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.ph

p oder Fußnote 23 

  

http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.php
http://erwachsenenbildung.at/themen/basisbildung/grundlagen/erwachsene_mit_basisbildungsbedarf.php
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Zielgruppen: 

 Gering qualifizierte Beschäftigte 

 Personen mit Migrationshintergrund 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Bundesländer 

 BMASK 

 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in der Prioritätsachse 2 müssen an der Zielsetzung der Armutspräven-

tion und Armutsbekämpfung ausgerichtet sein. Bei der Beschreibung der Vorhaben 

müssen die ZWIST darlegen, dass es sich bei den Begünstigten um Personengrup-

pen handelt, die von Armut bedroht sind oder die bereits von Armut betroffen sind.  

Zudem muss dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den Grundsatz von 

Gender Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und welche 

Gleichstellungsziele verfolgt werden. 

Ein wesentliches Kriterium ist zudem, dass innovative Projekte im Hinblick auf einen  

gesamten Innovationszyklus (Projektentwicklung, Projektumsetzung,  Überprüfung 

und Reflexion, Adaptierung des Projektkonzepts) konzipiert werden28.  

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht erforderlich 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 2.1 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionsprioritäten aufgeschlüsselte Output-

Indikatoren  

Investitionspriorität 2.1 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit 

für die 

Messung 

Fonds Regio-

nenkate-

gorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Bericht-

erstat-

tung 
M F I 

PO04 Anzahl der Projek-

te  

Anzahl ESF Stärker 

entwickelte 

30 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

                                                
28

 DG Regional and Urban Policy and DG Employment, Social affairs and Inclusion (2013): Guide on 

Social Innovation. Brüssel. 
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Regionen 

CO04 Nichterwerbstäti-

ge, die keine 

schulische oder 

berufliche Bildung 

absolvieren 

Personen ESF Stärker 

entwickelte 

Regionen 

12.000 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

2.A.7 Soziale Innovation, transnationale Zusammenarbeit und 

Beitrag zu den thematischen Zielen 1-7 

Soziale Innovation 

Die vorab in der Investitionspriorität genannten Aktivitäten weisen auf unterschiedli-

che Art und Weise Aspekte der sozialen Innovation auf.  

So wird mit dem Angebot von niedrigschwelligen Beschäftigungs- und Betreuungs-

angeboten (bei den Inklusionsketten) das bestehende arbeitsmarktpolitische Unter-

stützungssystem um einen innovativen und zentralen Baustein ergänzt, der Beschäf-

tigungsmöglichkeiten ermöglicht, die von Inhalt und Ausmaß flexibel auf die individu-

ellen Voraussetzungen abgestimmt sind. Vor allem Personen mit geringer Beschäfti-

gungsfähigkeit soll damit eine Chance auf die Heranführung an den Arbeitsmarkt 

eröffnet werden. 

Dieser Ansatz der partiellen Beschäftigung in Kombination mit sozialer Absicherung 

durch die BMS kam in den bislang umgesetzten Inklusionsprojekten nur in Einzelfäl-

len zur Anwendung. Zudem fehlte bisher in der Regel eine ganzheitliche, professio-

nelle Abklärung der Situation und Probleme von KlientInnen und das gemeinsame 

Erarbeiten eines Unterstützungsplans sowie die anschließende fallführende, beglei-

tende Unterstützung der Umsetzung. Die Inklusionskette mit fallführender Sozialar-

beit stellt ein neues Angebot für armutsgefährdete Personen nach gescheiterten In-

tegrationsversuchen oder mit multiplen Problemlagen dar. 

Eine neue zentrale Zielgruppe innerhalb des ESF ist jene der Roma. In diesem Zu-

sammenhang steht die Förderung des Empowerments der Roma-Bevölkerung im 

Vordergrund und neben den Angehörigen der autochthonen Volksgruppe der Roma, 

gilt es insbesondere jene der  in jüngerer Vergangenheit Zugwanderten (vor allem 

aus den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawiens) in die Maßnahmen zu in-

kludieren. Die aktive Förderung und Einbeziehung von Roma selbst in die Erarbei-

tung und Umsetzung der Projekte ist als sozial innovativ zu bezeichnen. Zudem wer-

den hier neue umfassende Maßnahmenkonzepte erprobt, die nicht nur Qualifizierun-

gen beinhalten, sondern auch Beratungsangebote hinsichtlich Gesundheit, Schulden, 

Sucht etc.   

Ein weiterer innovativer Aspekt der Prioritätsachse 2 ist die Adressierung von Work-

ing Poor. Diese Zielgruppe war bislang kaum im Fokus von inklusionsorientierten 

Vorhaben, da aufgrund der Beschäftigung der betreffenden Personen das Ziel der 

Integration ins Erwerbssystem als erreicht galt. Dass damit aber das Problem der 

Armutsgefährdung weiter bestehen kann, wurde bislang eher vernachlässigt. Die im 

Rahmen dieses Programms geplanten Vorhaben zielen gerade darauf ab, die Ar-

mutsgefährdung bestimmter Beschäftigtengruppen zu reduzieren.  

Generell zählt der Fokus auf bisher mit dem bestehenden arbeitsmarktpolitischen 

Regelinstrumentarium nicht erreichten Personengruppen zur sozialen Innovation die-

ser Prioritätsachse. Mit Working Poor,  sozial ausgegrenzten Jugendlichen, Migran-
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tInnen oder EPUs werden Zielgruppen angesprochen, für die bislang keine oder nur 

in sehr geringem Ausmaß Unterstützungsangebote zur Verfügung standen. 

Die innovativen Aspekte der Maßnahmen für Working Poor sind zudem im präven-

tiven und systemübergreifenden Ansatz zu sehen. Es sollen arbeitsmarkt- und sozi-

alpolitische Zugänge miteinander verschränkt werden, wobei diese in  vorhandene 

Strukturen in den Regionen eingebunden sind. Die Angebote sollen dort ansetzen, 

wo bestehende Angebote an Grenzen stoßen und so Lücken schließen. 

Transnationale Zusammenarbeit 

Siehe Ausführungen zu Transnationaler Zusammenarbeit in der Prioritätsachse 1. 

Thematische Ziele nach Artikel 9 Nummern  1-7 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 

Bei den niedrigschwelligen Maßnahmen zur stufenweise Stabilisierung und Heran-

führung an den Arbeitsmarkt, die von den Ländern für Maßnahmen für arbeitsmarkt-

ferne  Personen, sollen die Zielgruppen auch in der Nutzung von Informationstechno-

logien und sozialen Medien geschult werden. Damit tragen die Aktivitäten der IP 2.1 

auch zum thematischen Ziel 2 „Verbesserung der Barrierefreiheit sowie der Nutzung 

und Qualität von IKT“ bei.   

Eine Zielgruppe der Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von ‚Working Poor‘ 

sind Ein-Personen-Unternehmen. Diese Aktivitäten haben auch zur Folge, dass sich 

nicht nur die individuelle Situation der UnternehmerInnen verbessert, sondern auch 

das ökonomische Potenzial der betreffenden Firmen. Damit leistet die Prioritätsachse 

2 auch einen Beitrag zum thematischen Ziel 3 „Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

von KMU“. 



69 

 

2.A.8 Leistungsrahmen 

PA 
Art des Indi-

kators 
ID 

Indikator oder 

wichtiger Durch-

führungsschritt 

Einheit 

für die 

Messung 

Fonds 
Regionenka-

tegorie 

Etappenziel für 2018 Endziel (2023) 

Daten-

quelle 

Erläu-

terung 

der 

Rele-

vanz 

des 

Indika-

tors 

M W T M W T 

2 Finanzindikator PF03 Anteil des Gesamt-

betrags der förder-

fähigen Ausgaben, 

der im Buchfüh-

rungssystem der 

Bescheinigungsbe-

hörde verbucht und 

von dieser be-

scheinigt wurde an 

den Gesamtmitteln 

Prozent ESF Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

 15 30  50 100 ESF-

Monito-

ring 

 

2 Outputindikator PF04 Anzahl der Nichter-

werbstätigen, die 

keine schulische 

oder berufliche 

Ausbildung absolvie-

ren 

Anzahl 

Personen 

ESF Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

 1.800 3.600  6000 12000 ESF-

Monito-

ring 
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2.A.9 Interventionskategorien 

Tabelle 7 - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 2 109 Aktive Inklusion 131.000.000 

PA 2 110 marg. Bevölkerungsgruppen 4.000.000 

 

Tabelle 8 - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 2 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 135.000.000 

 

Tabelle 9 - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 2 07 Nicht zutreffend 135.000.000 

 

Tabelle 10 - Dimension 4 - Terr. Umsetzungsm. 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 2 07 Nicht zutreffend 135.000.000 

 

Tabelle 11 - Dimension 5 - Zweites ESF-Thema 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 2 06 Nichtdiskriminierung 135.000.000 
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2.A.1 Prioritätsachse 3: Investitionen in Bildung, Ausbildung und 

Berufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges Lernen  

ID der Prioritätsachse 3 

Bezeichnung der Prioritätsachse Investitionen in Bildung, Ausbildung 

und Berufsbildung für Kompetenzen 

und lebenslanges Lernen 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch Finanzierungsin-

strumente umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch auf EU-Ebene ein-

gerichtete Finanzierungsinstrumente 

umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird 

durch von der örtlichen Bevölkerung 

betriebene Ma0nahmen zur lokalen 

Entwicklung umgesetzt. 

 

 Für den ESF: Die gesamte Prioritäts-

achse ist auf soziale Innovation oder 

auf transnationale Zusammenarbeit 

oder auf beides ausgerichtet. 

 

2.A.2 Begründung für die Einrichtung einer Prioritätsachse, die 

mehr als eine Regionenkategorie, mehr als ein 

thematisches Ziel oder mehr als einen Fonds betrifft 

Nicht relevant 

2.A.3 Fonds, Regionenkategorie und Berechnungsgrundlage für 

die Unionsunterstützung 

Fonds ESF 

Regionenkategorie Stärker entwickelte Regionen 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

Förderfähige öffentliche Ausgaben 

Regionenkategorie für Regionen in äu-

ßerster Randlage und nördliche Regio-

nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

(falls zutreffend) 

- 
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2.A.4 Investitionspriorität 3.1: Verringerung und Verhütung des 

vorzeitigen Schulabbruchs und Förderung des gleichen 

Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung und einer 

hochwertigen Grund- und Sekundarbildung 

2.A.5 Der Investitionspriorität 3.1 entsprechende spezifische 

Ziele 

 

 

ID SZ08 

Spezifisches Ziel Verringerung der Zahl der Schul- und Ausbildungs-

abbrecherInnen 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung und Implementierung von Maßnahmen 

im schulischen Bereich und am Übergang von der 

Pflichtschulausbildung in weiterführende Ausbildung 

zur Vermeidung des vorzeitigen Schul- bzw. Ausbil-

dungsabbruchs.  

 

ID SZ09 

Spezifisches Ziel Förderung der Integration in Ausbildungen, die an 

die Pflichtschule anschließen, für spezifische Grup-

pen von Jugendlichen, insbesondere Jugendliche 

mit Behinderung, Beeinträchtigungen oder Lern-

schwierigkeiten, Jugendliche mit Migrationshinter-

grund und Jugendliche aus bildungsbenachteiligten 

Schichten, die gefährdet sind die Schule/Ausbildung 

abzubrechen oder keinen Abschluss zu erlangen. 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung von Ausbildungsperspektiven für vom 

Schul- bzw. Ausbildungsabbruch bedrohte Jugendli-

che. 

Verringerung von Schulverweigerung und Schulab-

sentismus. 
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und Programmspezifische Indikatoren, die 
dem Spezifischen Ziel entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Bericht-

erstattung 

M F I M F I 

PR07 Anteil der Teilnehme-

rInnen, die sich nach 

Maßnahmenende wei-

terhin im Ausbildungs-

system befinden bezie-

hungsweise eine (schu-

lische oder berufliche) 

Anschlussperspektive 

gefunden haben 

(BMBF) 

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Unter 25-

Jährige 

0 Prozent 2013 50 Evaluierung 2018/2019 

2023 

PR08 Anteil ordnungsgemä-

ßer Austritte (Weiterbil-

dung vereinbart, Aus-

bildungsreife für Wei-

terbildung erlangt, Aus-

bildung mit Abschluss 

absolviert, Vermittlung, 

positive Intervention am 

Arbeitsplatz) 

(BMASK/IV) 

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent Unter 25-

Jährige 

57 Prozent 2010  70 Monitoring jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die in der Investitionspriorität 3.1 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Die Maßnahmen beziehen sich auf den (vor-)schulischen Bereich, den Übergang von 

der Unterstufe in die Oberstufe und auf die Transition Schule – Ausbildung – Beruf. 

Die nachfolgende Übersicht bietet einen Überblick über die bildungs- und arbeits-

marktpolitischen Leistungen an der Schnittstelle Schule – Ausbildung - Beruf. 

[Die Übersicht 1 „Bildungs- und arbeitsmarktpolitische Leistungen im Rahmen der 

Ausbildungsgarantie“ (siehe Anlage) kann aus technischen Gründen nicht eingefügt 

werden] 

2.A.6.1.1 Maßnahmen des BMBF 

Maßnahmen zu nachhaltig gelingenden Übergängen Schule – Ausbil-

dung – Beruf: „Regionale NetzwerkerInnen Überleitung“ 

Das Schulsystem stellt an den Schnittstellen/Übergängen am Ende der Pflichtschul-

zeit Jugendliche, Berater/innen, Lehrer/innen, Eltern und Ausbildungsbetriebe vor 

besondere Herausforderungen, da die Unterstufe mit der 8. Schulstufe abschließt, 

die Lehrausbildung aber erst mit der 10. Schulstufe startet:  

Damit sind 2 Entscheidungen zu treffen, entweder  

1. einen Ausbildungszweig für die 9.Schulstufe zu wählen, und  

2. sich für einen Lehrberufen zu entscheiden.  

Maßnahmen zur „BerufsFindungsBegleitung“ aus der letzten ESF Programm Periode 

haben sich bewährt und werden in der laufenden Periode weiterentwickelt und aus-

gebaut. Ziel ist, die Berufsbegleitungskompetenz auf weitere Bildungsfelder zu erwei-

tern und die Erkenntnisse verstärkt für vorbereitende Aktivitäten in der 7./8.Schulstufe 

zu nutzen. 

Die Instrumente setzen an der Polytechnischen Schule an, die die größte Diversität 

der Schüler/innenpopulation aufweist und über ihre schulische Aufgabe hinaus - in 

der Vernetzung, der Einbeziehung von Berufs- und Unternehmensbereichen und 

sozioökonomischen Kontexten - begleitende Angebote benötigt. Diese Kompetenzen 

sollen zudem in regionalen Netzwerken (bestehend aus z. B.: LehrerInnen, Unter-

nehmer/innen, Sozialpartner, AMS, regionale Stakeholder) sichtbar und wirksam ge-

macht werden. 

Zusätzlich ist eine Hilfestellung für Lehrbetriebe vorgesehen, sofern migrationsspezi-

fische Fragen oder soziale Herausforderungen auftreten, um Unternehmen beim „In-

placement“ von Jugendlichen zu unterstützen.  

 

Instrumente: 

 Vernetzungsarbeit (Initiieren und Begleiten regionaler Netzwerke durch regionale 

Netzwerker/innen) 

 Strukturierte Begegnungstreffen 
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 Maßnahmen für Zielgruppen nach gruppenspezifischen und regionalen Bedürf-

nissen 

 Reflexion der Aktivitäten  

 Unterstützung von Unternehmen bei „Inplacement“ 

Innovativer Ansatz 

Der Innovationsgehalt der Maßnahmen besteht in zumindest dreierlei Hinsicht: 

 Im Auf- und Ausbau regionaler Netzwerke zur Gestaltung nachhaltig gelingender 

Übergänge, unter Nutzung der Kompetenzen der Polytechnischen Schulen und 

deren Weiterentwicklung 

 In der Einbeziehung aller relevanten Stakeholder und Betroffenen –insbesondere 

Schule, Wirtschaft, regionale Akteure und Institutionen - in gemeinsame, nachhal-

tige Prozesse der Überleitung Schule – Ausbildung - Beruf 

 Im langfristigen Prozessdenken und –handeln. Dieses setzt frühzeitig an und be-

zieht die späteren beruflichen Anforderungen, sowohl inhaltlich als auch persön-

lich, im Sinne der „Career Management Skills“, antizipierend ein. Der Lebens-, 

Bildungs- und Berufsweg und die individuellen Fähigkeiten und Stärken des/der 

Jugendlichen stehen im Mittelpunkt. 

 

Zielgruppen: 

 Jugendliche 

 Eltern 

 Lehrer/innen 

 Unternehmen 

Die Erreichung der relevanten Zielgruppen wird durch integrierende Kooperation aller 

beteiligten Stakeholder sichergestellt. Die Definition von Regionen und Standorten 

erfolgt aufgrund erhobener Bedarfslagen und Kriterien wie Bevölkerungsstruktur, 

Abbruchraten, Andrangsziffern, Lehrstellensituation etc..  

 

Maßnahmen zur Verringerung der Zahl der SchulabbrecherInnen (BMBF) 

 

1) Modellprojekte im Pflichtschulbereich bzw. gemeinsame Modellprojekte von 
Kindergarten und Grundschule 

 

Prävention von Schulabbruch durch frühzeitige Förderung, einschließlich früher 

sprachlicher Förderung und individualisierter, auch stärkenorientierter Förderung, ist 

insbesondere für Kinder mit anderen Erstsprachen, aus sozial benachteiligten Fami-

lien und für Kinder mit Behinderung wichtig. 

Die Modellprojekte werden als frühzeitige Intervention zur Verringerung der Zahl an 

SchulabbrecherInnen verstanden. Die Schwerpunktsetzungen erfolgen thematisch in 

den Bereichen „Inklusion“, „Sprachförderung“ und „sozial benachteiligte Schulen“. 
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Entwicklung von inklusiven Modellregionen - Verringerung der Benachteili-
gung von SchülerInnen mit Behinderung 

In Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Gemeinden werden Inklusive Regi-

onen entwickelt. Hier wird die gemeinsame Schule erprobt, sodass eine frühe Segre-

gation aufgehoben wird. Die Etablierung inklusiver Regionen folgt regionalen Akti-

onsplänen, die Lösungsansätze und konkrete Maßnahmen für Aspekte, wie z. B. 

Bedarfs- und bedürfnisorientierte Förderung, Barrierefreiheit etc. enthalten. 

Ziel ist es, im Kindergarten, in der Transition sowie in der Grundschule durch beglei-

tende Beobachtung, Diagnose und individuelle Förderung die Bildungs- und Entwick-

lungspotenziale aller Kinder anzusprechen und eine frühe Segregation zu überwin-

den. 

Netzwerksprojekte Grundschule - Kindergarten - Verringerung der Benachtei-
ligungen, insb. von SchülerInnen mit „Migrationshintergrund“ 

Um die Entwicklungs- und Sprachpotenziale von Kindern frühzeitig zu fördern werden 

im gemeinsamen Bildungsraum vom 3. bis zum 10. Lebensjahr Modellprojekte von 

Kindergarten und Volkschule entwickelt und pilothaft erprobt, z. B.: 

 Begleiteter Übergang Kindergarten-Schule 

 Leseförderung, umfassende Sprachförderung  

 Professionalisierung der Lehrenden 

 Grundstufe I neu/PädagogInnenbildung 

 Standortbezogene Ressourcenvergabe/Stärkung der Schulstandorte 

 

Modellprojekt zur Erprobung der sozialindexbasierten Ressourcensteuerung 

Im Rahmen des ESF werden sich primär „sozial benachteiligte Schulen“, d.h. 

Standorte mit einem hohen Anteil an SchülerInnen, bei denen mehrere Dimensionen 

der Benachteiligung zusammentreffen beteiligen. Diese Schulen benötigen mehr 

Ressourcen, um den erhöhten Qualitätsbedarf abdecken zu können  

 

Instrumente: 

 Einrichtung von KoordinatorInnen bei den LandesschulrätInnen 

 Entwicklung von Modellregionen, Entwicklung und Umsetzung von Modellprojek-

ten, Begleitung und Entwicklung sozialindexierter Ressourcensteuerung durch  

 Konzepterstellung, 

 Vernetzung 

 Projektmanagement,  

 Koordination/Ansprechperson der wissenschaftlichen Begleitung. 

 

Zielgruppen: 

 SchülerInnen mit Behinderung 

 SchülerInnen mit Sprachdefiziten 

 Kindergartenkinder 

 KindergartenpädagogInnen 

 KoordinatorInnen 
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 Institutionen (zB Jugendwohlfahrt, Kindergarten, Soziales, Gesundheit) 

 Lehrende. 

 

2) Maßnahmen zur Verringerung von Schulabsentismus in Sekundarschu-

len: Etablierung von Schulsozialarbeit 

Der Fokus der Schulsozialarbeit liegt in der Verringerung von Schulverweigerung und 

Schulabsentismus und zielt damit auch auf die Verringerung des Drop-Outs und des 

frühzeitigen Schulabgangs ab. Schulsozialarbeit wird mit den bestehenden Unterstüt-

zungssystemen abgestimmt und agiert nicht nur innerhalb der Schule, sondern im 

Sinne von aufsuchender Sozialarbeit auch im jeweiligen kommunalen Umfeld.  

Die Schulsozialarbeit des BMBF ist eine systemisch orientierte Unterstützungsleis-

tung für benachteiligte Schulstandorte unter Einbeziehung der den außerschuli-

schen Lebenswelten zuzuordnenden kommunalen Einrichtungen für Jugendliche. 

Österreichweit soll das Projekt an bis zu 48 Schulen umgesetzt werden, davon ca. 32 

NMS und 16 BMHS, womit ca. 7.400 SchülerInnen erreicht werden (= ca. 9% eines 

Altersjahrganges). Dies entspricht dem in den Bildungsstandardtests erhobenen An-

teil der SchülerInnen in Schulen mit sehr hohem Index der sozialen Benachteiligung. 

 

Instrumente: 

 Entwicklung und Umsetzung von Schulsozialarbeitsprojekten durch von der Ju-

gendhilfe autorisierte Trägervereine 

 Maßnahmen zur Koordinierung und gemeinsamen Qualitätsentwicklung  

 Übertragung neuer Ansätze auf andere Regionen in Österreich 

 

Zielgruppen: 

 Schülerinnen an Schulstandorten mit hoher sozialer Benachteiligung 

 SozialarbeiterInnen, Jugendhilfe 

 

 

3) Maßnahmen zur Verringerung der Zahl der SchulabbrecherInnen im Be-

reich des berufsbildenden Schulwesens 

Die österreichischen berufsbildenden Schulen bieten ihren AbsolventInnen eine 

hochwertige Ausbildung. Rd. 80% der Jugendlichen in der Sekundarstufe zwei besu-

chen eine berufsbildende Schule. 

Allerdings besteht in der Anfangsphase an einer berufsbildenden Schule die Gefahr, 

dass die SchülerInnen die an sie gestellten Anforderungen nicht bewältigen können. 

Die konkreten Zahlen zeigen, dass an den BMHS mit ca. 42% die höchste Rate an 

SchulabbrecherInnen zu verzeichnen ist.  

Um dem entgegenzuwirken, sollen unterschiedliche Ansätze zum Einsatz kommen, 

wie beispielsweise: 

 die Einführung einer Übergangsstufe als Vorbereitung zur erfolgreichen Teilnah-

me an einer ersten Klasse der berufsbildenden mittleren Schule bzw. zur Befähi-

gung zum Einstieg in eine Berufsausbildung.  
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 Förderung der Unterrichtssprache Deutsch sowie Lernbegleitung, Lernberatung 

und Unterstützung bei Defiziten in allen Unterrichtsgegenständen in Schulen mit 

hohem MigrantInnen-Anteil. 

Diese spezielle Förderung für die Unterrichtssprache Deutsch konzentriert sich auf 

Schulen, die einen Prozentsatz von 50-60% an SchülerInnen mit Sprachdefiziten 

aufweisen und ein spezielles Förder- und Stützprogramm vorweisen.  

Die Maßnahmen sollen im technisch-gewerblichen Schulwesen und im kaufmänni-

schen Schulwesen umgesetzt werden. Sie werden zusätzlich zum normalen Schulbe-

trieb angeboten, in dem zweckgebundene (zusätzliche) Werteinheiten zur Verfügung 

gestellt werden.  

 

Instrumente für die gesamte Maßnahme: 

 gezielte Lernbegleitung und Lernberatung  

 intensives und spezifisches Training im Bereich der Sprachförderung, der Ma-

thematik und der Naturwissenschaften  

 zusätzliche Fördermaßnahmen zur Behebung individueller Defizite 

 

Zielgruppen: 

 SchülerInnen der Sekundarstufe Zwei (Oberstufe) 

 Lehrende 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMBF 

2.A.6.1.2 Maßnahmen des BM für Arbeit, Soziales und 

Konsumentenschutz/Sozialministeriumservice   

Mit der „Ausbildungsgarantie“ soll sichergestellt werden, dass alle Jugendliche eine 

berufliche Ausbildung erhalten. Das Sozialministerium/Sozialministeriumservice bie-

tet zahlreiche Unterstützungsleistungen für Jugendliche an der Schnittstelle Schule-

Beruf, die über eine (Aus-) Bildungsberatung hinausgehen und auch individuelle So-

zialberatung, Begleitung und Case Management umfassen. Von den Assistenzleis-

tungen profitieren vor allem Jugendliche, die gefährdet sind, die Schule abzubrechen 

oder keinen Abschluss bzw. keinen Arbeitsplatz zu erlangen.  

Dazu ist ein flächendeckender Ausbau notwendig, der nur durch den Einsatz des 

ESF möglich ist.      

Angebote  

Im Rahmen der beruflichen Integration wird ein Schwerpunkt auf die Angebote der 

„Beruflichen Assistenzen“ gelegt. Im „Netzwerk Berufliche Assistenz“ (NEBA) werden 

alle „Beruflichen Assistenzen“ zusammengefasst. Sie bieten zahlreiche Unterstüt-

zungsleistungen für Jugendliche am Übergang Schule-Beruf. 

NEBA beinhaltet folgende Instrumente für die Unterstützung behinderter, beein-

trächtigter oder benachteiligter Jugendliche (u.a. NEETs): 
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 Jugendcoaching29 

„Jugendcoaching“ ist ein zentrales Instrument im Rahmen der sogenannten „Ausbil-

dungsgarantie“, da ausgrenzungsgefährdete Jugendliche bereits im letzten Schuljahr 

gezielt angesprochen werden (präventiver Ansatz). Die Unterstützungsmaßnahmen 

sollen einerseits frühzeitige Schulabbrüche verhindern, andererseits den Übergang 

von der Ausbildung ins Erwerbsleben erleichtern und den Zugang zu höherer Qualifi-

zierung gewährleisten. 

Jugendliche mit Behinderung, Beeinträchtigungen oder Lernschwierigkeiten sollen 

durch diese Maßnahme ihre Potenziale gezielter einsetzen lernen, um ihre (Aus-) 

Bildungs- und Berufschancen zu erhöhen. Die Jugendlichen erhalten auch Unterstüt-

zung bei ihrem Einstieg in das Berufsleben und während eines Beschäftigungsver-

hältnisses. Dafür wird ein breit gefächertes Förderinstrumentarium angeboten. 

In einem strukturierten Beratungs- und Betreuungsprozess wird der Übergang zwi-

schen Schule und beruflicher Ausbildung/Beruf individuell begleitet. Die Stärke des 

Jugendcoaching liegt im individualisierten „Case Management“, mit dem besser auf 

die Bedürfnisse einzelner Jugendlicher eingegangen werden kann. Es werden adä-

quate Formen des Zugangs – insbesondere auch zu schwierig erreichbaren Ziel-

gruppen (NEETs) – gewählt. Dabei sind niedrigschwellige Zugänge und aufsuchende 

Ansätze mit Motivationsaspekten und Aufzeigen von Perspektiven hilfreich. Netzwer-

ke fördern die Umsetzung durch strukturelle Begleitung. Durch diese Maßnahme 

kann auch eine gezieltere Koordination aller Benachteiligten erreicht werden. Das 

Angebot „Jugendcoaching“ besteht bundesweit. 

 

 AusbildungsFiT 

Ergänzt werden die Angebote des Sozialministeriums/Sozialministeriumservice für 

Jugendliche durch die innovative Maßnahme „AusbildungsFit“. Jugendliche, denen 

Basisqualifikationen und Fähigkeiten fehlen, die für eine Anschlussfähigkeit an die 

Berufsschule und die Arbeitswelt unerlässlich sind, können dieses Angebot nutzen. 

Trotz des breiten Angebotes in der Lehrausbildung und der integrativen Berufsaus-

bildung wird ergänzend ein niedrigschwelliges Qualifizierungsangebot – das „Aus-

bildungsFit“ – entwickelt, das den Zugang zu Lehrausbildungen bzw. die Chance 

auf einen positiven Abschluss einer solchen erhöhen soll. AusbildungsFit soll ein ös-

terreichweit flächendeckendes und standardisiertes, im Zugang niedrigschwelliges 

Angebot für benachteiligte Jugendliche darstellen, das darauf abzielt, durch individu-

elle Förderung, die Jugendlichen ohne Umwege in eine (Berufs-) Ausbildung oder 

den Arbeitsmarkt zu begleiten. 

 

 Berufsausbildungsassistenz 

Die Berufsausbildungsassistenz (BAS) unterstützt Jugendliche mit Behinderung und 

anderen Vermittlungshemmnissen im Rahmen einer Integrativen Berufsausbildung 

                                                
29 Abgrenzung zur Schulsozialarbeit: Die Schulsozialarbeit des BMBF ist eine systemisch orientierte 

Unterstützungsleistung für benachteiligte Schulstandorte unter Einbeziehung der den außerschuli-

schen Lebenswelten zuzuordnenden kommunalen Einrichtungen für Jugendliche während Jugend-

coaching eine Einzelfallhilfe ist. Dementsprechend unterscheiden und ergänzen sich auch die 

eingesetzten Methoden. Während Schulsozialarbeit auf Standorte mit hoher sozialer Benachteili-

gung fokussiert, zielt das Jugendcoaching auf eine flächendeckende Versorgung ab  
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(IBA), begleitet die Ausbildung sowohl in der Schule als auch im Betrieb und si-

chert damit nachhaltig diesen Ausbildungsweg ab.  

Für die Jugendlichen gibt es zwei Möglichkeiten der IBA, welche in der Regel an der 

erfolgreichen dualen Ausbildung, also auch am verpflichtenden Besuch der Berufs-

schule festhalten:  

 Eine um höchstens ein Jahr, in Ausnahmefällen bis zu zwei Jahren verlän-

gerte Lehre oder 

 eine Teilqualifizierung (TQL), bei welcher in einem eigenen Ausbildungsver-

trag die Dauer und die Inhalte der TQL festgelegt werden 

In beiden Fällen werden die Jugendlichen in der Ausbildungsphase bis zum Ausbil-

dungsabschluss und auf dem Weg in den Arbeitsmarkt begleitet. 

 

 Arbeitsassistenz für Jugendliche 

Die Arbeitsassistenz ist das zentrale Instrument der NEBA in Österreich. Im Wesent-

lichen verfolgt das Konzept der Arbeitsassistenz drei Ziele: die Sicherung / Erhaltung 

eines Arbeitsplatzes (Präventive Funktion), die Unterstützung bei der Suche und Er-

langung eines Arbeitsplatzes (Integrative Funktion) und zentrale Ansprache für be-

nachteiligte Arbeitsuchende, Arbeitnehmende, Dienstgebende, Vorgesetzte, Kolle-

gInnen usw. (Kommunikative Funktion). 

Die Dienstleistung Arbeitsassistenz reicht von der gemeinsam mit den Jugendlichen 

vorgenommenen Situationsanalyse über die Begleitung der Arbeitssuche bis hin zu 

einer Unterstützung in der Anfangsphase des Dienstverhältnisses. Eine zweite 

zentrale Funktion der Arbeitsassistenz ist die Krisenintervention zur Sicherung eines 

gefährdeten Arbeitsplatzes. 

 

 Jobcoaching 

Mit dem Jobcoaching ist eine besonders intensive Maßnahme der Beruflichen Assis-

tenz etabliert worden. Jobcoaching wendet sich an Menschen mit besonderem För-

derbedarf infolge einer kognitiven Beeinträchtigung bzw. Lernbehinderung oder einer 

körperlichen Behinderung aber auch an Wirtschaftsbetriebe. Die Jobcoaches bieten 

für Jugendliche direkte, individuelle Unterstützung am Arbeitsplatz und fördern so 

fachliche, kommunikative und soziale Kompetenzen der Zielgruppe. 

Das Jobcoaching wird vor allem für Menschen mit Lernbehinderung angeboten und 

kann hier auch eine wichtige Unterstützung zur Gleichstellung darstellen. Ziel ist es, 

die gecoachten Jugendlichen in die Lage zu versetzen, die an sie gestellten Anforde-

rungen nachhaltig und eigenständig zu erfüllen. 

 

Instrumente: 

 Jugendcoaching 

 AusbildungsFit 

 Berufsausbildungsassistenz 

 Arbeitsassistenz für Jugendliche 

 Jobcoaching  
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Zielgruppen: 

 Jugendliche - Mädchen und Burschen - mit Behinderung, Beeinträchtigungen 

oder Benachteiligungen  

 Jugendliche mit Migrationshintergrund 

 Jugendliche bis 19 Jahre am Übergang Schule-Beruf 

 Junge Erwachsene 

 NEETs 

 Unternehmen, die Jugendliche mit Behinderung oder Beeinträchtigung einstellen  

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMASK IV 

 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in der Prioritätsachse 3/ IP 3.1 müssen am Ziel der Verringerung der 

Zahl der Schul- und AusbildungsabbrecherInnen und der Förderung der Inklusion in 

hochwertige Ausbildungen ausgerichtet sein. Dabei haben die Projekte deutlich zu 

machen, dass vor allem jene Gruppen gefördert werden, die mit Benachteiligungen 

im Ausbildungssystem zu kämpfen haben.  

Seitens des BMBF wird darauf geachtet, dass vor allem Standorte mit ausgeprägten 

Problemlagen (z.B. mit sozial benachteiligten Schulen) einbezogen werden.  

Bei den Maßnahmen zur Schulsozialarbeit erfolgt die Vergabe von Projektförderun-

gen auf Basis eines Calls. Projekteinreichungen erfolgen von Trägervereinen für 

Schulsozialarbeit. In jedem Bundesland entscheidet ein regionales Gremium, das aus 

der zuständigen Schulaufsicht, des/der AbteilungsleiterIn für Schulpsychologie-

Bildungsberatung im jeweiligen Landesschulrat sowie einer Vertretung der Jugendhil-

fe des Landes besteht über die Auswahl des Projektträgers sowie des Schulstandor-

tes. Als wichtiges Auswahlkriterium gilt dabei der „Index der sozialen Benachteili-

gung“ (siehe Bruneforth et al. im Nationalen Bildungsbericht 2012 und Bundesergeb-

nisbericht zu Standardüberprüfung Englisch 8. Schulstufe 

https://www.bifie.at/node/2490) S 65ff) eines Schulstandortes. An diesen Standorten 

ist die Gruppe der benachteiligten Schülern/Schülern, insbesondere solche mit Migra-

tionshintergrund stark vertreten. Als weiteres Auswahlkriterium gilt das Ausmaß der 

Problematik „Schulabsentismus“. Die Maßnahmen beziehen sich schwerpunktmäßig 

auf den Pflichtschulbereich (insb. NMS), in zweiter Linie auf berufsbildende mittlere 

Schulen. 

Bei allen Maßnahmen muss dargelegt werden, wie der Grundsatz von Gender 

Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integriert wird und welche Gleichstel-

lungsziele verfolgt werden. Auch die Sicherstellung der Barrierefreiheit ist nachzu-

weisen. 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

https://www.bifie.at/node/2490
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2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten    

In der Investitionspriorität 3.1 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren 

Investitionspriorität 3.1 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit 

für die 

Messung 

Fonds Regionen-

kategorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufigkeit 

der Be-

richterstat-

tung 

CO06 Unter 25-jährige  Anzahl 

Personen 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

135.570 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

PO05 Jugendliche mit 

nicht-deutscher 

Erstsprache 

(BMASK) 

Anzahl 

Personen 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

24.000 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO15 Migranten, Teil-

nehmer auslän-

discher Her-

kunft, Angehöri-

ge von Minder-

heiten (BMBF) 

Anzahl 

Personen 

ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

14.400 ESF-

Monitoring 

Jährlich 
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2.A.4 Investitionspriorität 3.2: Förderung des gleichen Zugangs 

zum lebenslangen Lernen, Steigerung des Wissens sowie 

der Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskräfte 

2.A.5 Der Investitionspriorität 3.2 entsprechende spezifische 

Ziele  

 

ID SZ10 

Spezifisches Ziel (Formale) Höherqualifizierung benachteiligter bzw. 

gering qualifizierter Personen 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch den Ausbau und weitere Professionalisierung 

der Bildungsberatung und der Bildungsangebote 

(insbesondere bei der Basisbildung) wird die Teil-

nahme von benachteiligten bzw. gering qualifizierten 

Personen an Weiterbildung erhöht. Auch die Durch-

lässigkeit des Bildungssystems zu höherer Bildung 

wird verbessert.   

Dadurch wird eine formale Höherqualifizierung von 

bildungsbenachteiligten Personen gefördert.    
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und Programmspezifische Indikatoren, die 
dem Spezifischen Ziel entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung M F I M F I 

PR09 Anteil der Teilnehme-

rInnen an Basisbildung,  

die die Qualifizierung 

positiv abschließen 

Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

Prozent TeilnehmerIn-

nen an Basis-

bildung  

61 Prozent  2013 70 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 3.2 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Studien belegen die Bedeutung der lebensbegleitenden Aus- und Weiterbildung für 

die Chancen am Arbeitsmarkt und die unterschiedlichen Beteiligungsmöglichkeiten 

verschiedener Arbeitsmarktgruppen an lebensbegleitender Weiterbildung sowie den 

Möglichkeiten einer (formalen) Höherqualifizierung. Personen ohne oder mit höchs-

tens Pflichtschulabschluss haben kaum Zugang zum System der Bildung und Wei-

terbildung.    

So bestätigt auch die aktuellste Erwachsenenbildungserhebung 2011/2012 von der 

Statistik Austria den deutlichen Zusammenhang zwischen dem erreichten formalen 

Bildungsabschluss und der Beteiligung an Aus- und Weiterbildung im Erwachsenen-

alter: Während 69% der Personen mit Abschluss von Hochschulen oder hochschul-

verwandten Ausbildungen im Haupterwerbsalter (25 bis 64 Jahre) sich innerhalb des 

Jahres vor der Befragung weiterbildeten, nahm nur 24% der Personen, deren höchs-

te abgeschlossene Schulbildung die Pflichtschule ist, an Weiterbildungsaktivitäten 

teil.  

Eine rezente Studie des IHS bringt das Ergebnis, dass als untere Zielgröße für Ba-

sisbildungs- und Alphabetisierungsangebote in Österreich von 243.000 Personen 

ausgegangen werden muss30. 

Ein Fokus der Inklusionsmaßnahmen im Rahmen dieser Prioritätenachse liegt daher 

darauf, bildungsbenachteiligte Personen mit innovativen, niedrigschwelligen Ansät-

zen zu erreichen und sie dabei zu unterstützen, an Höherqualifizierungen teilzuneh-

men. Neben der direkten Förderung der Zielgruppe sollen auch die Rahmenbedin-

gungen für die Unterstützung dieser Ansätze professionalisiert und qualitätsgesichert 

werden („Weiterbildungsakademie“, Ö-Cert).    

In der IP 3.2 werden Maßnahmen zur (formalen) Höherqualifizierung – ausgehend 

von der Basisbildung – gefördert, wobei die Gleichstellung als Querschnittsthematik 

verankert ist. Mit der Ausrichtung auf eine Höherqualifizierung im Bereich allgemein-

bildender Abschlüsse grenzt sich die IP 3.2 von den berufsbezogenen Qualifizierun-

gen in der Investitionspriorität 2.1 ab bzw. von der IP 1.1, die auf eine Reduktion der 

strukturellen Benachteiligung in Bildungsprozessen von bildungsbenachteiligten 

Frauen eine Verbesserung der Chancengerechtigkeit abzielt. 

 

Zielgruppenorientierte Weiterentwicklung der anbieterneutralen Bil-
dungsberatungsangebote  

Um insbesondere aus- und weiterbildungsbenachteiligte Personen – z.B. Personen 

mit geringem formalem Ausbildungshintergrund, ältere Personen, Personen mit Mig-

                                                
30

 Steiner, Mario & Vogtenhuber, Stefan (2014): Grundlagenanalysen für die Initiative Erwachsenenbil-

dung. Wien  
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rationshintergrund etc. – für die Bedeutung von Aus- und Weiterbildungen zu sensibi-

lisieren, sie zu motivieren und ihren Zugang zu Bildungsmaßnahmen zu erleichtern, 

ist der Ausbau und die Weiterentwicklung der Angebote der anbieterneutralen Bil-

dungsberatungsnetzwerke in acht Bundesländern geplant.  

Zentrale Grundsätze, welche die Weiterentwicklung der Angebote leiten, sind die 

Erhöhung der regionalen Zugänglichkeit, die nachweisliche Umsetzung einheitlicher 

Qualitäts- sowie Barrierefreiheitsstandards sowie Gender- und Diversitystandards, 

Ausbau der „Kompetenz+Beratung“, „Miniangebote“ als Einstieg, Distance Counsel-

ling insb. Online-Beratung, Peer Guidance, aufsuchende Bildungsberatung zur Errei-

chung besonders bildungsbenachteiligter Gruppen etc. Um insbesondere (weiter-

)bildungsbenachteiligte Personengruppen ansprechen zu können, ist der Zugang zu 

dieser Zielgruppe mit einem spezifischen niedrigschwelligen Angebot zentral. Teil der 

Maßnahme ist auch der fachliche Austausch und die Abstimmung zwischen den 

NetzwerkpartnerInnen sowie die Qualifizierung von BildungsberaterInnen. 

 

Instrumente: 

 Spezifischer Ausbau der Bildungsberatungsnetzwerke in jedem der acht Bundes-

länder 

 Entwicklung und Umsetzung von Querschnittsthemen wie Qualitäts-, Gender-, 

Diversitystandards usw. inkl. Professionalisierung 

 

Zielgruppen: 

 Benachteiligte Personen 

 Niedrigqualifizierte Personen 

 WiedereinsteigerInnen 

 Personen mit nicht abgeschlossener Schul- und/oder Berufsausbildung bzw. feh-

lender oder mangelhafter Basisbildung 

 Personen mit Migrationshintergrund 

 Von Marginalisierung bedrohte Personen (z.B. Roma) 

 Sozial und regional Benachteiligte 

 Bildungsbenachteiligte 

 Ältere 

 Menschen mit Behinderung 

 NetzwerkpartnerInnen 

 BildungsberaterInnen  

 

 

Weiterentwicklung und Ausbau der Bildungsangebote im Bereich Basis-

bildung  

Ziel dieses Maßnahmenbereichs ist es, Personen ungeachtet ihrer ethnischen oder 

sozialen Herkunft Zugang zu Basisbildungsangeboten zu ermöglichen. Eine beson-

dere Herausforderung besteht darin, die angesprochenen Zielgruppen zu erreichen 

und sie zur Teilnahme zu motivieren. Die Weiterentwicklung der Bildungsangebo-

te fokussiert daher darauf, adäquate Strategien zu entwickeln sowie Sensibilisie-

rungsmaßnahmen und Disseminationsaktivitäten durchzuführen: Mit der Konzeption 



87 

 

und Umsetzung neuer community-orientierter Ansätze, innovativer regionaler Bil-

dungsmodelle und niedrigschwelliger unkonventioneller Lernorte sollen Bildungsbar-

rieren weiter abgebaut werden. Modellhafte Maßnahmen an Schnittstellen unter-

schiedlicher Bereiche, z.B. Übergang von der Basisbildung zur Berufswelt, zum AMS 

oder zu weiteren Bildungsangeboten sollen die Nachhaltigkeit der Bildungsangebote 

gewährleisten. Innovative, technologiegestützte  Aus- und Weiterbildung von Traine-

rInnen ist wesentlicher Teil der notwendigen Professionalisierung der Basisbildung. 

Die Behandlung geschlechtsspezifischer Fragestellungen ist eine Querschnittsmate-

rie auf allen Ebenen des dargestellten Handlungsfeldes. Die Förderung von Netzwer-

ken und bereichsübergreifenden Kooperationen soll das innovative Potential der Er-

wachsenenbildungs-Community stärken und zur Weiterentwicklung der Basisbildung 

beitragen. Ergebnisse dieser Arbeit sollen durch Transfer und Dissemination in den 

Mainstream der Erwachsenenbildung fließen. 

In den Jahren 2012 – 2014 werden im Rahmen der Initiative Erwachsenenbildung 

gemeinsam vom BMBF und den Ländern österreichweit kostenlose Basisbildungsan-

gebote gefördert. Mit diesen Maßnahmen werden jährlich zirka 5.500 Personen er-

reicht. Laut der PIAAC-Studie verfügen in Österreich 17,1 % der 16- bis 65-jährigen 

Personen nur über niedrige Lesekompetenzen, 15,5% haben ungenügende Compu-

terkenntnisse, und der Anteil an Personen mit niedrigen Kompetenzstufen in der All-

tagsmathematik liegt bei 14,3%. Die Größenordnung der Risikogruppe, die in allen 

drei Bereichen über niedrige Kompetenzen verfügt, liegt bei 641.277 Personen31. 

Diese Zahlen legen nahe, Maßnahmen in der Basisbildung zu intensivieren.  

Um zumindest die bisher erreichte TeilnehmerInnenzahl der Initiative Erwachsenen-

bildung zu verdoppeln und eine regionale Streuung zu gewährleisten, sollen die Bil-

dungsangebote im Bereich Basisbildung in acht Bundesländern ausgebaut 

werden. Die Bildungsangebote fördern den Erwerb von Sprachkompetenzen in 

Deutsch und einer anderen Sprache, von Kompetenzen in Alltagsmathematik, Lern-

kompetenzen und den Umgang mit Informations- und Kommunikationstechnologien. 

Die Aus- und Weiterbildung von MitarbeiterInnen und TrainerInnen sichert die Quali-

tät der Basisbildungsangebote. 

 

Instrumente: 

 Entwicklung von Bildungsangeboten, modellhafte Erprobung und Transfer ins 

Regelinstrumentarium  

 Qualifizierungsmaßnahmen für MitarbeiterInnen und TrainerInnen 

 Basisbildungsangebote in 8 Bundesländern laut Programmplanungsdokument 

und gemäß 15a Vereinbarung mit den Bundesländern 

 

Zielgruppen: 

 Benachteiligte Personen 

 Niedrigqualifizierte Personen 

 WiedereinsteigerInnen 

                                                
31

 Kastner, Monika/ Schlögl, Peter (2014): Fundamente gesellschaftlicher Teilhabe. Neues empirisches 

Wissen aus der PIAAC-Erhebung zu den unteren Kompetenzniveaus. Beitrag für den nationalen Ex-

pertInnenbericht (im Erscheinen), Wien.  
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 Personen mit nicht abgeschlossener Schul- und/oder Berufsausbildung bzw. feh-

lender oder mangelhafter Basisbildung 

 Personen mit Migrationshintergrund 

 Sozial und regional Benachteiligte 

 Bildungsbenachteiligte 

 Ältere 

 ErwachsenenbildnerInnen  

 

Verbesserung der Durchlässigkeit des Bildungssystems und des Zu-

gangs zu höherer Bildung  

Um den Anteil von MigrantInnen, Angehörigen von Minderheiten (z. B. Roma) und 

von Personen aus sozial und bildungsmäßig benachteiligten Elternhäusern in weiter-

führender Bildung zu erhöhen, werden Entwicklungsprojekte und modellhafte Ange-

bote an Institutionen der Erwachsenenbildung gefördert, die Erwachsenen und jun-

gen Erwachsenen Anschlussmöglichkeiten vom Pflichtschulabschluss über die Be-

rufsreifeprüfung (BRP) und die Studienberechtigungsprüfung (SBP) bis zu höherer 

Bildung im Rahmen des Zweiten Bildungsweges sicherstellen. Die Zielsetzungen 

sind der Abbau von Barrieren und struktureller Benachteiligung, die Erhöhung der 

Durchlässigkeit und die Höherqualifikation sowie die Verbesserung des Zugangs zu 

höherer Bildung. Allgemeinbildende Abschlüsse im Rahmen des Zweiten Bildungs-

weges sind auf die langfristigen Interessen benachteiligter Personen ausgerichtet, sie 

vermitteln die Grundlagen für das lebensbegleitende Lernen und tragen nachhaltig 

zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen bei. 

Um diese Ziele zu erreichen sollen folgende Instrumente zum Einsatz kommen:  

 Entwicklungsprojekte auf der Grundlage des seit 1. September 2012 geltenden 

Gesetzes, die einen erwachsenengerechten und zeitgemäßen Pflichtschulab-

schluss unterstützen und die Anschlussfähigkeit an weiterführende Bildung auf 

Sekundarstufe 2 in den Mittelpunkt stellen. 

 Konzeption und modellhafte Umsetzung von zielgruppengerechten Angeboten im 

Anschluss an die Sekundarstufe I, welche die Erfüllung der Zulassungsvoraus-

setzungen zu Angeboten der BRP und SBP sicherstellen.  

 Entwicklungsprojekte und modellhafte Angebote zu BRP und SBP, welche einen 

Zugang zum tertiären Sektor (insbesondere Fachhochschulen, Collegs etc.) er-

möglichen.  

Bei den genannten Projekten und Maßnahmen gilt es, Ansätze zu entwickeln, die die 

Lebenswelt der Lernenden und ihre Potenziale in den Mittelpunkt stellen und zeitge-

mäße methodisch-didaktische Konzepte realisieren. Besonderes Augenmerk wird 

dabei auf die Einbeziehung der Zielgruppen über regionale Bildungszentren und 

Netzwerke sowie auf community-orientierte Ansätze gelegt. 

Zudem wird, um eine nachhaltige Wirkung zu erzielen, die Entwicklung und Umset-

zung von Qualifizierungsmaßnahmen für MitarbeiterInnen, TrainerInnen und Prüfe-

rInnen unterstützt. 

Allgemein sind Gendergerechtigkeit, Anti-Diskriminierung, rassismuskritische Ansät-

ze, Barrierefreiheit sowie die Auseinandersetzung mit strukturellen Mechanismen der 

Ausgrenzung als Querschnittsthemen auf Ebene der Inhalte und der Strukturen in 

den Projekten zu berücksichtigen. Studien zum frühzeitigen Schulabbruch haben 
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nachgewiesen, dass bei MigrantInnen und Personen aus benachteiligten Familien 

das Dropoutrisiko am höchsten ist. Maßnahmen des Zweiten Bildungsweges dienen 

dazu, diese Ungleichheiten im Bildungsbereich zu mildern. 

 

Instrumente: 

 Entwicklungsprojekte 

 Konzeption und modellhafte Umsetzung von zielgruppengerechten Angeboten 

 Entwicklungsprojekte und modellhafte Angebote zu BRP und SBP 

 

Zielgruppen: 

 Benachteiligte Personen 

 Niedrigqualifizierte Personen 

 WiedereinsteigerInnen 

 Personen mit nicht abgeschlossener Schul- und/oder Berufsausbildung bzw. feh-

lender oder mangelhafter Basisbildung 

 Personen mit Migrationshintergrund 

 Von Marginalisierung bedrohte Personen (z.B. Roma) 

 Sozial und regional Benachteiligte 

 Bildungsbenachteiligte 

 Ältere 

 Menschen mit Behinderung 

 ErwachsenenbildnerInnen  

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMBF  

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in der Investitionspriorität 3.2 müssen an der Zielsetzung der Errei-

chung vor allem aus- und weiterbildungsbenachteiligter Zielgruppen, wie Niedrigqua-

lifizierte, SchulabbrecherInnen, Personen mit Migrationshintergrund, von Marginali-

sierung bedrohte Personen, Menschen mit Behinderung etc. ausgerichtet sein. Bei 

der Beschreibung der Vorhaben müssen die Projektträger darlegen, dass es inhären-

ter Programmansatz ist, dass die Aus- und Weiterqualifizierung vor allem jener Grup-

pen gefördert wird, die oftmals mit Zugangsbarrieren zum Zugang entsprechender 

Maßnahmen konfrontiert sind: Personen mit geringer formaler Ausbildung, ältere 

Personen und Personen mit Migrationshintergrund.  

Zudem muss dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den Grundsatz von 

Gender  und Diversity Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden.   

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

[Nicht relevant] 
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2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten    

In der Investitionspriorität 3.2 sind keine Großprojekte geplant. 

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren   

Investitionspriorität 3.2 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionen-

kategorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufigkeit 

der Be-

richterstat-

tung M F I 

PO06 Anzahl Projekte 

zur Weiterentwick-

lung der Basisbil-

dungsangebote 

Projekte ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

16 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO15 MigrantInnen, 

Teilnehmende 

ausländischer 

Herkunft, Angehö-

rige von Minder-

heiten 

Personen ESF Stärker ent-

wickelte 

Regionen 

 

42.000 

ESF-

Monitoring 

Jährlich 

 

 

2.A.7 Soziale Innovation, transnationale Zusammenarbeit und 

Beitrag zu den thematischen Zielen 1-7 

Soziale Innovation 

Nach wie vor ist das österreichische Bildungs- und Weiterbildungssystem davon ge-

kennzeichnet, dass nicht alle Gruppen gleichermaßen die Möglichkeit haben Bil-

dungsabschlüsse zu erzielen bzw. an allen Ausbildungsformen gleichermaßen teilzu-

nehmen. Die Entwicklung von niedrigschwelligen, zielgruppenadäquaten Ansätzen, 

der Zugang benachteiligter Gruppen zu grundlegender Bildung aber auch Höherqua-

lifizierung zu unterstützen und entsprechende Erkenntnisse in den „Mainstream“ zu 

übertragen stellen wichtige Beiträge zur sozialen Innovation dar. Ebenso hervorzu-

heben sind die geplante Unterstützung neuer Kommunikations- und Kooperations-

strukturen in der Erwachsenenbildung, die Entwicklung neuer Bildungsangebote, die 

interkulturelle Öffnung der Institutionen der Erwachsenenbildung sowie die Unterstüt-

zung neuer Ansätze zur Verhinderung von Drop-Outs, beispielsweise der Einbezug 

von SozialarbeiterInnen im Schulbereich.  

Durch Entwicklung und Erprobung neuer Modelle von Schulsozialarbeit kommen Me-

thoden der sozialen Arbeit als Ergänzung und Erweiterung der im Bereich der schuli-

schen Unterstützungssysteme bislang angewendeten pädagogischen und psycholo-

gischen Zugänge zur Anwendung. Damit können vor allem ausgrenzungsgefährdete 

Jugendliche noch besser erreicht und unterstützt werden. Innovativ ist dabei insbe-
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sondere auch die Verbindung von sozialer Arbeit im schulischen Umfeld mit aufsu-

chender Beratung im außerschulischen Sozialraum. Weiters werden die Projekte 

stets in enger Kooperation mit den zuständigen Landesbehörden durchgeführt und in 

Form einer bundesweiten Entwicklungspartnerschaft österreichweit vernetzt. Dies 

stellt eine neue Form der bundesländerübergreifenden Kooperation zwischen Bun-

des- und Landesbehörden in diesem Themenfeld dar. 

Eine neue Zielgruppe stellen auch SchülerInnen von berufsbildenden mittleren und 

höheren Schulen dar, die sehr unterschiedliches Lernniveau aufweisen und Gefahr 

laufen, aus dem Ausbildungssystem zu fallen, da sie den Anforderungen nicht ge-

wachsen sind. Sie kommen aus zum Teil eher sozial benachteiligten sozialen Schich-

ten bzw. haben Migrationshintergrund. Für diese SchülerInnen stand bisher kein 

maßgeschneidertes Förderprogramm zur Verfügung, das auf ihre individuellen 

Schwächen eingeht und nicht nur ihre fachlichen Fertigkeiten, sondern sie auch in 

der Entwicklung ihrer sozialen und personalen Kompetenzen unterstützt. Es wird in 

dem Projekt auf bewährte Methoden zurückgegriffen (offene Lehrformen, Arbeit in 

Kleinstgruppen, individualisierter Unterricht), diese werden zusammengeführt und 

sollen weiterentwickelt werden.  

In diesem Zusammenhang zählen auch die geplanten Beratungs- und Sensibilisie-

rungsmaßnahmen für Unternehmen, die Jugendliche mit Migrationshintergrund aus-

bilden, einen innovativen Aspekt dar. Gerade in diesem Bereich besteht Bedarf, der 

bisher nicht abgedeckt wurde. 

Auch im Rahmen des Übergangsmanagement Schule-Beruf wird das bestehende 

Angebot durch die innovative Maßnahme AusbildungsFit ergänzt. Dies richtet sich an 

Jugendliche, für die die bestehenden Angebote zu hochschwellig sind und soll vor 

allem Basisqualifikationen und Fähigkeiten, die für eine Anschlussfähigkeit an die 

Berufsschule und Arbeitswelt unerlässlich sind, vermitteln. Innovativ ist in diesem 

Zusammenhang nicht nur die Zielgruppe, sondern auch die individuelle Begleitung 

der Jugendlichen. 

Ein ganz neuer, innovativer Ansatz im Rahmen des ESF (IP 3.1) ist die Prävention 

von frühem Schulabbruch und Armutsprävention durch frühkindliche Förderung, ein-

schließlich Sprachförderung. Ziel ist es, im Kindergarten, in der Transition sowie in 

der Grundschule durch begleitende Beobachtung, Diagnose und individuelle Förde-

rung die Bildungs- und Entwicklungspotenziale aller Kinder in höchstem Ausmaß 

anzusprechen und eine Orientierung an Defiziten und Zuweisung in spezielle Schul-

arten, Klassen oder Gruppen (und damit eine frühe Segregation) zu überwinden. 

Transnationale Zusammenarbeit 

Siehe Ausführungen zu Transnationaler Zusammenarbeit in der Prioritätsachse 1. 

Thematische Ziele nach Artikel 9 Nummern  1-7 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 

Die persönlichen Begleitungs- und Orientierungsmaßnahmen im Bereich des im 

Schulbereich angesiedelten Übergangsmanagements werden ergänzt durch IT-

basierte Ansätze wie die Nutzung von Webportalen, Informationsnetzwerken, Social 

Media, sowie durch den Einsatz von webbasierten Lernprogrammen bzw. Distance-

Learning unterstützt. In diesem Kontext werden die Jugendlichen in der Nutzung von 

IKT geschult. Damit wird ein Beitrag zum thematischen Ziel 2 „Verbesserung der Bar-

rierefreiheit sowie der Nutzung und Qualität von IKT“ geleistet.  
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Auch bei der Weiterentwicklung von Bildungsnetzwerken und Bildungsberatung 

kommt es durch die Anwendung von Online Tools für die Bildungsberatung, Nutzung 

von Social Media für Bildungsmaßnahmen oder die Einrichtung von Communities of 

Practice zur Erhöhung der IKT- sowie Medienkompetenz der angesprochenen Ziel-

gruppen.  
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2.A.8 Leistungsrahmen 

 

P

A 

Art des 

Indikators 
ID 

Indikator oder 

wichtiger Durch-

führungsschritt 

Einheit 

für die 

Mes-

sung 

Fon

ds 

Regionenka-

tegorie 

Etappenziel für 2018 Endziel (2023) 

Daten-

quelle 

Erläute-

rung r 

Relevanz 

des Indi-

kators 

M W T M W T 

3 Finanzindi-

kator 

PF05 Anteil des Ge-

samtbetrags der 

förderfähigen 

Ausgaben, der im 

Buchführungssys-

tem der Beschei-

nigungsbehörde 

verbucht und von 

dieser bescheinigt 

wurde an den 

Gesamtmitteln 

Prozent ESF Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

 15 30  50 100 ESF-

Monitoring 

 

3 Outputindi-

kator 

PF06 Teilnehmende  Anzahl 

Perso-

nen 

ESF Stärker entwi-

ckelte Regio-

nen 

  25.500  51.000  85.000 170.000 ESF-

Evaluation 
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2.A.9 Interventionskategorien 

Tabelle 7 - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 3 115 Bildung 140.000.000 

PA 3 117 Zugang zum LLL 65.000.000 

 

Tabelle 8 - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 3 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 205.000.000 

 

Tabelle 9 - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 3 07 Nicht zutreffend 205.000.000 

 

Tabelle 10 - Dimension 4 - Terr. Umsetzungsm. 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 3 07 Nicht zutreffend 205.000.000 

 

Tabelle 11 - Dimension 5 - Zweites ESF-Thema 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 3 06 Nichtdiskriminierung 205.000.000 
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2.A.1 Prioritätsachse 4: ESF Burgenland  

ID der Prioritätsachse 4 

Bezeichnung der Prioritätsachse Prioritätsachse 4: ESF Burgenland 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch Finanzierungsin-

strumente umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird aus-

schließlich durch auf EU-Ebene ein-

gerichtete Finanzierungsinstrumente 

umgesetzt. 

 

 Die gesamte Prioritätsachse wird 

durch von der örtlichen Bevölkerung 

betriebene Ma0nahmen zur lokalen 

Entwicklung umgesetzt. 

 

 Für den ESF: Die gesamte Prioritäts-

achse ist auf soziale Innovation oder 

auf transnationale Zusammenarbeit 

oder auf beides ausgerichtet. 

 

2.A.2 Begründung für die Einrichtung einer Prioritätsachse, die 

mehr als eine Regionenkategorie, mehr als ein 

thematisches Ziel oder mehr als einen Fonds betrifft 

In der letzten Programmperiode wurde die ESF-Förderung in Form eines eigenstän-

digen Operationellen Programms für das Burgenland abgewickelt. In der Förderperi-

ode 2014-2020 hingegen wird nur ein Operationelles ESF-Programm für Österreich 

umgesetzt werden. Die ESF-Förderung für die Übergangsregion Burgenland erfolgt 

dabei in einer eigenen Prioritätsachse, der Prioritätsachse 4. Dies basiert auf Artikel 

96 der Verordnung(EU) Nr.1303/2013, wonach Investitionsprioritäten aus verschie-

denen thematischen Zielen kombiniert werden können. 

Das Burgenland unterscheidet sich gravierend von Restösterreich im Hinblick auf die 

Regionskategorie, die Kofinanzierungssätze, Bedürfnisse und Schwerpunktsetzun-

gen. Im Rahmen der Zusammenführung der Programme wurde in Abstimmung zwi-

schen der Verwaltungsbehörde und dem Land Burgenland festgestellt, dass die Um-

setzung des burgenländischen Programmteils in einer eigenen Prioritätsachse eine 

wesentliche Verwaltungsvereinfachung darstellen würde. Zum einen hat das Burgen-

land aufgrund seiner besonderen Bedürfnislage als Übergangsregion und Grenzregi-

on zu drei anderen EU-Mitgliedstaaten zwei zusätzliche Investitionsprioritäten pro-

grammiert. Zum anderen wurden auch in den übereinstimmenden Investitionsprioritä-

ten im Burgenland teils andere Schwerpunktsetzungen vorgenommen. Eine Integra-

tion des Burgenlandes in die Investitionsprioritäten Restösterreichs würde sowohl für 

die Verwaltungsbehörde als auch für das Burgenland eine erhebliche verwaltungs-

technische Mehrbelastung darstellen und zusätzliche Personalkosten verursachen.  

Für das Burgenland stehen EUR 25,3 Mio. ESF-Mittel zur Verfügung - nur mehr halb 

so viele Strukturfondsgelder im Vergleich zur Vorperiode. Im Sinne des Prinzips der 
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Verhältnismäßigkeit, wie es in der Allgemeinen Verordnung nach Artikel 4 Absatz 5 

verankert ist, schien es sinnvoll, die Mittel in einer Prioritätsachse mit mehreren the-

matischen Zielen und Investitionsprioritäten zu bündeln. Damit können Synergien 

zwischen einzelnen Maßnahmen genutzt, Interventionen besser aufeinander abge-

stimmt und der Einsatz der Mittel generell flexibler und regional angepasst gestaltet 

werden. In weiterer Folge wird die Evaluierung des Erfolgs vereinfacht und damit die 

Sichtbarkeit der Programmwertschöpfung verstärkt. 

2.A.3 Fonds, Regionenkategorie und Berechnungsgrundlage für 

die Unionsunterstützung 

Fonds ESF 

Regionenkategorie Übergangsregion 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

Förderfähige öffentliche Ausgaben 

Regionenkategorie für Regionen in äu-

ßerster Randlage und nördliche Regio-

nen mit geringer Bevölkerungsdichte 

(falls zutreffend) 

- 
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2.A.4 Investitionspriorität 4.1: Zugang zu Beschäftigung für 

Arbeitsuchende und Nichterwerbstätige, einschließlich 

Langzeitarbeitsloser und arbeitsmarktferner Menschen, 

auch durch lokale Beschäftigungsinitiativen und die 

Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte (a – i) 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.1 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ11 

Spezifisches Ziel Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit von Perso-

nengruppen mit geringer Erwerbsbeteiligung 

und/oder überdurchschnittlich hoher Arbeitslosigkeit. 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch die Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit von 

Personen mit geringer Erwerbsbeteiligung soll ihre 

Arbeitsmarktintegration verbessert werden.  

 

ID SZ12 

Spezifisches Ziel Höherqualifizierung von Personen in jenen Berei-

chen, die für die moderne wissensbasierte Gesell-

schaft unerlässlich sind (z.B. IKT, umweltrelevantes 

Wissen). 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch die Erhöhung des Kompetenzniveaus 

und/oder der beruflichen Mobilität von Arbeitskräften 

soll ein Beitrag zur Abdeckung des Qualifikationsbe-

darfs der burgenländischen Wirtschaft geleistet wer-

den.  
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR10 Teilnehmende, die nach 

ihrer Teilnahme einen 

Arbeitsplatz haben, 

einschließlich Selbstän-

dige 

Übergangsre-

gionen 

Prozent  17 Prozent 2014 60 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.1 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Diese Investitionspriorität richtet sich sowohl an Arbeitslose als auch an Beschäftigte. 

Die ESF-unterstützten Maßnahmen des Landes werden sich dabei auf die Schnitt-

stelle Soziales/Beschäftigung konzentrieren und in enger Abstimmung mit dem AMS 

durchgeführt. Um die Wirkung der ESF-Mittel zu erhöhen, werden diese konzentriert 

zum Einsatz kommen und je nach aktueller Entwicklungen des Arbeitsmarktes und 

damit verbundenen Problemlagen entsprechend auf einzelne Zielgruppen fokussiert. 

 

Aktivitäten für nicht-erwerbstätige und geringfügig beschäftigte Perso-

nen  

Diese Maßnahmen richten sich vor allem an Personengruppen mit geringer Erwerbs-

beteiligung und/oder an Personen, die von der derzeitigen Verschlechterung am Ar-

beitsmarkt besonders betroffen sind bzw. auch bei einer Verbesserung der Konjunk-

tur schwer wieder Beschäftigung finden (z.B. Jugendliche, Ältere, Frauen, Personen 

mit besonderen Bedürfnissen, MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten). Die 

Zielgruppen sollen über abgestimmte Pakete von Förderinstrumenten und arbeits-

platznahe Maßnahmen dauerhaft in den Arbeitsmarkt (re-)integriert werden (Inklusi-

onsketten). 

Trainingsmaßnahmen für Zielgruppen-Personen sind speziell konzipierte Bildungs-

maßnahmen, in denen neben Qualifizierungen auch beschäftigungsrelevante soziale 

Problematiken bearbeitet werden, um die Folgen von Langzeitarbeitslosigkeit oder 

psychischen und physischen Einschränkungen zu reduzieren. Der Aufbau von Ar-

beitshaltungen (wie  Ausdauer, Pünktlichkeit etc.) wird ebenso gefördert wie das Be-

arbeiten von individuellen Problemen, die einer Arbeitsmarktintegration entgegenste-

hen (familiäre Situation, Schulden, Migrationshintergrund u.a.). Auch physische und 

psychische Einschränkungen können in diesen Rahmen einbezogen werden, soweit 

hierfür nicht spezifische Maßnahmen der Rehabilitation gegeben sind. Auch die mög-

lichst passende Ausrichtung der Maßnahmen auf realistische Arbeitsmarktchancen 

für diese Personen ist ein wesentlicher Punkt, um nachhaltigen Erfolg zu garantieren. 

Ziel  der  Maßnahme  ist  es,  die Beschäftigungsfähigkeit der Zielgruppenpersonen  

zu verbessern. 

Das Potenzial lokaler Beschäftigung sowohl auf betrieblicher wie auf gemeinnütziger 

Basis soll für die Zielgruppen zielgerichtet ausgebaut werden, wobei auf nationale 

und internationale Erfahrungen zurückgegriffen wird. Innovative Modellprojekte sollen 

entwickelt werden, um Betreuungslücken gezielt zu schließen. Die Aktivitäten umfas-

sen daher auch die erforderliche Grundlagenarbeit für die Weiterentwicklung der 

Maßnahmen. 

 

Instrumente: 

 Grundlagenarbeit 

 Orientierungsmaßnahmen 
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 Trainingsmaßnahmen 

 Qualifizierungsmaßnahmen 

 Beschäftigungsmaßnahmen 

 Inklusionsketten 

 

Zielgruppen: 

 Nichterwerbstätige und geringfügig beschäftigte Personen, insbesondere 

 Niedrig qualifizierte 

 Ältere 

 Frauen 

 Personen mit besonderen Bedürfnissen 

 Jugendliche 

 MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten (z.B. Roma/Romnia) 

 

Bedarfsorientierte Qualifizierungsmaßnahmen zur Weiterentwicklung 

einer wissensbasierten Gesellschaft  

Diese Maßnahmen richten sich in erster Linie an Beschäftigte und zielen insbesonde-

re auf die Höherqualifizierung von Personen in jenen Bereichen ab, die für die mo-

derne wissensbasierte Gesellschaft unerlässlich sind (z.B. IKT und umweltrelevantes 

Wissen). Damit soll auch ein Beitrag zum Bedarf der Wirtschaft an entsprechend 

qualifizierten Arbeitskräften geleistet sowie der weitere Umstieg auf erneuerbare 

Energien und das damit verbundene Potenzial an Beschäftigungsmöglichkeiten ge-

nutzt werden (Stichwort Green Jobs).  

Zusätzlich zur Sicherstellung einer zielgerichteten und arbeitsmarktnahen Qualifizie-

rung sollen Implacement- und Outplacementstiftungen eingesetzt werden.  

In regionalen und landesweiten Schwerpunktbereichen wie etwa dem Gesundheits-

bereich und/oder dem Tourismus sowie generell in den vorgesehenen Interventionen 

zur Weiterentwicklung einer wissensbasierten Wirtschaft werden Qualifizierungen 

angeboten, die infrastrukturelle bzw. betriebliche Aktivitäten aus dem EFRE unter-

stützen und absichern. Hier ist eine intensive Koordination der Fördertätigkeiten zwi-

schen den beiden Programmen (ESF und EFRE) vorgesehen. So soll u.a., wie be-

reits erwähnt, der im EFRE geförderte Umstieg auf erneuerbare Energie durch ent-

sprechende Qualifizierungsmaßnahmen des ESF (Green Jobs etc.) unterstützt und 

gezielt gefördert werden. 

Der bedarfsorientierten (Höher-) Qualifizierung von Fachkräften sowie deren adäqua-

ten Abstimmung mit den EFRE-Maßnahmen kommt demnach in IP 4.1 (neben IP 

4.3) eine wesentliche Bedeutung zu. Diese Höherqualifizierung soll zur Verbesserung 

der Wettbewerbsfähigkeit der burgenländischen Wirtschaft beitragen und den Ar-

beitsmarkt stärken. 

Um die Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten sollen generell auch 

Beratungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zu Re- bzw. Höher-Qualifizierung  

gefördert werden. 

In einer spezifischen Form können die Qualifizierungsmaßnahmen auch im Rahmen 

der Qualifizierungsverbünde (QV) zum Einsatz kommen. Qualifizierungsverbünde 

stellen Netzwerke mehrerer Betriebe (primär KMU) dar, die gemeinsam bedarfsge-
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rechte Qualifizierungsmaßnahmen für ihre MitarbeiterInnen planen und durchführen 

u.a. mit dem Ziel, gegenseitig voneinander zu lernen. 

Instrumente: 

 Grundlagenarbeit 

 Qualifizierungsverbünde 

 Implacement-, Outplacementstiftungen 

 Qualifizierungsmaßnahmen 

 Beratungsmaßnahmen 

 

Zielgruppen: 

 Beschäftigte 

 Arbeitsuchende (Niedrig qualifizierte) 

 Jugendliche 

 Ältere 

 Frauen 

 Personen mit besonderen Bedürfnissen 

 MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten (z.B. Roma/Romnia) 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landesamtsdirektion – Stabsstelle 

Europabüro und Statistik 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben im thematischen Ziel 8 müssen an der Zielsetzung der Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit bzw. der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung ausgerichtet 

sein.  

Leitprinzipien: 

 Deutlicher Schritt in Richtung Arbeitsmarktintegration bzw. Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit 

 Erhöhung des Kompetenzniveaus und/oder der beruflichen Mobilität 

 Abdeckung des strukturbedingten Qualifikationsbedarfs der burgenländischen 

Wirtschaft 

 Synergieeffekte mit anderen Prioritäten bzw. Maßnahmen anderer Fonds (z.B. 

EFRE) 

 Integration von Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und 

Umsetzung der Maßnahmen sowie Definition von Gleichstellungszielen 

 

Die Abgrenzung zu Maßnahmen des AMS erfolgt in regelmäßigen Abstimmungssit-

zungen zwischen dem Amt der Burgenländischen Landesregierung, der zuständigen 

Förderstelle und dem AMS Burgenland.  

Das Land Burgenland ist des Weiteren im Landesdirektorium des AMS vertreten. 
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Obwohl das AMS Burgenland als Förderstelle im ESF nicht mehr als ZWIST fungiert, 

wird es weiterhin bei den Koordinierungssitzungen der Programmverantwortlichen 

Stelle teilnehmen.  

Mit dieser Vorgangsweise soll sichergestellt werden, dass während der Programm-

laufzeit flexibel auf die aktuell vordringlichsten Bedürfnisse eingegangen werden 

kann (z. B. hinsichtlich der Zielgruppenauswahl) 

2.A.6.3. Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.2.4. Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.1 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.2.5. Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.1 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit 

für die 

Messung 

Fonds Regionen-

kategorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufigkeit 

der Be-

richterstat-

tung M F I 

CO01 Arbeitslose, auch 

Langzeitarbeitslose 

Personen ESF Übergangs-

region 

1.900 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO03 Nichterwerbstätige Personen ESF Übergangs-

region 

500 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO05 Erwerbstätige, auch 

Selbständige 

Personen ESF Übergangs-

region 

500 ESF-

Monitoring 

Jährlich 
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2.A.4 Investitionspriorität 4.2: Gleichstellung von Frauen und 

Männern auf allen Gebieten, einschließlich des Zugangs zu 

Beschäftigung und des beruflichen Aufstiegs, Vereinbarkeit 

von Berufs- und Privatleben und die Förderung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit (a – iv) 

 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.2 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ13 

Spezifisches Ziel Verbesserung der Chancengleichheit für Frauen 

(insbesondere hinsichtlich Erwerbsbeteiligung, Ver-

einbarkeit von Beruf und Privatleben, Aufstiegsmög-

lichkeiten, Entlohnung) 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch die Förderung eines gleichstellungsorientier-

ten Betreuungsmanagements soll die Erwerbssitua-

tion von Frauen verbessert werden. 

 

ID SZ14 

Spezifisches Ziel Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit von Frauen 

durch Qualifizierung 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die Angebote unterstützen die Frauen bei der beruf-

lichen Weiterentwicklung. Die Beschäftigungsmög-

lichkeiten für Frauen in nicht-traditionellen Berufen 

und in Leitungspositionen sollen ausgebaut werden.     
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR11 Anteil der unterstützten 

Frauen, deren berufli-

che Situation sich ver-

bessert hat (Erwerbsbe-

teiligung, Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatle-

ben, Aufstiegsmöglich-

keiten, Entlohnung) 

Übergangsre-

gion 

Prozent Zahl der Pro-

jekte, die die 

dauerhafte 

Beteiligung 

von Frauen am 

Erwerbsleben 

erhöhen und 

ihr berufliches 

Fortkommen 

verbessern 

0 Prozent 2013 25 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.2 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Die frauenspezifische ESF-Förderung in IP 4.2 zielt im Burgenland v.a. darauf ab, die 

Frauenerwerbsquote weiter zu erhöhen, zum Abbau von Mobilitäts- und Integrations-

barrieren beizutragen und frauen- und genderpolitische Anliegen umzusetzen. Auf-

grund ihres innovativen Charakters und der Berücksichtigung von Zielgruppen, die in 

herkömmlichen Programmen und Maßnahmen keinen Eingang finden, werden diese 

Projekte als Ergänzung und Synergie zu den stark arbeitsmarkt- und qualifikationso-

rientierten Projekten des AMS verstanden. 

 

Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Diese Maßnahmen richten sich an Personen mit geringer Erwerbsbeteiligung auf-

grund fehlender oder unzureichender Betreuungsangebote. Vor allem Frauen sind in 

flexiblen, oftmals „familienfeindlichen“ Arbeitszeitverhältnissen etwa im Tourismus, im 

Handel, in Gesundheits- und Sozialberufen tätig.  

Ziel ist es, durch die Erarbeitung alternativer Betreuungsangebote, z. B. durch  die 

Entwicklung mobiler Konzepte der Kinderbetreuung, Betriebskindergärten, Entwick-

lung von Konzepten nichtinstitutioneller Kinderbetreuung, Pflegekreise, den Anteil 

von Frauen am Arbeitsmarkt u. a. durch Qualifizierungsmaßnahmen zu erhöhen bzw. 

teilzeitbeschäftigte Frauen in Vollzeitbeschäftigungen zu überführen. Gleichzeitig gilt 

es, Frauen, Männer und Unternehmen für die oben angeführten alternativen Formen 

der Kinder- und Altenbetreuung zu sensibilisieren.  

Ziel ist es aber auch, Frauen und Männer im Bereich Betreuungsmanagement zu 

sensibilisieren und zu unterstützen. Letztendlich soll es zu einer anderen Aufteilung 

der Betreuungszeiten zwischen Frauen und Männern kommen und so auch zu einer 

besseren Einbindung der Frauen in die Arbeitswelt.   

 

Mögliche Instrumente: 

 Grundlagenarbeit (Studien und Evaluationen) 

 Sensibilisierungsmaßnahmen  

 Orientierungsmaßnahmen  

 Beratungsmaßnahmen  

 Qualifizierungsmaßnahmen  

 Pilot- und Modellprojekte 

 

Zielgruppen: 

 Personen von 18 bis 45 Jahren 

 Personen 50+  

 Unternehmen  
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 Tagesmütter  

 

Weiterer Abbau geschlechtsspezifischer Benachteiligungen in der Ge-

sellschaft und der Arbeitswelt 

Diese Maßnahmen richten sich an Personen, die aufgrund ihres Geschlechts in der 

Arbeitswelt und in der Gesellschaft mit Diskriminierungen zu kämpfen haben. Strate-

gisch sind eine Mischung aus Sensibilisierungs- und Informationskampagne und ver-

schiedenen Qualifizierungsmaßnahmen angedacht. 

Die Sensibilisierung im Bereich geschlechterspezifischer Benachteiligung soll in einer 

ersten Phase vor allem bei Opinion Leadern erfolgen, die dann die Themen Gender-

Mainstreaming und Gender-Budgeting weitertragen. 

Die große Einkommensschere soll verringert werden. Um dies zu erreichen, sollen 

einerseits mehr Frauen in Führungspositionen, andererseits mehr Mädchen und 

Frauen in nichttraditionelle Berufe gebracht werden. Da im Burgenland das Angebot 

an Arbeitsplätzen für gut ausgebildete Frauen gering ist, wird auch das Schaffen 

neuer Arbeitsplätze durch Unternehmensgründungen als Ziel angesehen.  

Es wird erwartet, dass Aktivitäten in diesem Bereich zu einer Steigerung der Er-

werbstätigkeit von Frauen führen und damit nicht nur persönliches Einkommen, son-

dern auch zusätzliche Kaufkraft geschaffen werden kann. 

 

Mögliche Instrumente: 

 Sensibilisierungsmaßnahmen  

 Vernetzungsarbeit 

 Beratungsmaßnahmen 

 Pilot- und Modellprojekte 

 Orientierungsmaßnahmen  

 Qualifizierungsmaßnahmen  

 

Zielgruppen: 

 Frauen 

 Männer 

 Mädchen 

 Unternehmen  

 SozialpartnerInnen 

 GemeindevertreterInnen 

 

Maßnahmen zur gendersensiblen frühkindlichen Bildung 

Diese Aktivität zielt einerseits auf einen Erstkontakt der angehenden Kindergartenpä-

dagogInnen mit dem Thema gendersensible frühkindliche Bildung und andererseits 

auf die gendersensible Weiterbildung von KindergartenpädagogInnen ab. Vor dem 

Hintergrund, dass eine gendersensible Erziehung im Kindergarten derzeit gar nicht 

oder nur sehr begrenzt erfolgt, soll dieses Thema über diese Maßnahme verstärkt in 

der Weiterbildung von KindergartenpädagogInnen verankert werden. Die gendersen-

sible frühkindliche Bildung soll aber auch durch externe Vortragende und/oder Pro-
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jekte an Ausbildungseinrichtungen für KindergartenpädagogInnen implementiert wer-

den.  

Die Fähigkeit zu einer geschlechtsbewussten Sichtweise ist ein wesentliches Quali-

tätsmerkmal pädagogischer Tätigkeit im Arbeitsfeld Kindergartenpädagogik. Stereo-

types Verhalten wird schon im Kleinkindalter gelernt. Umso wichtiger ist es daher,  

1. angehende KindergartenpädagogInnen im Bereich der gendergerechten Pä-

dagogik durch Gastvorträge an der Schule zu sensibilisieren  

2. ausgebildete KindergartenpädagogInnen auf freiwilliger Basis zu diesem 

Thema weiterzubilden und  

3. das erarbeitete Wissen in Pilotkindergärten umzusetzen.  

So können stereotype Verhaltensweisen aufgebrochen werden.   

  

Mögliche Instrumente: 

 Sensibilisierungsmaßnahmen 

 Beratungsmaßnahmen  

 Qualifizierungsmaßnahmen  

 Pilotprojekte  

 

Zielgruppen: 

Mögliche Adressaten der geplanten Vorhaben sind: 

 Kinderbetreuungs-, und Ausbildungseinrichtungen,  

 KindergartenpädagogInnen, 

 Gemeinden, 

 Kinder,  

 Eltern. 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landesamtsdirektion – Stabsstelle 

Europabüro und Statistik 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben im thematischen Ziel 8 müssen an der Zielsetzung der Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit bzw. der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung ausgerichtet 

sein.  

Leitprinzipien: 

 Deutlicher Schritt in Richtung Arbeitsmarktintegration bzw. Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit und der Erwerbsquote 

 Erhöhung des Qualifikationsniveaus und/oder der beruflichen Mobilität von 

Frauen 

 Förderung atypischer Frauenkarrieren und von Frauen in Machtpositionen  

 Schritt in Richtung Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

 Förderung des Bewusstseins für eine gendersensible Perspektive 
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 Integration von Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und 

Umsetzung der Maßnahmen 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.1 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.2 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionenka-

tegorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Bericht-

erstat-

tung 

M F I 

CO21 Zahl der Projekte, 

die die dauerhafte 

Beteiligung von 

Frauen am Er-

werbsleben erhö-

hen und ihr beruf-

liches Fortkom-

men verbessern 

Projekte ESF Übergangsregi-

on 

7 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

BPO07 Zahl der Projekte 

(frühkindliche 

Förderung) 

Projekte ESF Übergangsregi-

on 

1 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

2.A.4 Investitionspriorität 4.3: Anpassung der Arbeitskräfte, 

Unternehmen und Unternehmer an den Wandel 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.3 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ15 

Spezifisches Ziel Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-

men durch Höherqualifizierung von UnternehmerIn-

nen und Schlüssel- und Fachkräften 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch die Weiterbildung von UnternehmerInnen und 

Schlüssel- und Leitungskräften soll ein Beitrag zur 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe 

geleistet werden.   
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

CR03 Anteil der Teilnehmen-

den, die bei Beendi-

gung ihrer Teilnahme 

eine Qualifizierung 

erlangt haben 

Übergangsre-

gionen 

Prozent Erwerbstätige, 

auch Selb-

ständige 

85 Prozent 2014 90 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.3 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Qualifizierung von UnternehmerInnen (auch bei Übernahmen) und von 

Schlüssel- und Fachkräften  

Das Burgenland hat im Vergleich zum restlichen Österreich geringe Ausgaben für 

Forschung und Entwicklung, die Forschungsquote liegt deutlich unter dem österrei-

chischen Durchschnitt. Durch die Qualifizierung der Kompetenz- und Entscheidungs-

träger in den Betrieben soll mit dieser IP nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit verbes-

sert, sondern besonders der F&E-nahe, wissensintensive und innovationsorientierte, 

aber auch der kleinststrukturierte Unternehmensbereich gestärkt, weiterentwickelt 

und somit insgesamt die Wirtschaftsstruktur modernisiert werden. 

Die Förderung der Qualifizierungsmaßnahmen von UnternehmerInnen und zukünfti-

gen UnternehmerInnen soll dazu beitragen, die Entwicklung des Unternehmergeistes 

im Burgenland zu unterstützen und die Selbstständigenquote zu erhöhen.  

Die Qualifizierungsmaßnahmen konzentrieren sich aber auch auf die Aus- und Wei-

terbildung von Schlüsselkräften (Angestellte der mittleren und höheren Management-

ebene) und von Fachkräften. Die Teilnahmen an Schulungsmaßnahmen tragen we-

sentlich dazu bei, die Qualifikationen der einzelnen UnternehmerInnen bzw. der An-

gestellten zu erhöhen und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit am europäischen bzw. 

am Weltmarkt zu steigern. In weiterer Folge sollen die Qualifizierungsmaßnahmen 

zur Sicherung der Betriebsstandorte beitragen sowie einen Anreiz für Betriebsneuan-

siedlungen im Burgenland, für Unternehmensgründungen bzw. Unternehmensüber-

nahmen darstellen. Bei den Qualifizierungsmaßnahmen handelt es sich um externe 

Bildungsmaßnahmen von UnternehmerInnen bzw. Fach- und Führungskräften, die in 

unmittelbarem Zusammenhang mit der derzeitigen oder künftigen Tätigkeit der oder 

des Auszubildenden im Unternehmen stehen. Relevant ist, dass die Bildungsmaß-

nahme nicht ausschließlich oder hauptsächlich an dem gegenwärtigen oder künftigen 

Arbeitsplatz anwendbar sein darf. Die Höherqualifizierung muss im Vordergrund ste-

hen. 

Diese Maßnahmen ergänzen auch die Qualifizierungsmaßnahmen, die in IP 4.1 ge-

fördert werden, und unterstützen komplementär die Fördermaßnahmen des EFRE 

zur Stärkung der burgenländischen Wirtschaft. Für das Burgenland ist es von Rele-

vanz, dass die ESF-Maßnahmen in Ergänzung zu den EFRE-Maßnahmen umgesetzt 

werden (z. B. Qualifizierung von Fachkräften in Bereichen, wo Betriebsgründungen, 

Innovations- und F&E-Vorhaben sowie KMU vom EFRE gefördert werden). In diesem 

Sinne bündelt die ZWIST sowohl die ESF- als auch die EFRE-Förderungen als One-

Stop-Shop. 

 

Instrumente: 

 Qualifizierungsmaßnahmen 
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Zielgruppen: 

 UnternehmerInnen und selbständig Erwerbstätige 

 UnternehmensgründerInnen und -übernehmerInnen 

 Schlüssel- und Fachkräfte wie GeschäftsführerInnen, leitende Angestellte der 

mittleren und höheren Managementebene 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Wirtschaftsservice Burgenland AG 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

 Beitrag zur Weiterbildung der ArbeitnehmerInnen und UnternehmerInnen im 

Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe 

 Sicherung von Arbeitsplätzen 

 Überbetriebliche Verwertbarkeit der Maßnahme 

 Synergieeffekte mit anderen Prioritäten bzw. Maßnahmen anderer Fonds (z. B. 

EFRE). Dies wird dadurch erzielt, dass bei Betriebsansiedlungen die Relevanz 

der Möglichkeit von MitarbeiterInnenschulung bedacht wird. 

 Integration von Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und 

Umsetzung der Maßnahmen und Definition von Gleichstellungszielen 

Die Zielgruppe ist grundsätzlich nicht ident mit jener des AMS. Dort, wo es 

Überschneidungen gibt, erfolgt eine Abstimmung. Obwohl das AMS Burgenland als 

Förderstelle im ESF nicht mehr als ZWIST fungiert, wird es weiterhin bei den 

Koordinierungssitzungen der Programmverantwortlichen Stelle teilnehmen. 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.3 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.3 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionenka-

tegorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Be-

richter-

stat-

tung 

M F I  

CO23  Zahl der 

unterstützen 

Kleinstunter-

 Unterneh-

men 

ESF Übergangsre-

gion 

600 ESF-

Monito-

ring 

Jährlich 
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nehmen 

sowie KMU 

CO05 Erwerbstäti-

ge, auch 

Selbständige 

Personen ESF Übergangsre-

gion 

1.000 ESF-

Monito-

ring 

Jährlich 

 

2.A.4 Investitionspriorität 4.4: Aktives und gesundes Altern 

 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.4 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ16 

Spezifisches Ziel Für teilnehmende Betriebe: Längerer Verbleib und 

Wiedereingliederung von Älteren in Beschäftigung 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Die beratenen Unternehmen setzen infolge der Be-

ratungen konkrete Maßnahmen zu einer Verbesse-

rung der betrieblichen Rahmenbedingungen für ein   

aktives und gesundes Altern im Betrieb 
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR12 Anteil an unterstützen 

Unternehmen, die 12 

Monate nach Beendi-

gung der Maßnahme 

weiterführende Aktivitä-

ten  zum Active Ageing 

umsetzen 

Übergangsre-

gionen 

Prozent Zahl der unter-

stützten Kleinst-

unternehmen 

sowie KMU 

10 Prozent 2012 50 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.4 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Das Ziel einer Erhöhung der Beschäftigungsquote insbesondere älterer Personen 

wird in Österreich durch ein umfassendes national finanziertes Maßnahmenbündel 

verfolgt. Dazu zählen vor allem die Neugestaltung der Invaliditätspension, neue 

Maßnahmen des AMS für diese Zielgruppe nach dem SRÄG 2012, die Fit2Work-

Beratung für Personen bzw. Betriebe, die beim Eingliederungsmanagement unter-

stützt werden, sowie generell die Maßnahmen des AMS zugunsten arbeitsloser, ge-

sundheitlich beeinträchtigter und/oder älterer Personen.  

Ergänzend und komplementär dazu soll mit Hilfe des ESF die Anpassung von Ar-

beitsstrukturen und -abläufen an den Lebenszyklus (unter Einbeziehung gesundheit-

licher Aspekte) durch die Verbesserung der betrieblichen Bedingungen eines al-

ter(n)gerechten Arbeitens und durch die Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit älte-

rer ArbeitnehmerInnen durch Qualifizierung (siehe IP 4.1) vorangetrieben werden. 

Gesundheitspolitische Maßnahmen werden im Rahmen von nationalen Programmen 

umgesetzt und sind daher nicht Bestandteil der ESF-Maßnahmen. 

 

Aktives und gesundes Altern 

Das steigende Erwerbsalter stellt den Arbeitsmarkt, insbesondere aber die einzelnen 

Personen vor neue Herausforderungen. Steigende berufliche Anforderungen und ein 

späteres Pensionsantrittsalter sind für viele ältere ArbeitnehmerInnen nicht bzw. nur 

eingeschränkt verkraftbar. Gleichzeitig verändert sich die klare Zuschreibung von 

Alterskarrieren und es entstehen verstärkt individuelle Biografien von Personen glei-

chen Alters, die sich in völlig unterschiedlichen Lebenssituationen befinden (z.B. spä-

te Elternschaft) und damit auch unterschiedliche Erwartungshaltungen gegenüber 

ihrer beruflichen Tätigkeit haben. Diese gesellschaftlichen und ökonomischen Ent-

wicklungen sollen daher aufgegriffen und Personen gezielt dort unterstützt werden, 

wo sie dies zum Erhalt ihrer Beschäftigungsfähigkeit benötigen.  

Neben Qualifizierungsmaßnahmen (siehe dazu IP 4.1) ist es von essenzieller Bedeu-

tung, betriebliche Strukturen und Abläufe alternsgerecht zu gestalten und eine besse-

re Abstimmung zwischen den betrieblichen Anforderungen in bestimmten Arbeitspro-

zessen und den Möglichkeiten älterer Beschäftigter herbeizuführen. 

Der inhaltliche Schwerpunkt „Aktives und gesundes Altern“ umfasst daher Maßnah-

men zur Sicherung des Verbleibs sowie zur Wiedereingliederung von älteren Perso-

nen in Beschäftigung. Auf die individuellen Bedürfnisse und Möglichkeiten soll dabei 

besonders Bedacht genommen werden. Die Umsetzung der Maßnahmen soll über 

Pilotprojekte sowie über Beratungs- und Schulungsmaßnahmen erfolgen. Die ge-

wonnenen Erfahrungen sollen für die weitere Ausgestaltung von zukünftigen Maß-

nahmen und Programmen genutzt werden. 

Folgende Förderaktivitäten sind geplant: 

 Schaffung alternsgerechter Arbeitsplätze  



115 

 Entwicklung alternsgerechter Arbeitsformen  

 Betriebliche Gesundheitsförderung  

 Spezifische Beratungs- und Schulungsmaßnahmen für einen beruflichen Umstieg 

bzw. Wiedereinstieg 

 

Instrumente: 

 Grundlagenarbeit 

 Pilotprojekte 

 Beratungsmaßnahmen 

 Schulungsmaßnahmen 

 

Zielgruppen: 

Adressaten der geplanten Vorhaben sind: 

 Unternehmen 

 Beschäftigte und Arbeitslose über 45 Jahre 

Die Abgrenzung zu den Maßnahmen des AMS erfolgt im Rahmen der bei IP 4.1 be-

schriebenen Abstimmungssitzungen. 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landesamtsdirektion – Stabsstelle 

Europabüro und Statistik 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben  

Die Vorhaben im thematischen Ziel 8 müssen an der Zielsetzung der Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit bzw. der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung ausgerichtet 

sein.  

Leitprinzipien: 

 Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und Erhöhung der Erwerbsquote der 

Älteren 45+ 

 Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Ältere 

 Sensibilisierung für „gesundes Arbeiten“ (physisch und psychisch) 

 Integration von Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und 

Umsetzung der Maßnahmen und Definition von Gleichstellungszielen 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.4 sind keine Großprojekte geplant.  
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2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.4 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regio-

nenkate-

gorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häufig-

keit der 

Be-

richter-

stat-

tung 

M F I   

BPO08 Zahl der Projekte Projekte ESF Übergangs-

region 

14 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO23 Zahl der unter-

stützten Kleinstun-

ternehmen sowie 

KMU 

KMU ESF Übergangs-

region 

70 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

2.A.4 Investitionspriorität 4.5: Aktive Inklusion, nicht zuletzt 

durch die Förderung der Chancengleichheit und aktiver 

Beteiligung, und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit 

  

2.A.6 Der Investitionspriorität 4.5 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse  

   

ID SZ17 

Spezifisches Ziel Schrittweise Inklusion von Personengruppen mit – 

zumeist multiplen – arbeitsmarktrelevanten 

Problemlagen und Hemmnissen beim Zugang zu 

einer Beschäftigung. Dabei geht es um eine 

stufenweise Stabilisierung und Heranführung an den 

Arbeitsmarkt. 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung und Umsetzung von bedarfsgerechten 

Unterstützungsangeboten für arbeitsmarktferne Per-

sonen.  

Schließen von Betreuungslücken durch innovative 

Modellprojekte 

Durch ein spezifisches Maßnahmenbündel für Frau-

en soll ein Beitrag zur Reduktion und Prävention von 

Frauenarmut geleistet werden.  
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR13 Anteil regulärer Austritte  Übergangsre-

gionen 

Prozent Nichterwerbs-

tätige, die 

keine schuli-

sche oder 

berufliche 

Bildung absol-

vieren 

25 Prozent 2013 35 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.5 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Den inhaltlichen Schwerpunkt dieser Investitionspriorität bildet die Armutsbekämp-

fung durch eine Förderung der Inklusion von am Arbeitsmarkt marginalisierten Per-

sonengruppen. Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass im institutionalisierten 

Unterstützungssystem oftmals Angebotslücken bestehen oder oftmals die Erreich-

barkeit der Zielgruppen ein schwieriges Unterfangen darstellt. Diese Aspekte sollen 

bei den umzusetzenden Vorhaben Berücksichtigung finden.         

Bei den Adressaten handelt es sich vor allem um arbeitsmarktferne Personen mit 

geringer Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit sowie um Personen ohne oder mit un-

zureichender Beschäftigungsintegration (oft BezieherInnen der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung), um Jugendliche, die weder in Ausbildung noch in Beschäftigung 

sind, sowie um marginalisierte MigrantInnen und Minderheiten (wie die Ro-

ma/Romnia). Für diese Zielgruppen gilt es, spezifische Integrationsunterstützung 

anzubieten. 

 

Maßnahmen für sozial benachteiligte und arbeitsmarktferne Personen, 

u.a. MigrantInnen 

Für benachteiligte, arbeitslose und arbeitsmarktferne Personen sollen Maßnahmen 

im Rahmen von abgestimmten Paketen entwickelt und finanziert werden. Diese um-

fassen sowohl unterschiedlichste Beratungsmaßnahmen, Coaching, Orientierung etc. 

als auch Qualifizierungs- und Integrationsmaßnahmen (sozialökonomische Betriebe, 

soziale Integrationsprojekte).  Inhaltlich umfassen die einzelnen Elemente sozial- und 

gesundheitspolitische Aspekte ebenso wie frauen- und familienpolitische, jugend- 

und bildungspolitische, Sucht- und juristische Belange sowie zentral die Frage einer 

arbeitsmarktpolitischen Integration. Derartige Maßnahmenpakete und Inklusionsket-

ten sollen individualisierte Integrationspfade eröffnen.  

Außerdem soll das Potenzial lokaler Beschäftigung zielgerichtet ausgebaut werden, 

wobei auf die vorliegenden nationalen und internationalen Erfahrungen zurückgegrif-

fen wird. Innovative Modellprojekte sollen entwickelt werden, um Betreuungslücken 

gezielt zu schließen. 

Bei der Entwicklung dieser Angebote wird auf die bisherigen Erfahrungen der einzel-

nen Bundesländer mit entsprechenden Maßnahmen Bezug genommen, die in der  

Periode 2007-2013 im Rahmen des Schwerpunktes 3b Soziale Eingliederung bzw. 

Priorität 2 Integration in den Arbeitsmarkt und soziale Eingliederung von arbeits-

marktfernen Personen entwickelt und erprobt wurden.  

Angesichts der breit gefächerten Problemlagen ist auch eine Kooperation von unter-

schiedlichen LeistungserbringerInnen angezeigt.  

 

Instrumente: 

 Grundlagenarbeit (Projektvorbereitende Analysen und Machbarkeitsstudien), 
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 Konzept- und Entwicklungsarbeiten, 

 Umsetzung von niedrigschwelligen Angeboten, 

 Vernetzungsaktivitäten, 

 Innovative Modellprojekte 

 Inklusionsketten 

 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Frauenarmut 

Gerade ältere Frauen, Frauen in Teilzeit und Alleinerzieherinnen sind im Burgenland 

stark von Armut bedroht (lange Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten; schlecht bezahl-

ter Job).  

Frauen im ländlichen Raum bedürfen einer sehr gezielten und speziellen Ansprache, 

um sie (wieder) in den Arbeitsmarkt zu integrieren – und nur Frauen, die in einem gut 

bezahlten Job arbeiten, sind gefeit vor Frauenarmut. Daher sind Maßnahmen, die  

speziell Frauen niedrigschwellig ansprechen und dort abholen, wo sie gerade sind, 

sehr wichtig. Dazu zählen z.B. Beratungsprojekte im öffentlichen Raum. 

Zur Reduktion von Frauenarmut und Verhinderung der Armutsfalle sind Maßnahmen 

auf zwei Ebenen vorgesehen. Einerseits soll über das Thema informiert und sensibi-

lisiert werden. Armut ist nach wie vor mit Scham behaftet, das Thema muss über 

entsprechende Informations- und Sensibilisierungskampagnen enttabuisiert werden. 

Andererseits soll über Einzelmaßnahmen ein Beitrag zur Reduktion der Armut unter 

Frauen erreicht werden.  

 

Instrumente:  

 Sensibilisierungsmaßnahmen  

 Grundlagenarbeit (Evaluierung und Vorstudien) 

 Beratungsmaßnahmen 

 Umsetzung von niedrigschwelligen Angeboten 

 Vernetzungsaktivitäten 

 Innovative Modell- und Pilotprojekte 

 Qualifizierungsmaßnahmen  

 

Zielgruppen 

 Personen, die von Armut betroffen oder bedroht sind 

 Frauen 

 Arbeitsmarktferne und sozial benachteiligte Personen 

 MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten (z.B. Roma/Romnia) 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landesamtsdirektion – Stabsstelle 

Europabüro und Statistik 
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2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in diesem thematischen Ziel müssen an der Zielsetzung der Armut-

sprävention und Armutsbekämpfung ausgerichtet sein. Bei der Beschreibung der 

Vorhaben müssen die ZWIST darlegen, dass es sich bei den Begünstigten um Per-

sonengruppen handelt, die von Armut bedroht oder bereits von Armut betroffen sind.  

Zudem muss dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den Grundsatz von 

Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden. 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.5 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.5 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regionenka-

tegorie 

Zielwert 

(2023) 

Daten-

quelle 

Häu-

figkeit 

der 

Bericht

richt-

erstat-

tung 

M F I 

CO04 Nichterwerbstä-

tige, die keine 

schulische oder 

berufliche Bil-

dung absolvie-

ren 

Personen ESF Übergangsre-

gion 

90 ESF-

Monitoring 

Jährlich 

CO21 Zahl der Pro-

jekte, die die 

dauerhafte 

Beteiligung von 

Frauen am 

Erwerbsleben 

erhöhen und ihr 

berufliches 

Fortkommen 

verbessern  

Projekt ESF Übergangsre-

gion 

20 ESF-

Monitoring 

Jährlich 
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2.A.4 Investitionspriorität 4.6: Verringerung und Verhütung des 

vorzeitigen Schulabbruchs und Förderung des gleichen 

Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung und einer 

hochwertigen Grund- und Sekundarbildung, darunter 

(formale, nicht formale und informale) Bildungswege, mit 

denen eine Rückkehr in die allgemeine und berufliche 

Bildung ermöglicht wird 

 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.6 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse  

Das spezifische Ziel ist die und die  

ID SZ18 

Spezifisches Ziel Verringerung der Zahl der Schul- und 

AusbildungsabbrecherInnen 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung und Implementierung von Maßnahmen 

am Übergang von der Pflichtschulausbildung in wei-

terführende Ausbildung zur Vermeidung des vorzei-

tigen Schul- bzw. Ausbildungsabbruchs. 

 

ID SZ19 

Spezifisches Ziel Förderung der Integration in hochwertige 

Ausbildungen für spezifische Gruppen von 

Jugendlichen (insbesondere Jugendliche mit 

Behinderung, Beeinträchtigungen oder 

Lernschwierigkeiten, Jugendliche mit 

Migrationshintergrund und Jugendliche aus 

bildungsbenachteiligten Schichten, die gefährdet 

sind, die Schule/Ausbildung abzubrechen oder 

keinen Abschluss zu erlangen) 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Entwicklung von Ausbildungsperspektiven für be-

nachteiligte Jugendliche, die von Schul- bzw. Ausbil-

dungsabbruch bedroht sind. 
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR14 Anteil ordnungsgemä-

ßer Austritte 

Übergangsre-

gionen 

Prozent Unter 25-

jährige  

 

30 Prozent 2013 50 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.6 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Mit der „Ausbildungsgarantie“ soll sichergestellt werden, dass alle Jugendliche eine 

berufliche Ausbildung erhalten. Das Sozialministerium/Sozialministeriumservice bie-

tet zahlreiche Unterstützungsleistungen für Jugendliche an der Schnittstelle Schule-

Beruf, die über eine (Aus-) Bildungsberatung hinausgehen und auch individuelle So-

zialberatung, Begleitung und Case Management umfassen. Von den Assistenzleis-

tungen profitieren vor allem Jugendliche, die gefährdet sind, die Schule abzubrechen 

oder keinen Abschluss bzw. keinen Arbeitsplatz zu erlangen.  

Dazu ist ein flächendeckender Ausbau notwendig, der nur durch den Einsatz des 

ESF möglich ist.      

 

Angebote  

Im Rahmen der beruflichen Integration wird ein Schwerpunkt auf die Angebote der 

„Beruflichen Assistenzen“ gelegt. Im „Netzwerk Berufliche Assistenz“ (NEBA) werden 

alle „Beruflichen Assistenzen“ zusammengefasst. Sie bieten zahlreiche Unterstüt-

zungsleistungen für Jugendliche am Übergang Schule-Beruf. 

NEBA beinhaltet folgende Instrumente für die Unterstützung behinderter, beein-

trächtigter oder benachteiligter Jugendliche (u.a. NEETs): 

 

 Jugendcoaching32 

„Jugendcoaching“ ist ein zentrales Instrument im Rahmen der sogenannten „Ausbil-

dungsgarantie“, da ausgrenzungsgefährdete Jugendliche bereits im letzten Schuljahr 

gezielt angesprochen werden (präventiver Ansatz). Die Unterstützungsmaßnahmen 

sollen einerseits frühzeitige Schulabbrüche verhindern, andererseits den Übergang 

von der Ausbildung ins Erwerbsleben erleichtern und den Zugang zu höherer Qualifi-

zierung gewährleisten. 

Jugendliche mit Behinderung, Beeinträchtigungen oder Lernschwierigkeiten sollen 

durch diese Maßnahme ihre Potenziale gezielter einsetzen lernen, um ihre (Aus-) 

Bildungs- und Berufschancen zu erhöhen. Die Jugendlichen erhalten auch Unterstüt-

zung bei ihrem Einstieg in das Berufsleben und während eines Beschäftigungsver-

hältnisses. Dafür wird ein breit gefächertes Förderinstrumentarium angeboten. 

                                                
32 Abgrenzung zur Schulsozialarbeit: Die Schulsozialarbeit des BMBF ist eine systemisch orientierte 

Unterstützungsleistung für benachteiligte Schulstandorte unter Einbeziehung der den außerschuli-

schen Lebenswelten zuzuordnenden kommunalen Einrichtungen für Jugendliche während Jugend-

coaching eine Einzelfallhilfe ist. Dementsprechend unterscheiden und ergänzen sich auch die 

eingesetzten Methoden. Während Schulsozialarbeit auf Standorte mit hoher sozialer Benachteili-

gung fokussiert, zielt das Jugendcoaching auf eine flächendeckende Versorgung ab  
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In einem strukturierten Beratungs- und Betreuungsprozess wird der Übergang zwi-

schen Schule und beruflicher Ausbildung/Beruf individuell begleitet. Die Stärke des 

Jugendcoaching liegt im individualisierten „Case Management“, mit dem besser auf 

die Bedürfnisse einzelner Jugendlicher eingegangen werden kann. Es werden adä-

quate Formen des Zugangs – insbesondere auch zu schwierig erreichbaren Ziel-

gruppen (NEETs) – gewählt. Dabei sind niedrigschwellige Zugänge und aufsuchende 

Ansätze mit Motivationsaspekten und Aufzeigen von Perspektiven hilfreich. Netzwer-

ke fördern die Umsetzung durch strukturelle Begleitung. Durch diese Maßnahme 

kann auch eine gezieltere Koordination aller Benachteiligten erreicht werden. Das 

Angebot „Jugendcoaching“ besteht bundesweit. 

 

 AusbildungsFiT 

Ergänzt werden die Angebote des Sozialministeriums/Sozialministeriumservice für 

Jugendliche durch die innovative Maßnahme „AusbildungsFit“. Jugendliche, denen 

Basisqualifikationen und Fähigkeiten fehlen, die für eine Anschlussfähigkeit an die 

Berufsschule und die Arbeitswelt unerlässlich sind, können dieses Angebot nutzen. 

Trotz des breiten Angebotes in der Lehrausbildung und der integrativen Berufsaus-

bildung wird ergänzend ein niedrigschwelliges Qualifizierungsangebot – das „Aus-

bildungsFit“ – entwickelt, das den Zugang zu Lehrausbildungen bzw. die Chance 

auf einen positiven Abschluss einer solchen erhöhen soll. AusbildungsFit soll ein ös-

terreichweit flächendeckendes und standardisiertes, im Zugang niedrigschwelliges 

Angebot für benachteiligte Jugendliche darstellen, das darauf abzielt, durch individu-

elle Förderung, die Jugendlichen ohne Umwege in eine (Berufs-) Ausbildung oder 

den Arbeitsmarkt zu begleiten. 

 

 Berufsausbildungsassistenz 

Die Berufsausbildungsassistenz (BAS) unterstützt Jugendliche mit Behinderung und 

anderen Vermittlungshemmnissen im Rahmen einer Integrativen Berufsausbildung 

(IBA), begleitet die Ausbildung sowohl in der Schule als auch im Betrieb und si-

chert damit nachhaltig diesen Ausbildungsweg ab.  

Für die Jugendlichen gibt es zwei Möglichkeiten der IBA, welche in der Regel an der 

erfolgreichen dualen Ausbildung, also auch am verpflichtenden Besuch der Berufs-

schule festhalten:  

 Eine um höchstens ein Jahr, in Ausnahmefällen bis zu zwei Jahren verlän-

gerte Lehre oder 

 eine Teilqualifizierung (TQL), bei welcher in einem eigenen Ausbildungsver-

trag die Dauer und die Inhalte der TQL festgelegt werden 

In beiden Fällen werden die Jugendlichen in der Ausbildungsphase bis zum Ausbil-

dungsabschluss und auf dem Weg in den Arbeitsmarkt begleitet. 

 

 Arbeitsassistenz für Jugendliche 

Die Arbeitsassistenz ist das zentrale Instrument der NEBA in Österreich. Im Wesent-

lichen verfolgt das Konzept der Arbeitsassistenz drei Ziele: die Sicherung / Erhaltung 

eines Arbeitsplatzes (Präventive Funktion), die Unterstützung bei der Suche und Er-

langung eines Arbeitsplatzes (Integrative Funktion) und zentrale Ansprache für be-

nachteiligte Arbeitsuchende, Arbeitnehmende, Dienstgebende, Vorgesetzte, Kolle-

gInnen usw. (Kommunikative Funktion). 
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Die Dienstleistung Arbeitsassistenz reicht von der gemeinsam mit den Jugendlichen 

vorgenommenen Situationsanalyse über die Begleitung der Arbeitssuche bis hin zu 

einer Unterstützung in der Anfangsphase des Dienstverhältnisses. Eine zweite 

zentrale Funktion der Arbeitsassistenz ist die Krisenintervention zur Sicherung eines 

gefährdeten Arbeitsplatzes. 

 

 Jobcoaching 

Mit dem Jobcoaching ist eine besonders intensive Maßnahme der Beruflichen Assis-

tenz etabliert worden. Jobcoaching wendet sich an Menschen mit besonderem För-

derbedarf infolge einer kognitiven Beeinträchtigung bzw. Lernbehinderung oder einer 

körperlichen Behinderung aber auch an Wirtschaftsbetriebe. Die Jobcoaches bieten 

für Jugendliche direkte, individuelle Unterstützung am Arbeitsplatz und fördern so 

fachliche, kommunikative und soziale Kompetenzen der Zielgruppe. 

Das Jobcoaching wird vor allem für Menschen mit Lernbehinderung angeboten und 

kann hier auch eine wichtige Unterstützung zur Gleichstellung darstellen. Ziel ist es, 

die gecoachten Jugendlichen in die Lage zu versetzen, die an sie gestellten Anforde-

rungen nachhaltig und eigenständig zu erfüllen. 

 

Instrumente: 

 Jugendcoaching 

 AusbildungsFit 

 Berufsausbildungsassistenz 

 Arbeitsassistenz für Jugendliche 

 Jobcoaching  

 

Zielgruppen: 

 Jugendliche - Mädchen und Burschen - mit Behinderung, Beeinträchtigungen 

oder Benachteiligungen  

 Jugendliche mit Migrationshintergrund 

 Jugendliche bis 19 Jahre am Übergang Schule-Beruf 

 Junge Erwachsene 

 NEETs 

 Unternehmen, die Jugendliche mit Behinderung oder Beeinträchtigung einstellen  

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 BMASK IV 

 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in der IP 4.6 müssen am Ziel der Verringerung der Zahl der Schul- und 

AusbildungsabbrecherInnen und der Förderung der Integration in hochwertige Aus-

bildungen ausgerichtet sein. Dabei haben die ZWIST deutlich zu machen, dass vor 

allem jene Gruppen gefördert werden, die mit Benachteiligungen im Ausbildungssys-

tem zu kämpfen haben.  
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Zudem muss dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den Grundsatz von 

Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden. 

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.6 sind keine Großprojekte geplant.  

2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.6 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit für 

die Mes-

sung 

Fonds Regio-

nenkate-

gorie 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 
M F I 

CO06  Unter 25-jährige Anzahl Per-

sonen 

ESF Übergangs-

region 

1.600 ESF-

Monitoring 

jährlich 

BPO09 Jugendliche mit 

nicht-deutscher 

Erstsprache 

Anzahl Per-

sonen 

ESF Übergangs-

region 

240 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.4 Investitionspriorität 4.7: Förderung des gleichen Zugangs 

zum lebenslangen Lernen für alle Altersgruppen im 

formalen, nicht formalen und informalen Rahmen, 

Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und 

Kompetenzen der Arbeitskräfte sowie die Förderung 

flexibler Bildungswege unter anderem durch 

Berufsberatung und die Bestätigung erworbener 

Kompetenzen 

 

2.A.5 Der Investitionspriorität 4.7 entsprechende spezifische 

Ziele und erwartete Ergebnisse 

 

ID SZ20 

Spezifisches Ziel Höherqualifizierung von gering qualifizierten Perso-

nen durch Nachholen des Pflichtschulabschlusses 

und Verbesserung des Basisbildungsniveaus 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch den Abbau von Grundbildungsdefiziten (Ba-

sisbildung) und dem Nachholen von Bildungsab-

schlüssen soll die Beschäftigungsfähigkeit von bil-

dungsbenachteiligten Gruppen verbessert werden.  

 

 

ID SZ21 

Spezifisches Ziel Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung von formal 

gering qualifizierten Personen (Personen mit höchs-

tens Pflichtschulabschluss) 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch Bewusstseinsbildung und Information von 

Niedrigqualifizierten soll ihre Teilnahme am lebens-

begleitenden Lernen erhöht werden.  

 

 

ID SZ22 

Spezifisches Ziel Verbesserung der Chancen der Niedrigqualifizierten 

durch anbieterunabhängige Bildungsinformation und 

-beratung sowie durch innovative Projekte 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

Durch die Förderung der  Teilnahme von Niedrigqua-

lifizierten am LLL soll in weiterer Folge eine Höher-

qualifizierung erreicht werden. 
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Tabelle 4: Für den ESF: Gemeinsame Ergebnisindikatoren, für die ein Zielwert festgesetzt wurde und programmspezifische Indikatoren, die den 
spezifischen Zielen entsprechen  
 

ID Indikator Regionenka-

tegorie 

Einheit 

für die 

Messung 

des Indi-

kators 

Gemeinsamer 

Output-

Indikator als 

Grundlage für 

die Festlegung 

des Zielwerts 

Basiswert 

 

Einheit für die 

Messung des 

Basiswerts 

und des Ziel-

werts 

Basis-

jahr 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häufigkeit 

der Be-

richter-

stattung 

M F I M F I 

BPR15 Teilnehmende, die nach 

ihrer Teilnahme eine 

Qualifizierung erlangen 

bzw. erlangt haben 

Übergangsre-

gionen 

Prozent  0 Prozent 2013 75 ESF-

Monitoring 

jährlich 
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2.A.6 Maßnahmen, die im Rahmen der Investitionspriorität 4.7 zu 

unterstützen sind 

2.A.6.1 Beschreibung der Art und Beispiele für zu unterstützende 

Maßnahmen und ihres erwarteten Beitrags zu den spezifischen 

Zielen 

Laut Bundesverfassung liegt die Zuständigkeit im Bereich Erwachsenenbildung so-

wohl beim Bund als auch bei den Ländern. Deshalb wurden in der Erwachsenenbil-

dung die Förderaktivitäten im ESF-Bereich bereits in den letzten beiden Förderperio-

den zwischen den fachverantwortlichen Stellen im Land und Bund aufeinander abge-

stimmt. Die vorliegende Maßnahme findet daher sein Gegenüber in der Investitions-

priorität 3.2 des österreichischen Programmes. 

Die generellen Zielsetzungen gelten der Erhöhung der Chancengleichheit durch Ver-

besserung des Basisbildungsniveaus sowie der Erhöhung der Abschlussquoten. Im 

Rahmen der Abwicklung soll ein gleicher Zugang zu einer hochwertigen Bildung bis 

zum Sekundärlevel II realisiert werden.. Dazu werden u. a. qualitätsvolle Angebote 

zum Nachholen des Bildungsabschlusses und begleitende Maßnahmen umgesetzt. 

 

Erwachsenenbildung und Lebensbegleitendes Lernen 

Einer der Schwerpunkte in der Investitionspriorität 4.7 ist der Bildungsberatung und 

anbieterunabhängigen Bildungsinformation gewidmet. Dieses in Kooperation mit dem 

zuständigen Ministerium konzipierte Projekt wird insbesondere im Bereich Bildungs-

marketing (Sensibilisierung und Bewusstseinsschaffung für den Wert von Bildung) 

erweitert.  

Ein weiterer Schwerpunkt in der IP 4.7 wird die Abwicklung der „Initiative Erwachse-

nenbildung“ sein, im Zuge derer die beiden Projektteile Basisbildung und Nachholen 

von Bildungsabschlüssen abgewickelt werden sollen. Die Projekte werden auf regio-

nale Bedürfnisse Bezug nehmen. Auf Innovation und den Einsatz zeitgemäßer päda-

gogischer Ansätze und Methoden wird auch in dieser Förderperiode 2014-2020 ein 

besonderes Augenmerk gelegt – beispielsweise beim Projekt Kompetenzfeststellung 

und Kompetenzanerkennung. Der Erfolg der Investitionspriorität wird auch sehr da-

von abhängen, wie effizient man im Zuge von Sensibilisierungsmaßnahmen die Mul-

tiplikatoren (Medien, Politik, Forschungsinstitutionen etc.) erreicht, weshalb auch die-

ser Bereich fokussiert wird. 

Folgende Aktivitäten werden durchgeführt: 

 Verbesserung und Intensivierung der vorliegenden Modelle für 

Bildungsinformation und -beratung inkl. Bildungsmarketing 

 Weiterentwicklung und Ausbau des Bildungsangebotes in allen Teilregionen des 

Landes, um damit die Partizipation sogenannter „Bildungsbenachteiligter“ bzw. 

bildungsbenachteiligter Gruppen an der Aus- und Weiterbildung zu erhöhen. 

 Abbau von Grundbildungsdefiziten (Basisbildung) und Nachholen von 

Bildungsabschlüssen (Pflichtschulabschluss, usw.) 

 Entwicklung von innovativen, niedrigschwelligen Lernangeboten und 

Partizipationsmodellen um auf die speziellen regionalen Bedürfnisse und 

Probleme adäquat reagieren zu können 
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 Weiterentwicklung und Festigung von Projekten zu Kompetenzfeststellung und -

anerkennung  

 Angebote und Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung im Zusammenhang mit 

Lebensbegleitendem Lernen  

 

Instrumente: 

 Beratungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen 

 Qualifizierungsmaßnahmen (Basisbildung, Pflichtschulabschluss, etc.) 

 Pilotprojekte 

 Marketingmaßnahmen, Untersuchungen 

 

Zielgruppen: 

 MultiplikatorInnen 

 Personen mit Weiterbildungsbedarf 

 Bildungsbenachteiligte 

 Niedrigqualifizierte 

 SchulabbrecherInnen 

 Personen mit nicht abgeschlossener Berufsausbildung bzw. Basisbildungsbedarf 

 MigrantInnen 

 

Umsetzende Stellen (Verwaltungsbehörde und Zwischengeschaltete Stellen): 

 Amt der Burgenländischen Landesregierung, Landesamtsdirektion – Stabsstelle 

Europabüro und Statistik 

2.A.6.2 Leitgrundsätze für die Auswahl der Vorhaben 

Die Vorhaben in IP 4.7 müssen an der Zielsetzung der Erreichung vor allem aus- und 

weiterbildungsbenachteiligter Zielgruppen ausgerichtet sein. Bei der Beschreibung 

der Vorhaben müssen die ZWIST darlegen, dass es inhärenter Programmansatz ist,  

die Aus- und Weiterqualifizierung vor allem von jenen Gruppen fördern, die oftmals 

mit Zugangsbarrieren bei der Inanspruchnahme von WB-Maßnahmen konfrontiert 

sind.  

Zudem muss dargelegt werden, wie die jeweiligen Maßnahmen den Grundsatz von 

Gender und Disability Mainstreaming in die Planung und Umsetzung integrieren und 

welche Gleichstellungsziele verfolgt werden.   

2.A.6.3 Geplante Nutzung der Finanzierungsinstrumente 

Nicht relevant 

2.A.6.4 Geplante Nutzung von Großprojekten 

In der Investitionspriorität 4.7 sind keine Großprojekte geplant.  
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2.A.6.5 Nach Investitionspriorität aufgeschlüsselte Output-Indikatoren  

Investitionspriorität 4.7 

Tabelle 5: Gemeinsame und programmspezifische Output-Indikatoren (nach Investi-

tionsprioritäten)  

ID Indikator Einheit 

für die 

Mes-

sung 

Fonds Regio-

nenkate-

gorie 

Zielwert 

(2023) 

Datenquelle Häu-

figkeit 

der 

Bericht

richt-

erstat-

tung 

M F I 

BPO10 Anzahl unterstützter  

Projekte 

Projekte ESF Übergangs-

region 

8 ESF-

Monitoring 

jährlich 

CO04 Nichterwerbstätige, 

die keine schulische 

oder berufliche Bil-

dung absolvieren 

Personen ESF Übergangs-

region 

700 ESF-

Monitoring 

jährlich 

CO05 Erwerbstätige, auch 

Selbständige 

Personen ESF Übergangs-

region 

200 ESF-

Monitoring 

jährlich 

CO15 MigrantInnen, Teil-

nehmende ausländi-

scher Herkunft, 

Angehörige von 

Minderheiten 

Personen ESF Übergangs-

region 

170 ESF-

Monitoring 

jährlich 

 

 

2.A.7 Soziale Innovation, transnationale Zusammenarbeit und 

Beitrag zu den thematischen Zielen 1-7 

Der Beitrag der ESF-Förderung im Burgenland  zur Sozialen Innovation und zu den 

thematischen Zielen 1-7 fokussiert im Folgenden auf die für das Burgenland spezifi-

schen Investitionsprioritäten 4.1 und 4.3. Alle anderen geförderten Investitionspriori-

täten des Burgenlandes sind mit den IPs des Österreich-Programms ident, weshalb 

sowohl die Innovationen als auch die Beiträge zu den Zielen 1-7 sehr ähnlich sein 

werden. Deshalb wird diesbezüglich auf die Ausführungen im Österreich-Programm 

verwiesen.  

Soziale Innovation 

Die Investitionspriorität 4.1 „Zugang zu Beschäftigung für Arbeitsuchende und Nicht-

erwerbstätige, einschließlich Langzeitarbeitsloser und arbeitsmarktferner Menschen, 

auch durch lokale Beschäftigungsinitiativen und die Förderung der Mobilität der Ar-

beitskräfte“ trägt in der vorgesehenen Ausformung und Umsetzung direkt zur sozia-

len Innovation bei.  

So konzentrieren sich die vorgesehenen ESF-geförderten Maßnahmen auf die 

Schnittstelle Soziales/Beschäftigung und zielen auf die Verbesserung der Beschäfti-

gungsfähigkeit sowie Arbeitsmarktintegration von am Arbeitsmarkt benachteiligten 

Personengruppen (z.B. Jugendliche, Ältere, Frauen, Personen mit besonderen Be-

dürfnissen, MigrantInnen und Angehörige von Minderheiten) ab. Kennzeichnend für 
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diese Personengruppen ist u.a., dass der beschäftigungsorientierten Qualifizierung 

meist multiple (soziale) Problemlagen gegenüberstehen, die mitbearbeitet werden 

müssen, soll eine  Integration in den Arbeitsmarkt bzw. eine Verbesserung der Be-

schäftigungsfähigkeit erreicht werden. Dies erfordert einen hohen Grad an Innovation 

und Kreativität bei der zielgruppenspezifischen  Maßnahmenentwicklung und -

umsetzung und ein hohes Maß an Reflexion aufseiten der Trainer und Maßnahmen-

verantwortlichen. Damit sollen die bereits vorhandenen Angebote für am Arbeits-

markt benachteiligte Personengruppen durch innovative zielgruppenspezifische 

Maßnahmen, Strukturen und Prozesse ergänzt und die Integration der geförderten 

Personen in den Arbeitsmarkt forciert werden. Um Betreuungslücken zu schließen, 

sollen außerdem innovative Modellprojekte entwickelt werden. 

Eine soziale Innovation in dieser IP stellen auch die Qualifizierungsverbünde dar, d.s. 

Netzwerke mehrerer Betriebe (primär KMU), die gemeinsam bedarfsgerechte Qualifi-

zierungsmaßnahmen für ihre MitarbeiterInnen planen und durchführen auch mit dem 

Ziel, gegenseitig voneinander zu lernen. Diese Qualifizierungsverbünde wurden be-

reits in der Förderperiode 2007-2013 eingesetzt. Ihr Potenzial soll auch in der Perio-

de 2014-2020 systematisch erweitert und genutzt werden. Diese  bedarfsgerechten 

Qualifizierungsmaßnahmen zur Weiterentwicklung einer wissensbasierten Wirtschaft 

zielen selbst auf Qualifizierung in innovations- affinen Bereichen wie erneuerbare 

Energien und Green Jobs ab und stellen somit für das Burgenland, in dem dieser 

Bereich nach wie vor stark unterentwickelt ist, eine Innovation dar. 

Dasselbe gilt auch für Investitionspriorität 4.3 „Anpassung der Arbeitskräfte, Unter-

nehmen und Unternehmer an den Wandel“. Durch die darin vorgesehene Qualifizie-

rung der Kompetenz- und Entscheidungsträger in den Betrieben soll mit dieser IP 

nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit verbessert, sondern besonders der F&E-nahe, 

wissensintensive und innovationsorientierte Bereich gestärkt und weiterentwickelt 

und somit insgesamt die Wirtschaftsstruktur im Burgenland modernisiert werden. 

Insofern ergänzen diese Maßnahmen auch die Qualifizierungsmaßnahmen, die in IP 

4.1 gefördert werden, und unterstützen komplementär die Fördermaßnahmen des 

EFRE zur Stärkung der burgenländischen Wirtschaft. 

Somit sind die Burgenland spezifischen ESF-Maßnahmen einerseits selbst als sozia-

le Innovation zu kennzeichnen (speziell die Maßnahmen für Arbeitssuchende und 

Nichterwerbstätige), andererseits zielen die Maßnahmen sehr stark auf Innovation 

und wollen das Innovationspotenzial im Burgenland heben (Qualifizierungsmaßnah-

men und Unternehmerförderung). 

Transnationale Zusammenarbeit 

Siehe Ausführungen zu Transnationaler Zusammenarbeit in der Prioritätsachse 1. 

Thematische Ziele nach Artikel 9 Nummern  1-7 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 

Die IP 4.1. und 4.3 leisten einen Beitrag zu allen Zielen und ergänzen insbesondere 

die Maßnahmen und Schwerpunkte der EFRE-Förderung in Ziel 1, 3 und 4 im Bur-

genland auf komplementäre Weise.  

So unterstützten die bedarfsorientierten Qualifizierungsmaßnahmen in 4.1 und die 

Qualifizierung von UnternehmerInnen sowie Schlüssel- und Fachkräften in 4.3 das 

Ziel 1 - Forschung, Technologieentwicklung und Innovation  – sowie Ziel 3 – Wettbe-

werbsfähigkeit von KMU - direkt durch die Bereitstellung von entsprechend ausgebil-
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deten und qualifizierten Arbeits-, Schlüssel- und Fachkräften. Die Ausrichtung der 

Qualifizierungsmaßnahmen auf innovationsorientierte Bereiche wie IKT, erneuerbare 

Energien, Green Jobs etc. trägt außerdem zur Umsetzung von Ziel 2 – Zugang, Nut-

zung und Qualitätsverbesserung von IKT  – und Ziel 4  – Wandel zur Niedrig-CO2-

Wirtschaft – bei. Auch die Ziele 5 – Anpassung an Klimawandel, Risikovermeidung 

und -management  – sowie Ziel 6 – Umweltschutz und Ressourceneffizienz – werden 

angesprochen und durch den nachhaltigkeitsorientierten Zuschnitt der Maßnahmen 

berücksichtigt. 

Die Konzeption der für das Burgenland spezifischen ESF-Maßnahmen lässt jeden-

falls einen deutlichen Beitrag zu den thematischen Zielen 1-6 erwarten. Aufgrund der 

begrenzten zur Verfügung stehenden Mittel können allerdings keine nennenswerten 

Beiträge erwartet werden. 
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2.A.8 Leistungsrahmen Prioritätsachse 4 

 

P

A 

Art des In-

dikators 
ID 

Indikator oder 

wichtiger Durch-

führungsschritt 

Einheit 

für die 

Mes-

sung 

Fond

s 

Regionenkatego-

rie 

Etappenziel 

für 2018 
Endziel (2023) 

Datenquel-

le 

Erläute-

rung der 

Relevanz 

des Indika-

tors 

M W T M W T 

4 Finanzindika-

tor 

BPF07 Anteil des Gesamt-

betrags der förderfä-

higen Ausgaben, der 

im Buchführungssys-

tem der Bescheini-

gungsbehörde ver-

bucht und von dieser 

bescheinigt wurde 

an den Gesamtmit-

teln 

Prozent ESF Übergangsregion  15 30  50 100 ESF-

Monitoring 

 

4 Outputindika-

tor 

BPF08 Erwerbslose (Arbeits-

lose und Nichter-

werbstätige) 

Personen ESF Übergangsregion   720    2.400 ESF-

Monitoring 
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2.A.9 Interventionskategorien 

Tabelle 7 - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 4 102 Zugang zu Beschäftigung 14.671.762 

PA 4 105 Gleichstellung 483.336 

PA 4 106 Anpassung der Arbeitskräfte 648.375 

PA 4 107 Aktives und gesundes Altern 600.000 

PA 4 109 Aktive Inklusion 1.442.139 

PA 4 115 Bildung 2.793.903 

PA 4 117 Zugang zum LLL 3.654.471 

 

Tabelle 8 - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 4 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 24.293.986 

 

Tabelle 9 - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 4 07 Nicht zutreffend 24.293.986 

 

Tabelle 10 - Dimension 4 - Terr. Umsetzungsm. 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 4 07 Nicht zutreffend 24.293.986 

 

Tabelle 11 - Dimension 5 - Zweites ESF-Thema 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 4 06 Nichtdiskriminierung 23.810.650 

PA 4 07 Gleichstellung 483.336 
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Abschnitt 2.B Beschreibung der Prioritätsachse für 

technische Hilfe 

2.B.1 Prioritätsachse Technische Hilfe 

2.B.2 Gründe für die Aufstellung einer Prioritätsachse, die mehr 

als eine Regionenkategorie umfasst 

Die Prioritätsachse umfasst für das Ziel „Investitionen in Wachstum und Beschäfti-

gung“ gem. Art. 96 Allg. ESIF-VO definierten Gebietskategorien „Stärker entwickelte 

Regionen“ (alle Bundesländer mit Ausnahme der Übergangsregion) sowie die Über-

gangsregion Burgenland. Die Gebietskategorien werden auf Grund der gemeinsa-

men Verwaltungsbehörde sowie der gemeinsamen Prüf- und Kontrollorgane in einer 

Prioritätsachse zusammengefasst. 

2.B.3 Fonds und Regionenkategorie  

Fonds ESF 

Regionenkategorie Stärker entwickelte Regionen 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

 

 

Fonds ESF 

Regionenkategorie Übergangsregion 

Berechnungsgrundlage (gesamte förder-

fähigen Ausgaben oder förderfähige öf-

fentliche Ausgaben) 

 

 

2.B.4 Spezifische Ziele und erwartete Ergebnisse 

ID SZ23 

Spezifisches Ziel Sicherung einer hohen Wirksamkeit der Interventio-

nen, effiziente und effektive Programmabwicklung 

und Steigerung der Bekanntheit des ESF 

Ergebnisse, die der Mitglied-

staat mit der Unionsunter-

stützung erreichen will 

 Erhöhung der Qualität der geförderten Projekte 

 Optimierung des Förderverlaufes zur Zielerrei-

chung 

 Optimierung der Programmsteuerung 

 Steigerung des Bekanntheitsgrades des ESF 
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 Unterstützung der Programmumsetzung 

 Schaffung geeigneter Informations- und Ent-

scheidungsgrundlagen  

 Vereinfachung der Administration des ESF 

 Erfahrungsaustausch 

 

 

2.B.5 Ergebnisindikatoren  

[nicht erforderlich]  

 

2.B.6 Zu unterstützende Maßnahmen und ihr erwarteter Beitrag 

zu den spezifischen Zielen Aktivitäten und ihr erwarteter 

Beitrag zum Ziel der Prioritätsachse Technische Hilfe 

2.B.6.1 Beschreibung der zu unterstützenden Maßnahmen und ihr 

erwarteter Beitrag zu den spezifischen Zielen 

Die geplanten Aktivitäten beziehen sich auf Artikel 59 der Allgemeinen Verordnung 

VO 1303/2013 und umfassen beispielsweise  

 

1. Maßnahmen zum Programmmanagement und zur Verwaltung: Finanzie-

rung von Unterstützungsmaßnahmen für die Verwaltungsbehörde und die 

zwischengeschalteten Stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben, z. B. Unterstüt-

zung bei der Programmabwicklung, Unterstützung bei der Umsetzung des 

Partnerschaftsprinzips, Unterstützung bei den Verwaltungsprüfungen, Unter-

stützung im Beschwerdeverfahren und bei der Konfliktbeilegung, Organisation 

Erfahrungsaustausch, Schaffung geeigneter Informations- und Entschei-

dungsgrundlagen, Einholung juristischer Gutachten.  

 

2. Maßnahmen zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes bei den Be-

günstigten. 

 

3. Maßnahmen zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der ESF-Behörden, der 

zwischengeschalteten Stellen und Förderstellen inkl. erforderlicher Trainings. 

 

4. Entwicklung und Betrieb einer e-cohesion fähigen Datenbank über die von 

der Antragstellung durch potentielle Begünstigte über das Projektmonitoring 

bis zur Abrechnung und der Prüfung der Abrechnungen alle Phasen der För-

dervergabe und Fördermittelverwendung nachvollzogen werden können. Im-

plementierung elektronischer Verwaltungs-, Begleit-, Kontroll- und Bewer-

tungssysteme. Entwicklung und Betrieb eines geeigneten elektronischen Mo-

nitoringsystems als Grundlage für die Programmsteuerung sowie zur Be-

richtserstellung.  
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5. Zukauf von ExpertInnenleistungen zur Unterstützung bei Vergaben nach 

dem BVergG (public procurement), die von allen Zwischengeschalteten 

Stellen und Förderstellen in Anspruch genommen werden kann.  

 

6. Unterstützende Maßnahmen zur Prüfung und Kontrolle. 

 

7. Erstellung und Umsetzung der Kommunikationsstrategie (Homepage, ESF-

Zeitung, Veranstaltungen,…) und der Öffentlichkeitsarbeit.  

 

8. Sensibilisierungsmaßnahmen und Umsetzung der horizontalen Prinzipien 

(Chancengleichheit und Nicht-Diskriminierung und Gleichstellung zwischen 

Frauen und Männern, …) werden voraussichtlich durch externe ExpertInnen 

begleitet. Maßnahmen zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der Verwaltungs-

behörde und der zwischengeschalteten Stellen und Förderstellen einschließ-

lich entsprechender Trainings.  

 

9. Die Umsetzung des Artikels 114 der Allgemeinen Verordnung VO 1303/2013 

(Durchführung der begleitenden Programmbewertung des ESF) wird unter 

Heranziehung von geeigneten ExpertInnen erfolgen.  

 

10. Implementierung von Lern- und Reflexionsschleifen, Durchführung weiterfüh-

rende Studien und Untersuchungen zur Programmausrichtung. Strukturierte 

und transparente Form der Abstimmung, Zusammenführung und Verbreitung 

der Erfahrungen, der neu entwickelten Methoden und Entwicklungsschritte 

oder der Ergebnisse zur Innovation. 

 

11. In Umsetzung von Artikel 59 Absatz 1 der Allgemeinen Verordnung VO 

1303/2013 werden Aktivitäten zur Ausarbeitung sowie zur Vernetzung so-

wohl für die vorherige, die aktuelle und die nachfolgende Programmplanungs-

periode beauftragt werden.  

 

12. Zur Verbesserung und Weiterentwicklung der regionalen Vernetzung und zur 

Optimierung des Zusammenspiels verschiedener Politikfelder in den Regio-

nen werden die Koordinierungsstrukturen für die Umsetzung des ESF in 

den Ländern und zur Koordinierung des ESF durch die Verwaltungsbehör-

de aus Mitteln aus der Technischen Hilfe kofinanziert. 

 

Die Maßnahmen können auch vorherige, aktuelle und nachfolgende Programmpla-

nungszeiträume betreffen. 

2.B.6.2 Output-Indikatoren 

ID Indikator Einheit für die 

Messung 

Zielwert (2023) Datenquelle 

M F I 

TH01 ESF-Homepage Anzahl 1 ESF-Monitoring 

TH02 ESF-Zeitungen Anzahl Ausgaben 12 ESF-Monitoring 

TH03 Evaluierungen/Studien Anzahl  2 ESF-Monitoring 

TH04 Veranstaltungen Anzahl 7 ESF-Monitoring 
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2.B.7 Interventionskategorien 

 

Tabelle 14a - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 121 Vorb., Durchf., Begl., Kontr. 21.781.119 

PA 5 122 Bewertungen, Studien 1.000.000 

PA 5 123 Information, Kommunikation 2.000.000 
 

Tabelle 14b - Dimension 1 - Interventionsbereich 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 121 Vorb., Durchf., Begl., Kontr. 712.248 

PA 5 122 Bewertungen, Studien 100.000 

PA 5 123 Information, Kommunikation 200.000 
 

Tabelle 15a - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 24.781.119 
 

Tabelle 15b - Dimension 2 - Finanzierungsform 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 01 Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 1.012.248 
 

Tabelle 16a - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Stärker entwickelte Regionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 07 Nicht zutreffend 24.781.119 
 

Tabelle 16b - Dimension 3 - Art des Gebiets 

Fonds: ESF 

Regionenkategorie: Übergangsregionen 

Prioritätsachse Code Betrag (EUR) 

PA 5 07 Nicht zutreffend 1.012.248 
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Abschnitt 3. Finanzierungsplan 

3.1 Mittelausstattung jedes Fonds und Beträge der leistungsgebundenen Reserve 

Tabelle 17  

 

  

Tabelle 17

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

Zugewiesene 

Mittel

Leistungsgeb.

Reserve

ESF weniger entwickelte Regionen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

ESF Übergangsregionen 3.199.596 204.230 3.263.654 208.318 3.328.985 212.488 3.395.609 216.741 3.463.565 221.079 3.532.878 225.503 3.603.573 230.015 23.787.860 1.518.374

ESF stärker entwickelte Regionen 52.695.761 3.363.559 53.750.758 3.430.899 54.826.725 3.499.578 55.923.997 3.569.617 57.043.197 3.641.055 58.184.757 3.713.921 59.349.057 3.788.238 391.774.252 25.006.867

Gesamt 55.895.357 3.567.789 57.014.412 3.639.217 58.155.710 3.712.066 59.319.606 3.786.358 60.506.762 3.862.134 61.717.635 3.939.424 62.952.630 4.018.253 415.562.112 26.525.241

2018 2019 2020 Gesamt

Fonds
Regionen-

kategorie

2014 2015 2016 2017
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3.2 Mittelausstattung insgesamt nach Fonds und nationaler Kofinanzierung (EUR) 

Tabelle 18a  
 

 
  

PA 1 ESF

Stärker 

entwickelte 

Regionen 

öffentliche 

Ausgaben
52.000.000 52.000.000 52.000.000 0 104.000.000 50% 0 48.682.763 48.682.763 3.317.237 3.317.237 6,38%

PA 2 ESF

Stärker 

entwickelte 

Regionen

öffentliche 

Ausgaben
135.000.000 135.000.000 135.000.000 0 270.000.000 50% 0 126.387.941 126.387.941 8.612.059 8.612.059 6,38%

PA 3 ESF

Stärker 

entwickelte 

Regionen

öffentliche 

Ausgaben
205.000.000 205.000.000 205.000.000 0 410.000.000 50% 0 191.922.429 191.922.429 13.077.571 13.077.571 6,38%

PA 4 ESF
Übergangs-

region

öffentliche 

Ausgaben
24.293.986 16.195.991 16.195.991 0 40.489.977 60% 0 22.775.612 15.183.742 1.518.374 1.012.249 6,25%

PA 5 ESF
Übergangs-

region

öffentliche 

Ausgaben
1.012.248 674.832 674.832 0 1.687.080 60% 0 1.012.248 674.832 0 0 0,00%

PA 5 ESF

Stärker 

entwickelte 

Regionen

öffentliche 

Ausgaben
24.781.119 24.781.119 24.781.119 0 49.562.238 50% 0 24.781.119 24.781.119 0 0 0,00%

Gesamt ESF
Übergangs-

region
25.306.234 16.870.823 16.870.823 0 42.177.057 60% 0 23.787.860 15.858.574 1.518.374 1.012.249 6,00%

Gesamt ESF

Stärker 

entwickelte 

Regionen

416.781.119 416.781.119 416.781.119 0 833.562.238 50% 0 391.774.252 391.774.252 25.006.867 25.006.867 6,00%

Gesamt ESF
Alle 

Regionen
442.087.353 433.651.942 433.651.942 0 875.739.295 50% 0 415.562.112 407.632.826 26.525.241 26.019.116 6,00%

Nationale 

Mittel
Prioritätsachse Fonds

Regionen-

kategorie

Kalkulations-

basis
EU-Mittel

Anteil der 

Leistungs-

gebundenen

Reserve
Nationale 

öffentliche 

Mittel

Private Mittel EU-Mittel
Nationale 

Mittel
EU-Mittel

Nationale 

Mittel

Differenzierung nach 

nationalen öffentlichen und 

privaten Mitteln Mittel 

insgesamt

Kofinan-

zierungs-

rate

EIB-Beitrag

Mittel insgesamt abzüglich 

Leistungsgebundene Reserve
Leistungsgebunde Reserve
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Tabelle 18c 
 

 
  

Prioritätsachse Fonds Regionenkategorie Thematisches Ziel EU-Mittel Nationale Mittel Gesamt

PA 1 ESF Stärker entwickelte Regionen Nr. 8 (Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte) 52.000.000 52.000.000 104.000.000

PA 2 ESF Stärker entwickelte Regionen Nr. 9 (Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung) 135.000.000 135.000.000 270.000.000

PA 3 ESF Stärker entwickelte Regionen Nr. 10 (Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges Lernen) 205.000.000 205.000.000 410.000.000

Nr. 8 (Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte) 16.403.473 10.935.649 27.339.122

Nr. 9 (Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung) 1.442.139 961.426 2.403.565

Nr. 10 (Investitionen in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges Lernen) 6.448.374 4.298.916 10.747.290

Übergangsregion Technische Hilfe 1.012.248 674.832 1.687.080

Stärker entwickelte Regionen Technische Hilfe 24.781.119 24.781.119 49.562.238

Gesamt 442.087.353 433.651.942 875.739.295 

PA 4 ESF Übergangsregion

PA 5 ESF
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Abschnitt 4. Integrierter Ansatz für die Territoriale 

Entwicklung 

[nicht erforderlich] 

 

Abschnitt 5. Besondere Bedürfnisse der ärmsten 

geografischen Gebiete oder der am stärksten von 

Diskriminierung oder sozialer Ausgrenzung bedrohten 

Zielgruppen 

[nicht erforderlich] 

 

 

Abschnitt 6. Besondere Bedürfnisse der Gebiete mit 

schweren und dauerhaften natürlichen oder demografischen 

Nachteilen 

[siehe Partnerschaftsvereinbarung] 
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Abschnitt 7. Für Verwaltung, Kontrolle und Prüfung 

zuständige Behörden sowie Aufgaben der jeweiligen Partner 

7.1 Zuständige Behörden und Stellen 

 

Behörde/Stelle Bezeichnung der 
Behörde/Stelle und der 

Abteilung oder des 
referats 

 Leitung der 
Behörde/Stelle (Position 

oder Posten) 

Verwaltungsbehörde  BMASK 
Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, Abtlg. 
VI/INT/9 - Europäischer 
Sozialfonds 

Bibiana Klingseisen, 
Abteilungsleiterin 

 

Bescheinigungsbehörde BMASK 
Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, Abtlg 
VI/A/6 

Klaus Hochrainer; 
geschäftsführender 
Abteilungsleiter 

Prüfbehörde BMASK 
Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, Abtlg 
I/B/10 

Karin Pichler, 
Abteilungsleiterin 

Stelle, an die die Zahlungen der 
Kommission erfolgen sollen 

BMF 
Bundesministerium für 
Finanzen 
Abtlg. II/B/5 

Silvia Janik, 
Abteilungsleiterin 

 

7.2 Einbeziehung der relevanten Partner 

7.2.1  Maßnahmen zur Einbindung der relevanten Partner in die 

Erstellung des operationellen Programms und die Rolle dieser 

Partner bei Durchführung, Begleitung und Bewertung des 

operationellen Programms 

Programmentwicklung 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales, und Konsumentenschutz, Abtlg. VI/A/9, 

Europäischer Sozialfonds, als langjährige österreichische ESF Verwaltungsbehörde 

zeichnete sich für die Programmplanung und Koordinierung des OP-

Planungsprozesses verantwortlich. Inhaltliche Expertise, Expertise in der Prozessge-

staltung und -steuerung sowie Expertise in der Aufbereitung der administrativen Um-

setzung des Programms wurde von externen ExpertInnen im Auftrag der Verwal-

tungsbehörde eingebracht. 

Seitens des BMASK erging die Einladung zur Mitwirkung an der Programmgestaltung 

an die Mitglieder des ESF-Begleitausschusses sowie an die Zwischengeschalteten 

Stellen des Bundes und der Länder, an SozialpartnervertreterInnen, VertreterInnen 
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von NGOs und/oder deren Dachorganisationen. Die von den in der Anlage angeführ-

ten Organisationen nominierten Personen bildeten zwei Arbeitsgruppen – jene zur 

inhaltlichen Programmgestaltung, und jene zur Bearbeitung technisch/administrativer 

Fragestellungen betreffend Programmgestaltung und -umsetzung. Eine Doppelnomi-

nierung in beide Arbeitsgruppen war möglich.  

Am 14.11.2012 fand die moderierte Auftaktveranstaltung zur Programmplanung statt 

zu der die potentiellen Arbeitsgruppenmitglieder geladen waren. Soweit vorhanden 

wurden der gesetzliche Rahmen, ein vorläufiger Zeitplan sowie erste inhaltliche Vor-

stellungen präsentiert und die Anwesenden zur inhaltlichen Mitgestaltung und Dis-

kussion eingeladen. Der Modus der weiteren Zusammenarbeit wurde vereinbart. 

Geleitet von der Verwaltungsbehörde, begleitet von der Prozessmoderation und un-

terstützt von den inhaltlichen und technisch/administrativen ExpertInnen erfolgte die 

Erarbeitung der thematischen Ziele, der Investitionsprioritäten, der Indikatoren, der 

Umsetzung der horizontalen Prinzipien und der technisch/administrativen Umsetzung 

des neuen ESF Programms. Es gab Arbeitsgruppentreffen, Einzel- oder Gruppenbe-

sprechungen, schriftliche Beiträgen und Rückkoppelung derselben.   

Aufgrund des besonderen Interesses der ArbeitsgruppenteilnehmerInnen wurden 

Unterarbeitsgruppen zu den Themen “Gender Mainstreaming”, “Arbeitsfähigkeit er-

halten” und “Working Poor” eingerichtet, deren Ergebnisse in die Programmgestal-

tung einflossen. 

Alle Mitglieder der inhaltlichen Arbeitsgruppe waren aufgerufen schriftliche Beiträge 

zu den Inhalten des Programmes zu liefern. Die umsetzenden Stellen wurden aufge-

fordert, inhaltliche Beiträge zu den auf sie zutreffenden Investitionsprioritäten und 

thematischen Zielen zu liefern.  

NGOs und Sozialpartnereinrichtungen wurden eingeladen, ihre Wünsche und Vor-

stellungen an die Programmperiode 2014-2020 zu definieren. In einer Reflexions-

schleife wurden von der Verwaltungsbehörde vertiefende Einzelgespräche mit den 

Betroffenen geführt und die Ergebnisse aus schriftlichen Beiträgen und Gesprächen 

in Programmentwürfe gegossen, die im jeweils folgenden Arbeitsgruppentreffen dis-

kutiert und reflektiert wurde.  

Begleitet wurde diese Vorgehensweise von regelmäßigen Informationsmails der 

Verwaltungsbehörde an die Arbeitsgruppenmitglieder im Rahmen derer über den 

jeweils letzten Planungsstand und Verhandlungsergebnisse berichtet und über die 

weitere Vorgehensweise oder anstehende Termine informiert wurde. 

Diesem Prozess wurde bis zum Vorliegen der Einreichfassung des Programmes Fol-

ge geleistet.  

Die technisch/administrative Arbeitsgruppe agierte nach ähnlichem Muster. Die von 

der Verwaltungsbehörde mit Hilfe der externen ExpertInnen aufbereiteten Themen, 

passend zum jeweiligen Entwicklungsstand des Programminhalts wurden in der 

Gruppe diskutiert, reflektiert und gegebenenfalls Lösungen erarbeitet. Behandelt 

wurden alle für die Umsetzung des Programmes relevanten Themen wie e-cohesion, 

Datenschutz, fraud risk assessment, Indikatoren/Datenerhebung/Datenschutz, simpli-

fied cost options, Antragstellung, Transparenz, Vergabewesen/Vertragswesen, Ab-

wicklungsprozesse (auch mit Prüfbehörde und Bescheinigungsbehörde).  

Geleitet und begleitet wurden die beiden Arbeitsgruppen durch verwaltungsbehör-

deninterne Projektgruppen, die aus zumindest einer/m MitarbeiterIn der Verwal-

tungsbehörde, der Leiterin der Verwaltungsbehörde und den externen ExpertInnen 

bestand. Auch auf Projektgruppenebene fand ein regelmäßiger Austausch statt. Um 

die Konsensfähigkeit des Programmentwicklungsstandes zu gewährleisten, wurden 

die Zwischenergebnisse des Entwicklungsprozesses aus den Arbeitsgruppen inner-

halb der Hierarchie der Verwaltungsbehörde regelmäßig abgestimmt sowohl auf 
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Ebene des Gruppenleiters, als auch des Sektionsleiters bis hin zum Kabinett des 

Bundesministers. 

Durch die regelmäßigen Jour Fixes der Verwaltungsbehörde mit der Bescheini-

gungsbehörde und der Prüfbehörde wurden auch diese in den Prozess der Pro-

grammentwicklung eingebunden. 

Insgesamt fanden 6 Arbeitsgruppensitzungen, 4 Unterarbeitsgruppensitzungen, über 

20 Projektgruppensitzungen und zahlreiche klärende Gespräche mit den Stakehol-

dern, insbesondere den VertreterInnen der Zwischengeschalteten Stellen, der Sozi-

alpartner und der NGOs statt.  

Traditionell sind die im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in Österreich han-

delnden Organisationen und Personen durch ein enges Netzwerk miteinander ver-

woben. Es herrscht von jeher ein intensiver Austausch, eine rege Kommunikation 

und enge Zusammenarbeit dieser AkteurInnen auf hohem Niveau. Die Einbindung 

der SozialpartnervertreterInnen in Entscheidungsprozesse ist in Österreich insbeson-

dere im Bereich der Arbeitsmarktpolitik nicht nur etabliert, sondern unerlässlicher 

Standard, ebenso wie die Zusammenarbeit mit Gleichstellungsbeauftragten oder mit 

diversen Interessensvertretungen sowohl auf Bundes- wie auch auf Landesebene.  

Besonders intensiver Kontakt wurde mit der Expertin des Bundeskanzleramts zu An-

gelegenheiten der Gleichstellung, nicht nur im Hinblick auf die durchgängige Berück-

sichtigung von Gleichstellung im OP sondern auch im Hinblick auf die laufende Pro-

grammbegleitung gepflegt. Auch die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für die be-

rufliche Integration von Menschen mit Behinderung hat sowohl in beratender Funkti-

on als auch an der Textierung des Programms mitgewirkt. 

Aufgrund der Unklarheiten betreffend des zur Verfügung stehenden ESF Budgets für 

2014-2020 wurde von Seiten der Verwaltungsbehörde sehr lange mit groben Schätz-

zahlen gearbeitet. Die Möglichkeiten der Umsetzung der Mittel wurden mit den poten-

tiellen umsetzenden Stellen im Zuge der Weiterentwicklung der Programminhalte 

laufend bilateral diskutiert. Aufgrund des Positionspapiers der EK, welches mindes-

tens 20 Prozent der Mittel für Armutsbekämpfung vorsieht, wurde allen am Prozess 

Beteiligten kommuniziert, dass zumindest 20 Prozent der Mittel den Ländern zugeteilt 

werden, in deren Kompetenzbereich die Bekämpfung von Armut fällt. Auch ohne das 

Vorliegen von konkreten Budgetzahlen wurde schon früh mit den Zwischengeschalte-

ten Stellen ein Einvernehmen über die zukünftige Mittelverteilung hergestellt. Ein 

Schritt dem in Bezug auf die Umsetzbarkeit der ESF Mittel besondere Bedeutung 

zukommt, da die Zwischengeschalteten Stellen ja auch die Kofinanzierung beibringen 

müssen. 

Die Entscheidung die Übergangsregion Burgenland in das österreichweite ESF OP 

zu integrieren, wurde nach intensiven Verhandlungsprozessen auf politischer Ebene 

im Spätherbst 2013 getroffen. Der Planungsprozess für die Umsetzungsvorhaben 

des ESF Burgenland fand bis dahin losgelöst vom Gesamtplanungsprozess in den 

Gremien und Strukturen des Regionalmanagements Burgenland und der burgenlän-

dischen Landesregierung und mit Unterstützung von externen ExpertInnen statt. 

In enger Kooperation mit der ESF Verwaltungsbehörde fand die Integrierung der bur-

genlandspezifischen Vorhaben in das ESF OP statt. Die Erarbeitung programmspezi-

fischer Indikatoren erfolgte unter Einbindung der Ex-ante EvaluatorInnen, dem Auto-

rInnenteam von L&R Sozialforschung und den ZWISTen.   

 

Programmentwicklung im Burgenland 

Wie oben bereits angeführt wurde im Spätherbest 2013 auf politischer Ebene ent-

schieden, die ESF-Förderung Burgenland in das österreichweite ESF OP zu integrie-
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ren. Bis dahin erfolgte der Programmierungsprozess im Burgenland eigenständig. 

Dieser partnerschaftliche Prozess wird im Folgenden im Überblick dargestellt. 

Auf Einladung der Regionalmanagement Burgenland GmbH wurde die Erstellung des 

ESF-Programms „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung Burgenland 2014-

2020“ inhaltlich durch breite Einbindung von regionalen Stakeholdern, Wirtschafts- 

und Sozialpartner, Förderstellen und den Fachabteilungen der burgenländischen 

Landesregierung bearbeitet. Beginnend mit Oktober 2012 fand eine Reihe von Ple-

nums-Veranstaltungen und themenbezogenen Arbeitsgruppen zur konkreten Diskus-

sion und Ausformulierung des Operationellen Programms auf Basis der Vorgaben 

durch die Europäische Kommission statt: 

 Im Rahmen der Auftaktveranstaltung, am 8. Oktober 2012, erfolgte die Präsenta-

tion der Ausgangslage und der Arbeitsstruktur sowie der Ziele und Aufgaben des 

Programmierungsprozesses. Anschließend wurde die Aufteilung der beteiligten 

Personen zu den themenbezogenen Arbeitsgruppen vorgeschlagen und um Kor-

rektur der Vorschläge sowie Ergänzung zusätzlicher relevanter TeilnehmerInnen 

gebeten.  

 Die Diskussionen im zweiten Plenum (15. November 2012) umfassten die we-

sent-lichen Ergebnisse der regionalen Analyse und die für die Programmierung 

rele-vanten Stärken und Schwächen der Region, welche innerhalb der Arbeits-

gruppen erarbeitet wurden.  

 Im Zuge von halbtägigen Arbeitsgruppensitzungen (Wirtschaft, Umwelt und Ener-

gie, Beschäftigung) wurde am 5. und 6. Dezember 2012 eine Einführung zu vor-

gegebenen Inhalten und zur OP-Struktur gegeben und erste Themenschwerpunk-

te und die angestrebte inhaltliche Ausrichtung diskutiert.  

 Am 29. und 30. Jänner 2013 fanden weitere Arbeitsgruppensitzungen statt, im 

Rahmen derer bis zu diesem Zeitpunkt eingelangte konkrete Themen- und Maß-

nahmenvorschläge im Lichte der Verordnungsentwürfe und ein darauf aufbauen-

der Entwurf einer möglichen OP-Struktur besprochen sowie offene Fragen für die 

folgenden Bearbeitungsschritte festgelegt wurden. 

 Im Rahmen einer weiteren Plenumsveranstaltung am 17. April 2013 wurde ein 

erster konkreter OP-Entwurf auf Basis der Abstimmungsgespräche mit potenziel-

len Förderstellen präsentiert und diskutiert. Anschließend wurde eine Einführung 

zu den Anforderungen hinsichtlich der Indikatoren zur Darstellung der Wirkungs-

orientierung präsentiert. 

Nach dieser Plenumsveranstaltung erfolgte die neuerliche Diskussion und schließlich 

fiel im Herbst 2013 die endgültige Entscheidung, analog zur Entwicklung im EFRE 

von einem eigenständigen ESF-Programm Burgenland abzugehen und dieses in ein 

österreichweites IWB/ESF-Programm einzubinden. Die erarbeiteten Inhalte für das 

Burgenland wurden daraufhin in den Erstellungsprozess des Österreich-Programms 

eingespielt.   

Am 17. Februar 2014 wurde schließlich das Programm „Investitionen in Wachstum 

und Beschäftigung Burgenland 2014-2020“ als Beitrag zum Operationellen Pro-

gramm IWB/ESF Österreich 2014-2020 im Rahmen eines Abschlussplenums den am 

Programmierungsprozess Beteiligten im Burgenland präsentiert.  

Seither erfolgt die mit Unterstützung der Ex-ante-Evaluierung die Integration und 

Feinabstimmung der ESF-Förderung Burgenland in das österreichweite ESF OP. 

 

Programmbegleitung 

Auf Ebene der ESI-Fonds ist die Begleitung des ESF OP 2014 -2020 inhaltlich ein-

gebettet in das strategische Konzept der Partnerschaftsvereinbarung „STRAT.AT 

2020“ und des im Rahmen der Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK) 
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vorgesehenen Begleitprozesses der ESI Fonds. Unter Federführung des „ÖROK-

Unterausschusses Regionalwirtschaft“, der sich zusammensetzt aus den Verwal-

tungsbehörden der ESI Fonds, sowie der für die Regionalwirtschaft verantwortlichen 

Hauptakteure des Bundes, der Länder, des Städte- und Gemeindebundes sowie der 

Wirtschafts- und Sozialpartner werden der Wissens- und Informationsaustausch zwi-

schen den Programmen sichergestellt und Themen gemeinsamen Interesses behan-

delt. Die Geschäftsstelle der ÖROK fungiert hier als Koordinations- bzw. Schnittstelle 

für involvierten Verwaltungsebenen und Institutionen.  

Die Begleitung des Operationellen Programmes des ESF wird gem. Art. 47 bzw. 110 

ESIF-VO über die Einrichtung des Begleitausschusses (spätestens drei Monate nach 

Genehmigung des ESF-Programms) sichergestellt. Im Rahmen des Begleitaus-

schusses, in dem alle relevanten Stakeholder der ESF Implementierung vertreten 

sind, wird auch festgelegt werden, ob und welche zusätzlichen Strukturen (wie z.B. 

Unterausschüsse zum Begleitausschuss oder Arbeitsgruppen) und Mechanismen zur 

Programmbegleitung erforderlich sind.  

Für die Evaluierung des gegenständlichen Programmes gemäß Artikel 56 sowie 114 

ESIF-VO wird ein Evaluierungsplan erstellt, der spätestens ein Jahr nach OP-

Genehmigung an den Begleitausschuss übermittelt wird. Darin werden die geplanten 

Aktivitäten zur Bewertung des Programms detailliert dargestellt wobei bei der Gestal-

tung auf die unterschiedlichen Informationsbedürfnisse der Anspruchsgruppen be-

dacht genommen wird. Generell soll die Evaluierung über die reine Bewertung hin-

ausgehend Beiträge für die aktuelle Umsetzung und gegebenenfalls für die Weiter-

entwicklung des Politikbereichs liefern.  

Die Mittel der technischen Hilfe werden in dieser ESI-Fondsperiode 2014-2020 zent-

ral von der Verwaltungsbehörde verwaltet. Unterstützungsleistungen oder pro-

grammbegleitende Maßnahmen sind demgemäß direkt bei der  Verwaltungsbehörde 

(z.B. Öffentlichkeitsarbeit, begleitende Evaluierung, Etablierung von e-cohesion). 

Diese Vorgehensweise wurde in den Arbeitsgruppentreffen und Gesprächen mit den 

Zwischengeschalteten Stellen abgestimmt und steht im Zeichen der Zentralisierung 

und Vereinfachung von Verwaltungsabläufen. 

Abschnitt 8. Koordination zwischen den Fonds, dem ELER 

und dem EMFF sowie anderen nationalen und 

Unionsfinanzierungs-instrumenten und mit der EIB 

Abgrenzung und Koordination zwischen den Fonds 

Für die Koordinierung der Kohäsionspolitik der Gemeinschaft und den einschlägigen 

nationalen, sektoralen und regionalen Politiken sind in Österreich auf Grund der Bun-

desverfassung sowohl Bund als auch die Länder zuständig.  

Auf Bundesebene ist für die Gesamtkoordination der EU-Strukturfonds das Bundes-

kanzleramt zuständig und für die Koordination der Raumordnung und Regionalpolitik 

ebenfalls das Bundeskanzleramt, Abteilung IV/4. Unterstützend ist hier die Österrei-

chische Raumordnungskonferenz tätig. Für die Koordination zwischen Bund, Län-

dern, Städte- und Gemeindebund sowie Interessensvertretungen in der Österreichi-

schen Raumordnungskonferenz (ÖROK) der Unterausschuss REGIONALWIRT-

SCHAFT eingerichtet. Unter Zuständigkeit und im Rahmen dieses Gremiums werden 

Abstimmungen unter Einbeziehung aller relevanten PartnerInnen und Verwaltungs-

behörden der ESI-Fonds durchgeführt. Mitglied des Unterausschusses REGIONAL-

WIRTSCHAFT ist somit auch die ESF-Verwaltungsbehörde.  
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Die Koordinierungsaktivitäten haben vor allem das Ziel, sicherzustellen, dass die 

Förderaktivitäten zueinander in einem komplementären Verhältnis stehen und sich 

nicht überlappen. Das zentrale Koordinierungsinstrument stellt in diesem Zusam-

menhang die Partnerschaftsvereinbarung (STRAT.AT 2020) dar. Im Rahmen der 

Partnerschaftsvereinbarung wird prinzipiell von einer Konzentration der Fondsinter-

ventionen auf ihre jeweiligen spezifischen Investitionsprioritäten bzw. Schwerpunkte 

ausgegangen, was von vornherein die möglichen Überlappungsbereiche auf einige 

wenige reduziert. Mit potentiellen Überlappungsbereichen erfolgte eine detaillierte 

Befassung im Rahmen des STRAT.AT 2020 Erstellungs- und Begleitprozesses. Auf-

grund der Natur der von den Fonds avisierten Maßnahmen und der fondsspezifisch 

unterschiedlichen Zielgruppen, sowie aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten 

der jeweiligen Verwaltungsbehörde, können Überschneidungen der ESF Programms 

mit den Aktivitäten des EFRE Programms und des ELER Programms ausgeschlos-

sen werden. Zudem konzentrieren sich die Aktivitäten des EFRE auf investive Maß-

nahmen und nicht auf personenbezogene Maßnahmen wie dies im ESF der Fall ist. 

Auch zum Europäischen Meeres- und Fischereifonds bestehen keine direkten 

Berührungspunkte im ESF-Programm, die eine Abgrenzungsnotwendigkeit mit sich 

bringen. 

Die Abstimmung der nationalen und regionalen Strategien, die den Rahmen für ein-

zelne Fördermaßnahmen bilden, erfolgt mittels bewährten Mechanismen der zustän-

digen Stellen auf den relevanten Ebenen. 

 

Nicht vorgesehen sind im Rahmen der Umsetzung ein gemeinsamer Begleitaus-

schuss für alle ESIF-Programme oder gemeinsame jährliche Durchführungsberichte.  

Zu anderen EU-Programmen: 

EaSI - Programm für Beschäftigung und soziale Innovation 

Das Programm für Beschäftigung und soziale Innovation integriert die drei bereits 

bestehenden Instrumente Progress, das Unterprogramm EURES und das europäi-

sche Progress-Mikrofinanzierungsinstrument für Beschäftigung und soziale Einglie-

derung. 

Bei allen drei Unterprogrammen ist für den Zeitraum 2014-2020 in Österreich keine 

flankierende Unterstützung durch den ESF vorgesehen.   

 

Im Bereich LLL 

ERASMUS+ ist das neue EU Programm für die Bereiche Bildung, Jugend und Sport 

für den Zeitraum 2014 bis 2020. Unter Erasmus+ werden sämtliche derzeit von der 

EU finanzierten Programme im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung so-

wie der Jugend zusammengefasst: Lebenslanges Lernen (Erasmus, Leonardo da 

Vinci, Comenius, Grundtvig), Jugend in Aktion und fünf internationale Kooperations-

programme (Erasmus Mundus, Tempus, Alfa, Edulink und das Programm für die Zu-

sammenarbeit mit Industrieländern). Darüber hinaus gibt es zum ersten Mal auch 

Fördermöglichkeiten für Sport. Im Zentrum des neuen EU-Programms stehen die 

Förderung von Mobilität und transnationaler Zusammenarbeit sowie der Austausch 

bewährter Praxis im Bildungs- und Jugendbereich. 

Im Bereich des ESF werden im Bildungsbereich Maßnahmen in Hinblick auf die Ar-

beitsmarktrelevanz, die Erhöhung des Bildungsniveaus, sowie auf die Verbesserung 

der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung durchgeführt; dabei werden im 

Bereich des BMBF im ESF vorwiegend Vorhaben auf nationaler Ebene umgesetzt.  
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Auch wenn es thematisch einige Anknüpfungspunkte gibt, kommt es jedoch in keiner-

lei Bereichen der Umsetzung zu Überschneidungen zwischen ERASMUS+ und dem 

ESF-Programm ab dem Jahr 2014. 

 

Im Bereich Asyl- und Integrationsfonds 

Die EU Solid Fonds aus der Periode 2007-2013 werden für den Zeitraum 2014 bis 

2020 durch den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) einerseits und den 

Fonds für innere Sicherheit andererseits abgelöst. Im Rahmen des AMIF werden drei 

der vier EU Solid Fonds, der Europäische Flüchtlingsfonds, der Europäische Integra-

tionsfonds sowie der Europäische Rückkehrfonds, in einem einzigen Fonds zusam-

mengefasst.  

Die Verhandlungen über die Rechtsgrundlagen zur Einrichtung des AMIF sind bis 

dato noch nicht abgeschlossen. Dem entsprechend liegt noch kein österreichisches 

Mehrjahresprogramm mit den entsprechenden Handlungsfeldern vor. 

Zum einen sind aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen keine Überschneidungen 

von Projekten aus dem Bereich des Flüchtlingsfonds mit jenen aus dem ESF mög-

lich. Auch bei Projekten aus dem Bereich Integrationsfonds sind keinerlei Über-

schneidungen zu erwarten, da ESF-Projekte ausschließlich den Fokus Arbeits-

marktintegration haben und sich damit von den sozialintegrativen und interkulturellen 

Projekten aus dem Integrationsfonds abgrenzen. 

 

Koordination mit nationalen Politikbereichen 

Aufgrund der gegenüber der Vorperiode 2007-2013 geringeren Dotierung des ESF-

Programms ist eine stärkere Fokussierung auf jene Investitionsprioritäten angezeigt, 

die auf den spezifischen  Handlungsbedarf in Österreich Bezug nehmen und einen 

zentralen Beitrag zur Europa 2020 Strategie leisten. Trotz der Konzentration auf zent-

rale Bereiche können der Großteil der Ratsempfehlungen für Österreich und der 

Empfehlungen der Kommission für den Einsatz des ESF in Österreich abgedeckt 

werden. Das zentrale Dokument für das ESF-Programm bildet das umfassende Ös-

terreichische Nationale Reformprogramm (NRP), das jährlich auf Basis der integrier-

ten Leitlinien die Maßnahmen zur Erreichung der gesetzten nationalen Europa 2020 

Ziele dokumentiert. Für den ESF sind hier die Kernzielbereiche Beschäftigung, Bil-

dung sowie Armut und soziale Ausgrenzung relevant.  

In diesem Zusammenhang sind auch die im Rahmen des NAP Behinderung und des 

NAP Gleichstellung definierten und teilweise schon umgesetzten Maßnahmen rele-

vant. Die Maßnahmen des ESF wirken hier ergänzend und fokussieren auf bestimm-

te Zielgruppen. Der Großteil der in den Nationalen Aktionsplänen beschriebenen 

Maßnahmen wird national gefördert.  

Der ESF in Österreich soll in der Periode 2014-2020 einen starken Innovationscha-

rakter haben, indem neue Zielgruppen angesprochen werden und innovative Maß-

nahmen für die definierten Zielgruppen zu entwickeln und zu erproben sind. Wenn 

sich zeigt, dass die Umsetzung der Maßnahmen erfolgreich verläuft und diese Maß-

nahmen einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der Zielindikatoren leisten, gilt es 

in weiterer Folge diese Maßnahmen in den Mainstream zu bringen, etwa indem um-

setzende Stellen oder andere Stellen für die Arbeitsmarktpolitik relevante Stellen  

diese Ansätze in ihre Regelförderung aufnehmen. 

Die zentralen Politikfelder des ESF, nämlich die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpo-

litik, werden zentral vom BMASK gesteuert. In diesem Segment wird vor allem darauf 

geachtet, die ESF-kofinanzierten Instrumente vom Regelinstrumentarium der umset-

zenden und anderer relevanter Stellen abzugrenzen und etwaige Überschneidungen 
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zu vermeiden. Dies erfolgt durch Koordinierung der Verwaltungsbehörde mit den 

ZWIST bzw. weiteren relevanten AkteurInnen der Arbeitsmarktpolitk (z.B. AMS).    

Die fachliche Koordinierung von einzelnen Bereichen erfolgt auf Ebene der einzelnen 

Bundesländer bzw. der vom jeweiligen Land beauftragten Stellen. Dies trifft bei-

spielsweise auf die ESF-Förderungen im Rahmen der IP 2 Soziale Inklusion sowie 

die Maßnahmen des BMBF im Rahmen des Lebenslangen Lernens zu. Ebenso trifft 

dies für das Burgenland zu, das im Rahmen der IP 4 eine eigene Investitionspriorität 

umsetzt. Die Ämter der Landesregierungen fungieren hier als Zwischengeschaltete 

Stellen, die sich mit weiteren relevanten Stellen koordinieren.  

 

Abschnitt 9. Ex-ante Konditionalitäten  
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9.1. Identifikation von anwendbaren Ex-ante Konditionalitäten und Bewertung ihrer Erfüllung 

Tabelle 24: Identifizierung von anwendbaren Ex-ante Konditionalitäten und Bewertung ihrer Erfüllung 

9.1.1 Allgemeine Ex-ante Konditionalitäten 

Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

1. Antidiskrimi-

nierung  

Die für die Um-

setzung und 

Anwendung der 

Rechtsvorschrif-

ten und Politik 

der Union zur 

Bekämpfung der 

Diskriminierung 

im Rahmen der 

ESI-Fonds er-

forderlichen 

Verwaltungska-

pazitäten sind 

vorhanden. 

alle Ja Vorkehrungen in Überein-

stimmung mit dem institu-

tionellen und rechtlichen 

Rahmen der Mitgliedstaa-

ten, um die für die Förde-

rung der Gleichbehand-

lung aller Personen ver-

antwortlichen Stellen bei 

der Erstellung und Umset-

zung von Programmen, 

die auch die Beratung zu 

Fragen der Gleichbehand-

lung im Rahmen von 

Tätigkeiten im Zusam-

menhang mit den ESI-

Fonds umfassen, einzu-

beziehen; 

Ja Bundesgesetz über die Gleichbe-

handlung (GIBG): 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFa

ssung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=20003395  

Bundesgesetz über die Gleichbe-

handlungskommission und die 

Gleichbehandlungsanwaltschaft 

(GBK/GAW-Gesetz): 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFa

ssung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=10008466  

 

Weiters: 

Gleichbehandlungs-

/Antidiskriminierungsgesetze der 

Länder. Links siehe Anhang 

  

Im Zuge der Programmvorbereitung 

wird das Querschnittsthema im Zuge 

der Erstellung im Rahmen der AG 

Inhaltliche Vorbereitung, Themati-

schen Arbeitsgruppen,  Ex ante Eva-

luierung, Workshops etc. berücksich-

tigt 

Die Berücksichtigung im Rahmen der 

Umsetzung des ESF-Programms 

erfolgt (i) auf einer grundsätzlichen 

Ebene (Einhaltung der o.a. gesetzli-

chen Grundlagen, Beachtung Gleich-

stellungsgebot durch mit Abwicklung 

betraute Personen), (ii) durch die 

Implementierung als Querschnittsma-

terie und (iii) punktuell durch spezielle 

Projekte. In Bezug auf die Anwen-

dungsebene ist generell zwischen 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008466
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008466
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008466
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Programm- und Projektebene zu 

unterscheiden. 

Vorkehrungen für die 

Ausbildung der in die 

Verwaltung und Kontrolle 

der ESI-Fonds eingebun-

denen Mitarbeiter in Be-

zug auf die Rechtsvor-

schriften und Politik der 

Union im Bereich der 

Antidiskriminierung. 

Ja Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB) 

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at

/vab/seminarprogramm/verwaltung_

verste-

hen_und_gestalten/europa_internati

onales_2014.html 

Grundausbildung bzw. Verwaltungs-

akademien des Bundes und der Län-

der (öffentliche Stellen) 

“Curriculum ESI-Fonds“ in Kooperati-

on mit der Verwaltungsakademie des 

Bundes (VAB) für die Programmbe-

hörden, deren zwischengeschalteten 

Stellen und weiteren Programmpart-

nerInnen (Jahresprogramme zu einer 

Reihe von Seminaren u.a. zu den 

Themen der allgemeinen Ex-ante-

Konditionalitäten) 

 

  

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
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Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

2. Gleichstellung 

der Geschlech-

ter  

Die für die Um-

setzung und 

Anwendung der 

Rechtsvorschrif-

ten und Politik 

der Union zur 

Gleichstellung 

der Geschlech-

ter im Rahmen 

der ESI-Fonds 

erforderlichen 

Verwaltungska-

pazitäten sind 

vorhanden. 

alle Ja Vorkehrungen in Überein-

stimmung mit dem institu-

tionellen und rechtlichen 

Rahmen der Mitgliedstaa-

ten, um die für die Gleich-

stellung der Geschlechter 

verantwortlichen Stellen 

bei der Erstellung und 

Umsetzung von Pro-

grammen, die auch die 

Beratung zu Fragen der 

Gleichstellung der Ge-

schlechter im Rahmen 

von Tätigkeiten im Zu-

sammenhang mit den 

ESI-Fonds umfassen, 

einzubeziehen; 

Ja  Siehe auch Referenzen zur 

EaK Antidiskriminierung 

 Art 7 Abs 2 B-VG idF BGBl I 

1998/68 

 Art. 3 (13) B-VG 

 Art. 51 Abs. 8 B-VG, BHG 
2013  

 Ministerratsbeschlüsse 2000, 

2002, 2004, 2008, 2011 

 Praxishandbuch Gender 

Mainstreaming der GeM-

Koordinationsstelle für Gen-

der Mainstreaming im ESF 

http://www.esf.at/esf/service/p

ublikationen/  

Im Zuge der Programmvorbereitung 

wird das Querschnittsthema im Zuge 

der Erstellung im Rahmen der unter-

schiedlichen Formate berücksichtigt: 

AG Inhaltliche Vorbereitung, Ex ante 

Evaluierung, Workshops etc. 

Die Berücksichtigung im Rahmen der 

Umsetzung des ESF-Programms 

erfolgt (i) auf einer grundsätzlichen 

Ebene (Einhaltung der o.a. gesetzli-

chen Grundlagen, Beachtung Gleich-

stellungsgebot durch mit Abwicklung 

betraute Personen), (ii) durch die 

Implementierung als Querschnittsma-

terie und (iii) punktuell durch spezielle 

Projekte, insbesondere in PA 1, IP 

1.1., in PA 4, IP 4.2. In Bezug auf die 

Anwendungsebene ist generell zwi-

schen Programm- und Projektebene 

zu unterscheiden. 

http://www.esf.at/esf/service/publikationen/
http://www.esf.at/esf/service/publikationen/
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Vorkehrungen für die 

Ausbildung der in die 

Verwaltung und Kontrolle 

der ESI-Fonds eingebun-

denen Mitarbeiter in Be-

zug auf die Rechtsvor-

schriften und Politik der 

Union im Bereich der 

Gleichstellung der Ge-

schlechter sowie in Bezug 

auf das Gender 

Mainstreaming. 

Ja  Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB) 

https://www.oeffentlicherdienst.gv

.at/vab/seminarprogramm/verwalt

ung_verstehen_und_gestalten/eu

ropa_internationales_2014.html 

• Grundausbildung bzw. Verwal-

tungsakademien des Bundes und 

der Länder (öffentliche Stellen) 

• “Curriculum ESI-Fonds“ / Verwal-

tungsakademie des Bundes (siehe 

EaK Antidiskriminierung) 

 

 

 

Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

3. Menschen mit 

Behinderung  

Die für die Um-

setzung und 

Anwendung des 

Übereinkom-

mens der Ver-

einten Nationen 

über die Rechte 

alle Ja Vorkehrungen in Überein-

stimmung mit dem institu-

tionellen und rechtlichen 

Rahmen der Mitgliedstaa-

ten für die Konsultation 

und Einbeziehung von für 

den Schutz der Rechte 

von Menschen mit Behin-

derung verantwortlichen 

Stellen oder von Organi-

Ja  Bundes-Behindertengleich-

stellungsgesetz 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFa

ssung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=20004228&Sh

owPrintPreview=True 

 

 Behinderteneinstellungs-

gesetz 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFa

Im Zuge der Programmvorbereitung 

wird das Querschnittsthema im Zuge 

der Erstellung im Rahmen der unter-

schiedlichen Formate berücksichtigt: 

AG Inhaltliche Vorbereitung, Ex ante 

Evaluierung, Workshops etc. 

Die Berücksichtigung im Rahmen der 

Umsetzung des ESF-Programms 

erfolgt (i) auf einer grundsätzlichen 

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228&ShowPrintPreview=True
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228&ShowPrintPreview=True
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228&ShowPrintPreview=True
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004228&ShowPrintPreview=True
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
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von Menschen 

mit Behinderung 

im Rahmen der 

ESI-Fonds in 

Übereinstim-

mung mit dem 

Beschluss 

2010/48/EG des 

Rates erforderli-

chen Verwal-

tungskapazitä-

ten sind vorhan-

den. 

sationen, die Menschen 

mit Behinderung vertreten, 

und anderen maßgebli-

chen Interessenträgern 

bei der Erstellung und 

Umsetzung von Pro-

grammen; 

ssung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=10008253 

 

 

 Nationaler Aktionsplan Be-

hinderung 2012-2020 

http://www.bmask.gv.at/site/Soziale

s/Menschen_mit_Behinderungen/N

ationa-

ler_Aktionsplan_Behinderung_2012

_2020/  

  

Ebene (Einhaltung der o.a. gesetzli-

chen Grundlagen, Beachtung Gleich-

stellungsgebot durch mit Abwicklung 

betraute Personen), (ii) durch die 

Implementierung als Querschnittsma-

terie und (iii) punktuell durch spezielle 

Projekte. In Bezug auf die Anwen-

dungsebene ist generell zwischen 

Programm- und Projektebene zu 

unterscheiden. 

Vorkehrungen für die 

Ausbildung der in die 

Verwaltung und Kontrolle 

der ESI-Fonds eingebun-

denen Mitarbeiter der 

Behörden im Bereich der 

anwendbaren Rechtsvor-

schriften und der Politik 

der Union und der Einzel-

staaten zum Schutz der 

Rechte von Menschen mit 

Behinderung, einschließ-

lich der Zugänglichkeit 

und der praktischen An-

wendung des Überein-

kommens der Vereinten 

Nationen über die Rechte 

von Menschen mit Behin-

derung wie in den Rechts-

vorschriften der Union 

bzw. der Einzelstaaten 

wiedergegeben; 

Ja  Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB) 

https://www.oeffentlicherdienst.gv

.at/vab/seminarprogramm/verwalt

ung_verstehen_und_gestalten/eu

ropa_internationales_2014.html 

• Grundausbildung bzw. Verwal-

tungsakademien des Bundes und 

der Länder (öffentliche Stellen) 

• “Curriculum ESI-Fonds“ / Verwal-

tungsakademie des Bundes (siehe 

EaK Antidiskriminierung) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008253
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Nationaler_Aktionsplan_Behinderung_2012_2020/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Nationaler_Aktionsplan_Behinderung_2012_2020/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Nationaler_Aktionsplan_Behinderung_2012_2020/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Nationaler_Aktionsplan_Behinderung_2012_2020/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Nationaler_Aktionsplan_Behinderung_2012_2020/
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
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Vorkehrungen, um die 

Begleitung der Umsetzung 

von Artikel 9 des Überein-

kommens der Vereinten 

Nationen über die Rechte 

von Menschen mit Behin-

derung im Zusammen-

hang mit den ESI-Fonds 

bei der Erstellung und 

Umsetzung der Program-

me zu gewährleisten. 

Ja  BMASK Portal: 

http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/

Men-

schen_mit_Behinderungen/UN_Ko

nventi-

on_ueber_die_Rechte_von_Mens

chen_mit_Behinderungen/ 

 Monitoring-Ausschuss (UN-

Konvention): 

http://www.monitoringausschuss.at

/ 

 Nationale Zuständigkeit beim 
BMASK 

 NAP Behinderung: begleitende 
Indikatoren-AG 

 Staatliche Anlaufstelle (Focal point) 
& Koordinierungsmechanismus in 
Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung der UN-Konvention 

 Monitoring-Ausschuss (UN-
Konvention) 

 Begleitausschüsse 

 Fondsspezifische Vorkehrungen 
und Monitoringsysteme 

 
 

 

Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/UN_Konvention_ueber_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen/
http://www.monitoringausschuss.at/
http://www.monitoringausschuss.at/
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4. Vergabe 

öffentlicher 

Aufträge  

Es werden Vor-

kehrungen für 

die effiziente 

Anwendung der 

Unionsvorschrif-

ten über die 

Vergabe öffent-

licher Aufträge 

im Bereich der 

ESI-Fonds ge-

troffen. 

alle Ja Vorkehrungen für die 

effiziente Anwendung der 

Unionsvorschriften über 

die Vergabe öffentlicher 

Aufträge durch geeignete 

Mechanismen; 

Ja BVergG 2006 

http://www.ris.bka.gv.at/Geltend

eFas-

sung.wxe?Abfrage=Bundesnor

men&Gesetzesnummer=20004

547; 

• Vollständige Umsetzung der EU-

Direktiven in nationales Recht 

(BVergG) 

• Kompetente Stellen für Auslegungs- 

und Anwendungsfragen 

• Bestehende bewährte Regelungen 

und formale (Koordinations-

)Mechanismen bei den zuständigen 

Stellen des Bundes und der Länder 

(Rechtsabteilungen, fachlich zu-

ständige Abteilungen der jeweiligen 

Bereiche), weiters informeller fach-

licher Austausch 

Vorkehrungen, die trans-

parente Auftragsvergabe-

verfahren gewährleisten; 

Ja BVergG 2006 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFa

ssung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=20004547; 

Amtsblatt der Republik Österreich 

(Bund) 

http://www.wienerzeitung.at/amtsbla

tt/suche/  

• Bundesvergabegesetz BVergG 

(„Guidance“ durch Handbuchcha-

rakter), bestehende Vorkehrungen 

und (elektronische) Systeme 

• Komplementäre fondsspez. Rege-

lungen (z.B. Förderfähigkeitsregeln) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004547
http://www.wienerzeitung.at/amtsblatt/suche/
http://www.wienerzeitung.at/amtsblatt/suche/
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Vorkehrungen für die 

Ausbildung und Informati-

onsverbreitung für die in 

die Inanspruchnahme der 

ESI- Fonds eingebunde-

nen Mitarbeiter; 

Ja Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB) 

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at

/vab/seminarprogramm/verwaltung_

verste-

hen_und_gestalten/europa_internati

onales_2014.html 

• Grundausbildung bzw. Verwal-

tungsakademien des Bundes und 

der Länder (öffentliche Stellen) 

• “Curriculum ESI-Fonds“ / VAB 

(siehe EaK Antidiskriminierung) 

• Spezifische Schulungen von Mitar-

beiterInnen 

• Gewährleistung der Informations-

weitergabe (Rundschreiben, Web, 

Mail, …) 

Vorkehrungen zur Sicher-

stellung der Verwaltungs-

kapazitäten zur Umset-

zung und Anwendung der 

Unionsvorschriften über 

die Vergabe öffentlicher 

Aufträge. 

Ja BKA-Portal Vergaberecht 

http://bka.gv.at/site/5099/default.asp

x 

• BKA V/8/a in enger Koordination 

mit den zuständigen Landesstellen 

• Bund-Länder-AG (legistische The-

men) 

• Beratungsangebot der BBG 

 BMASK I/B/6 – Abtlg. Für Grund-

satzangelegenheiten des Vergabe-

rechts und für Vertragsangelegen-

heiten 

 

  

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
http://bka.gv.at/site/5099/default.aspx
http://bka.gv.at/site/5099/default.aspx
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Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

5. Staatliche 

Beihilfen 

Es werden Vor-

kehrungen für 

die effiziente 

Anwendung der 

Unionsvorschrif-

ten über staatli-

che Beihilfen im 

Bereich der ESI-

Fonds getroffen. 

alle Ja Vorkehrungen für die 

effiziente Anwendung der 

Unionsvorschriften über 

staatliche Beihilfen; 

Ja Homepage BMWFW - Wirtschafts-

politik - EU-Beihilfenrecht 

http://www.bmwfw.gv.at/Wirtsch

aftspoli-

tik/EUBeihilfenrecht/Seiten/defa

ult.aspx   

 Geeignete Maßnahmen & Kapazi-
täten durch Regelungen & Mecha-
nismen bei den zuständigen Bun-
des- und Landesstellen (Rechtsab-
teilungen und fachlich zuständige 
Abteilungen im Wirtschafts-
ministerium bzw. den Ämtern der 
Landesregierungen, Förderstellen, 
…), weiters informeller fachlicher 
Austausch 

 Kompetente Stellen für Ausle-
gungs- und Anwendungsfragen 

 

Ziele / Aufgaben: 
- Verhinderung von illegalen Beihil-

fen  
- Durchsetzung von Rückforderun-

gen 
- Sicherstellung der Anwendung der 

Rechtsnormen 
- Einhaltung der Berichtspflichten 

(dezentralisiertes System + zent-
rale Registrierung der Richtlinien) 

Vorkehrungen für die 

Ausbildung und Informati-

onsverbreitung für die in 

die Inanspruchnahme der 

ESI- Fonds eingebunde-

nen Mitarbeiter; 

Ja Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB) 

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at

/vab/seminarprogramm/verwaltung_

verste-

hen_und_gestalten/europa_internati

onales_2014.html 

• Zentrale Koordinations- und Aus-

kunftsstelle im Wirt-

schaftsministerium für Beihilfen 

gewährende Stellen 

• Grundausbildung bzw. Verwal-

tungsakademien des Bundes und 

http://www.bmwfw.gv.at/Wirtschaftspolitik/EUBeihilfenrecht/Seiten/default.aspx
http://www.bmwfw.gv.at/Wirtschaftspolitik/EUBeihilfenrecht/Seiten/default.aspx
http://www.bmwfw.gv.at/Wirtschaftspolitik/EUBeihilfenrecht/Seiten/default.aspx
http://www.bmwfw.gv.at/Wirtschaftspolitik/EUBeihilfenrecht/Seiten/default.aspx
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/vab/seminarprogramm/verwaltung_verstehen_und_gestalten/europa_internationales_2014.html
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der Länder (öffentliche Stellen), 

teilweise spezifische Schulungen 

von MitarbeiterInnen 

• “Curriculum ESI-Fonds“ / VAB 

(siehe EaK 1.)) 

• Gewährleistung der Informations-

weitergabe (Rundschreiben, Web, 

Mail, …) 

Vorkehrungen zur Sicher-

stellung der Verwaltungs-

kapazitäten zur Umset-

zung und Anwendung der 

Unionsvorschriften über 

staatliche Beihilfen. 

Ja Siehe oben (Homepage 

BMWFW); ÖROK-HP: 

http://www.oerok.gv.at/eu-

regionalpolitik/regionales-eu-

beihilfenrecht.html  

• Zentrale Koordination im Wirt-

schaftsministerium, Abteilung C/1/8 

• „Guidance“ für die Beihilfen gewäh-

renden Stellen in AT (Homepages 

bzw. siehe auch oben) 

 

  

http://www.oerok.gv.at/eu-regionalpolitik/regionales-eu-beihilfenrecht.html
http://www.oerok.gv.at/eu-regionalpolitik/regionales-eu-beihilfenrecht.html
http://www.oerok.gv.at/eu-regionalpolitik/regionales-eu-beihilfenrecht.html
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Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

6. Umweltvor-

schriften im 

Zusammenhang 

mit Umweltver-

träglichkeitsprü-

fung (UVP) und 

strategischer 

Umweltprüfung 

(SUP) 

Es werden Vor-

kehrungen für 

die effiziente 

Anwendung der 

Umweltvorschrif-

ten der EU im 

Zusammenhang 

mit UVP und 

SUP getroffen. 

alle Ja Vorkehrungen für die 

effiziente Anwendung der 

Richtlinie 2011/92/EU des 

Europäischen Parlaments 

und des Rates (UVP) und 

der Richtlinie 2001/42/EG 

des Europäischen Parla-

ments und des Rates 

(SUP); 

Ja Homepage Lebensministerium, 

mit Liste der SUP-

Umsetzungsrechtsakte 

http://www.lebensministerium.at/um

welt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp

/sup/supoesterreich.html 

UVP & SUP Richtlinien umfassend 
umgesetzt in AT: 

- UVP: UVP-Gesetz; Hohe Informati-

onsqualität wird sichergestellt (z.B. 

Spiegelgutachten im Auftrag der 

Behörde) 

- SUP in Materiengesetzen und ei-

genen SUP-Gesetzen; Sicherstel-

lung der in der SUP-Richtlinie vor-

gesehenen Schritte und Verfahren 

 

Vorkehrungen für die 

Ausbildung und Informati-

onsverbreitung für die in 

die Umsetzung der UVP-

Richtlinie und der SUP-

Richtlinie eingebundenen 

Mitarbeiter; 

Ja Homepage BMLFUW (UVP & SUP) 

http://www.lebensministerium.at/um

welt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp

.html 

http://www.lebensministerium.at/um

welt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp

/sup.html 

UVP & SUP-Bereiche auf der 

Homepage des Umweltbundesamts 

http://www.umweltbundesamt.at/um

weltsituati-

on/uvpsup/uvpoesterreich1/  

http://www.umweltbundesamt.at/um

weltsituation/uvpsup/sup/  

Seminarprogramm Verwaltungs-

akademie des Bundes (VAB): Link 

• UVP- und SUP-Arbeitskreise 

• „Guidance“ durch BMLFUW, 

BMVIT, Länder 

• Gewährleistung der Informations-

weitergabe (Rundschreiben, Web, 

Mail, Workshops, Leitfäden…) 

• Grundausbildung bzw. Verwal-

tungsakademien des Bundes und 

der Länder (öffentliche Stellen) 

• “Curriculum ESI-Fonds“ / VAB 

(siehe EaK Antidiskriminierung) 

http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup/supoesterreich.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup/supoesterreich.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup/supoesterreich.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup.html
http://www.lebensministerium.at/umwelt/betriebl_umweltschutz_uvp/uvp/sup.html
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/uvpsup/uvpoesterreich1/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/uvpsup/uvpoesterreich1/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/uvpsup/uvpoesterreich1/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/uvpsup/sup/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/uvpsup/sup/
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siehe andere EAK  

Vorkehrungen zur Ge-

währleistung ausreichen-

der Verwaltungskapazitä-

ten. 

Ja Homepage BMLFUW (UVP & 

SUP) 

Links siehe oben 

Auskunft, Expertise bzw. Legistik 

durch BMLFUW, BMVIT und weiteren 

zuständigen Fachabteilungen auf 

Bundes- und Länderebene 

„Guidance“ und bewährte Kommuni-

kation 
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Ex-ante Kondi-

tionalität 

Priori-

tätsach-

sen, für 

die die 

Konditi-

onalität 

gilt 

Ex-ante 

Konditio-

nalität 

erfüllt:  

Ja/Nein/Te

ilweise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

7. Statistische 

Systeme und 

Ergebnisindika-

toren  

Es besteht eine 

für Bewertung 

benötigte statis-

tische Grundla-

ge, mit der Effi-

zienz und Aus-

wirkung der 

Programme 

bewertet werden 

können.  

Es ist ein Sys-

tem von Ergeb-

nisindikatoren 

eingerichtet, das 

zur Auswahl der 

Maßnahmen, 

die am effektivs-

ten zu den an-

gestrebten Er-

gebnissen bei-

tragen, zur 

Überwachung 

der Fortschritte 

alle Ja Für die zeitgerechte 

Sammlung und Aggrega-

tion statistischer Daten 

wurden folgende Vorkeh-

rungen getroffen:  

 Es werden Quellen und 

Mechanismen zur Ge-

währleistung der statis-

tischen Validierung auf-

geführt;  

 Vorkehrungen in Bezug 

auf die Veröffentlichung 

und öffentliche Verfüg-

barkeit aggregierter Da-

ten; 

Ja Bundesstatistikgesetz 2000 

(BStatG) 

http://www.statistik.at/web_de/uebe

r_uns/aufgaben_und_grundsaetze/

bundesstatistikgesetz/index.html  

 Das Bundesstatistikgesetz definiert 
die Bundesstatistik als Informati-
onssystem des Bundes. Die Bun-
desanstalt Statistik Österreich (Sta-
tistik Austria) erbringt Dienstleis-
tungen auf dem Gebiet der Bun-
desstatistik. 

 Pflicht der Statistik Austria zur 
Veröffentlichung sowie öffentliche 
Verfügbarkeit im Rahmen laufender 
Berichte  

Ein effizientes System von 

Ergebnisindikatoren um-

fasst Folgendes:  

 die Auswahl von Ergeb-

nisindikatoren für jedes 

Programm, die darüber 

Aufschluss geben, 

wodurch die Auswahl 

der durch das Pro-

gramm finanzierten 

Maßnahmen gerechtfer-

tigt ist;  

Ja Siehe Indikatorensystem des ge-

genständlichen OPs  

 Die Definition der Ergebnisindikato-
ren folgt der von EU-Ebene vorge-
gebenen Logik und den in entspre-
chenden Arbeitspapieren ausge-
führten methodischen Anforderun-
gen.  

 Das System von Ergebnisindikato-
ren wird entsprechend systema-
tisch angewendet. 

 Durch die Verbindung zu den Erhe-
bungen der Statistik Austria wird 
eine entsprechende Qualitätssiche-
rung der Datengrundlagen sicher-
gestellt. 

http://www.statistik.at/web_de/ueber_uns/aufgaben_und_grundsaetze/bundesstatistikgesetz/index.html
http://www.statistik.at/web_de/ueber_uns/aufgaben_und_grundsaetze/bundesstatistikgesetz/index.html
http://www.statistik.at/web_de/ueber_uns/aufgaben_und_grundsaetze/bundesstatistikgesetz/index.html
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bei der Verwirk-

lichung der 

angestrebten 

Ergebnisse und 

zur Durchfüh-

rung einer Fol-

genbewertung 

benötigt wird. 

 die Festlegung von 

Zielen für diese Indika-

toren;  

 die Übereinstimmung 

eines jeden einzelnen 

Indikator mit den fol-

genden Anforderungen: 

Belastbarkeit und statis-

tische Validierung, klare 

normative Interpretati-

on, einer Reaktion auf 

politische Gegebenhei-

ten und eine zeitgerech-

te Erfassung von Daten; 

 In Bezug auf Output-Indikatoren 
verfügt AT mit dem ATMOS über 
ein bekannt gut eingeführtes zent-
rales Monitoring-System 

 DataWareHouse des Arbeits-
marktservice 

 Arbeitsmarktdatenbank (AMDB) 
des BMASK (Hauptverbandsdaten 
und Bezugsdaten des AMS) 

 Förder- und Leistungsdaten zu 
Menschen mit Behinderung im 
BRZ. 

Verfahren, durch die si-

chergestellt wird, dass bei 

allen durch das Programm 

finanzierten Vorhaben ein 

effizientes System von 

Indikatoren zur Anwen-

dung kommt. 

Ja Entsprechend dem vorgeseh-

enen Abstimmungsmechanis-

men der programmverant-

wortlichen, umsetzenden und 

begleitenden Stellen gemäß 

gegenständlichem Operationel-

len Programm und konkretisie-

renden Regelungen. 

 Vorgaben der Verwaltungsbehörde 
zu den Indikatoren im Monitoring-
system 

 Die Effizienz des Verfahrens wird 
durch die Behandlung im Begleit-
ausschuss, Steuerungsgremien, 
sowie Gestaltung der Evaluierun-
gen sichergestellt 
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9.1.2 Thematische Ex-ante Konditionalitäten 

8.1. Nachhaltige und hochwertige Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte 

Diese Ex-ante Konditionalität ist in der Prioritätsachse 4 anwendbar, da hier in der IP 4.1 Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung und 

Mobilität der Arbeitskräfte gefördert werden.  Wie unten (siehe Tabelle) ausgeführt wird, sind im Burgenland und generell in Österreich im Be-

reich des Arbeitsmarktes professionelle institutionelle Strukturen und Unterstützungssysteme vorhanden, über die die vorgesehenen Maßnah-

men adäquat umgesetzt werden können.  Die Ex-ante Konditionalität ist somit umfassend erfüllt. 

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 
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8.1. Gestal-

tung und 

Durchführung 

einer aktiven 

Arbeitsmarkt-

politik in Ab-

stimmung mit 

den beschäf-

tigungs-

politischen 

Leitlinien 

PA 4 – IP 4.1  Ja Die  Arbeitsverwaltungen  verfü-

gen über die Kapazität zur Er-

bringung folgender Leistungen 

und erbringen sie tatsächlich:  

 personalisierte Dienste sowie 
aktive und präventive Ar-
beitsmarktmaßnahmen in ei-
nem frühen Stadium, die für 
alle Arbeitsuchenden zugäng-
lich sind und sich gleichzeitig 
auf die am stärksten von sozi-
aler Ausgrenzung bedrohten 
Menschen konzentrieren, ein-
schließlich Personen, die 
marginalisierten Bevölke-
rungsgruppen angehören. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ja 

 

http://www.phasing-

out.at/de/esf/kontakt 

 

 

 

Entwurf ESF-Förderung Burgen-

land 

Die Maßnahmen werden vom Amt der 

Burgenländischen Landesregierung, 

Abt. 6 (ZWIST)  in enger Abstimmung 

mit dem AMS Burgenland durchge-

führt.  

Die ESF-Förderung der Abteilung 6 

wird sich einerseits auf besonders 

gefährdete und arbeitsmarktferne 

Personengruppen konzentrieren, 

wobei im Sinne personalisierter 

Dienste insbesondere Casemanage-

ment- und stark individuumzentrierte 

Ansätze zum Einsatz kommen wer-

den. Ziel ist es, über aufeinander 

abgestimmte Förderpakete und Inklu-

sionsketten die Zielgruppenpersonen 

schrittweise in den Arbeitsmarkt zu 

(re)integrieren und ihre Beschäfti-

gungsfähigkeit zu verbessern. Diese 

Maßnahmen sollen die nationale 

Arbeitsmarktförderung des AMS  

komplementär ergänzen. 

 

Qualifizierungsmaßnahmen für Be-

schäftigte werden sowohl  im Sinne 

aktiver und präventiver Verhinderung 

von Arbeitslosigkeit als auch im Sinne 

der Weiterentwicklung zu einer wis-

sensbasierten Gesellschaft einge-

setzt.   

http://www.phasing-out.at/de/esf/kontakt
http://www.phasing-out.at/de/esf/kontakt
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 umfassende  und  transparen-
te Informationen über neue 
Stellenangebote und Beschäf-
tigungsmöglichkeiten unter 
Berücksichtigung der sich än-
dernden Anforderungen des 
Arbeitsmarktes. 

Ja 

 

http://www.ams.at/bgld/service-

arbeitsuchende    

http://www.ams.at/service-

arbeitsuchende  

 

 

 

 

https://ec.europa.eu/eures/home.j

sp?lang=de 

 

 

http://www.ams.at/service-

arbeitsuchende      

 

http://www.ams.at/buw/24725.html 

 

 

 

 

 

http://www.ams.at/ueber_ams/141

72.html 

 

 

 

 

 

http://www.statistik.at/web_de/stati

stiken/arbeitsmarkt/index.html 

Sowohl auf der AMS-Homepage des 

AMS Burgenland als auch des AMS 

Österreich gibt es eine Fülle von 

Informationen für Arbeitsuchende und 

die Möglichkeit direkt nach offenen 

Stellen zu suchen sowie die Möglich-

keit sich online arbeitslos zu melden 

und ein Suchprofil anzulegen. 

 

Von der AMS-Homepage gibt es 

außerdem einen direkten Link zur 

EURES-Website. 

 

Das AMS bietet nicht nur einen um-

fassenden Service in Bezug auf die 

Stellensuche sondern auch Informati-

onen zu Aus- und Weiterbildung, 

Karriere sowie auch Zugang zu ar-

beitsmarktrelevanten Daten, Statisti-

ken und Studien. 

 

Das AMS verfügt auch über eine 

ausgezeichnete Übersicht über offene 

Stellen (z.B. Mangel an Fachkräften) 

sowie Bereiche mit Arbeitskräfteüber-

angebot und kann auf Basis der lau-

fenden Beobachtung des Arbeits-

marktes auch valide Aussagen zur 

kurz- bis mittelfristigen Trends ma-

chen (Arbeitsmarktmonitoring). 

 

Aussagen zu Trends und Entwicklun-

gen des Arbeitsmarktes publiziert 

auch die Statistik Austria. 

http://www.ams.at/bgld/service-arbeitsuchende
http://www.ams.at/bgld/service-arbeitsuchende
http://www.ams.at/service-arbeitsuchende
http://www.ams.at/service-arbeitsuchende
https://ec.europa.eu/eures/home.jsp?lang=de
https://ec.europa.eu/eures/home.jsp?lang=de
http://www.ams.at/buw/24725.html
http://www.ams.at/ueber_ams/14172.html
http://www.ams.at/ueber_ams/14172.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/arbeitsmarkt/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/arbeitsmarkt/index.html
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Die Arbeitsverwaltungen haben 

formelle oder informelle Koope-

rationsvereinbarungen mit den 

maßgeblichen Interessenträgern 

schlossen. 

ja OP Österreich Die relevanten Stakeholder waren 

bereits in der Programmierung und 

Konzeption der Maßnahmen beteiligt 

und sind intensiv in Kooperationen 

eingebunden 

 

Die Abteilung 6 (ZWIST) arbeitet 

neben dem AMS Burgenland bei der 

Umsetzung der Arbeitsmarktpoliti-

schen Maßnahmen auch eng mit 

anderen Trägern zusammen wie 

NGOs, privaten Trägern arbeits-

marktpolitischer Maßnahmen, Er-

wachsenenbildungsträgern (BuKEB), 

dem TEP Burgenland, den Sozial-

partnern etc. zusammen. 

(Datum Webabfragen: 15.10.2013 – Update Mai 2014) 
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8.4. Aktives und gesundes Altern 

Diese Ex-ante Konditionalität ist bei der Prioritätsachse 1 und 4 anwendbar, da unter den Investitionsprioritäten 1.2 sowie 4.4 (Burgenland)  

Maßnahmen zur Förderung des aktiven Alterns geplant sind. Wie unten (siehe Tabelle) ausgeführt wird, sind in Österreich die relevanten Ak-

teurInnen im Kontext des aktiven Alterns bekannt und entsprechende Maßnahmen bereits in Umsetzung. Die Darstellung der vorhandenen 

Maßnahmen zeigt, dass ein breites Spektrum an Interventionen zum aktiven Altern vorhanden ist.    

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 
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8.4. Aktivität 

und Gesund-

heit im Alter: 

Gestaltung 

von Maß-

nahmen für 

ein aktives 

Altern in 

Abstimmung 

mit den be-

schäftigungs-

politischen 

Leitlinien. 

PA 1: Förderung  

nachhaltiger und 

qualitativ hoch-

wertiger Be-

schäftigung und 

Unterstützung 

der Mobilität der 

Arbeitskräfte – 

IP 1.2: Aktives 

und gesundes 

Altern  

PA 4, IP 4.4 

Aktives und 

gesundes Altern 

Ja Maßgebliche Interessenträger 

werden in die Gestaltung und 

Umsetzung von Maßnahmen für 

ein aktives Altern eingebunden, 

die dem Ausstieg älterer Arbeit-

nehmerInnen aus dem Arbeits-

markt entgegenwirken sollen 

und mit denen ihre Beschäfti-

gung gefördert werden soll. 

Ja 

 

http://www.aktivaltern2012.at/aa2

012/Organisationen/_bersicht/  

 

 

http://www.fit2work.at/home/Servic

e/Partner/?lang=DE (Programm 

Fit2work mit Darstellung der Part-

nerorganisationen)  

 

http://www.arbeitundalter.at/  

(Website der Sozialpartner) 

 

 

http://www.aktivaltern2012.at/  

 

 

http://www.sozialpartner.at/

sozialpart-

ner/badischl_2011/2011-10-

07Studie%20konsolidiertEn

dg.pdf    

 

 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeF

as-

sung.wxe?Abfrage=Bundesnorme

n&Gesetzesnummer=20007058  

(Arbeit- und Gesundheit-Gesetz in 

der d.a.F.) 

In der Übersicht der Organisationen 

sind alle zentralen AkteurInnen, die 

beim Thema Active Ageing eingebun-

den sind, genannt.  

Auch beim Programm Fit2work, das 

auf die Verbesserung der Arbeitsfä-

higkeit von älteren Beschäftigten 

abzielt, besteht Transparenz bezüg-

lich den relevanten Stakeholdern.   

Die gemeinsame Website der Sozial-

partner dokumentiert die wichtigsten 

Projekte und Akteure bei Maßnahmen 

zur alternsgerechten Gestaltung der 

Arbeitswelt in Österreich. 

Die Webplattform des BMASK gibt 

einen Überblick über die Aktivitäten 

der einzelnen Akteure.  

Die Sozialpartner haben eine ge-

meinsame Position zu Arbeit und 

Alter formuliert, in der sie ihre Rolle 

beschreiben.  

 

Die Zuständigkeiten bei der Umset-

zung von Fit2worrk sowie die Aufgabe 

der Mitglieder in der Steuergruppe 

und im Beirat sind definiert. Zur Auf-

gabe der Steuergruppe gehören u.a. 

auch die Beauftragung des Control-

ling und der Evaluierung.  

http://www.aktivaltern2012.at/aa2012/Organisationen/_bersicht/
http://www.aktivaltern2012.at/aa2012/Organisationen/_bersicht/
http://www.fit2work.at/home/Service/Partner/?lang=DE
http://www.fit2work.at/home/Service/Partner/?lang=DE
http://www.arbeitundalter.at/
http://www.aktivaltern2012.at/
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007058
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Der Mitgliedstaat führt Maß-

nahmen zur Förderung des 

aktiven Alterns durch. 

Ja 

 

http://www.ams.at/_docs/001_alte

rhatzukunft.pdf  

  

http://www.forschungsnetzwerk.at/

downloadpub/Praxishandbuch-

Aeltere.pdf (Praxishandbuch Älte-

re) 

 

http://www.fit2work.at/home/  

 

https://www.bmask.gv.at/cms/site/

attach-

ments/5/0/0/CH2081/CMS134398

0223792/uebersicht_invaliditaetsp

ension_neu.pdf  

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.fgoe.org/projektfoer

derung/betriebliche-

gesundheitsforderungsprojekte  

http://www.netzwerk-

bgf.at/portal27/portal/bgfportal/con

Das Maßnahmenspektrum beinhaltet 

Angebote für arbeitslose Ältere zur 

Wiedereingliederung in Beschäfti-

gung, als auch Angebote für ältere 

beschäftigte Menschen. Darüber 

hinaus werden auch Maßnahmen zur 

betrieblichen Gesundheitsförderung 

umgesetzt.  

Im wesentlichen sind folgende Maß-

nahmen relevant: 

 Fit2work 

 QfB - Qualifizierungsförderung für 

Beschäftigte 

 Flexibilitätsberatung für Betriebe 

zum Thema Productive Ageing 

 QV fit 45+ - Qualifizierungsverbund 

fit 45+ 

 Bildungsberatung mit Fokus auf 

Ältere 

 Altersteilzeit 

 Come back – zur Integration von 

älteren Arbeitslosen 

 Invaliditätspension neu 

Näheres siehe Praxishandbuch Ältere 

sowie BMASK (2013): Aktive Ar-

beitsmarktpolitik in Österreich. 

 

Förderung von Projekten zur Betrieb-

lichen Gesundheitsförderung des 

Fonds Gesundes Österreich. 

 

Daneben gibt es generell Angebote 

des Netzwerks der betrieblichen Ge-

sundheitsförderung. 

http://www.ams.at/_docs/001_alterhatzukunft.pdf
http://www.ams.at/_docs/001_alterhatzukunft.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/Praxishandbuch-Aeltere.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/Praxishandbuch-Aeltere.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/Praxishandbuch-Aeltere.pdf
http://www.fit2work.at/home/
https://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/5/0/0/CH2081/CMS1343980223792/uebersicht_invaliditaetspension_neu.pdf
https://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/5/0/0/CH2081/CMS1343980223792/uebersicht_invaliditaetspension_neu.pdf
https://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/5/0/0/CH2081/CMS1343980223792/uebersicht_invaliditaetspension_neu.pdf
https://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/5/0/0/CH2081/CMS1343980223792/uebersicht_invaliditaetspension_neu.pdf
https://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/5/0/0/CH2081/CMS1343980223792/uebersicht_invaliditaetspension_neu.pdf
http://www.fgoe.org/projektfoerderung/betriebliche-gesundheitsforderungsprojekte
http://www.fgoe.org/projektfoerderung/betriebliche-gesundheitsforderungsprojekte
http://www.fgoe.org/projektfoerderung/betriebliche-gesundheitsforderungsprojekte
http://www.netzwerk-bgf.at/portal27/portal/bgfportal/content/contentWindow?contentid=10007.701055&action=2&viewmode=content
http://www.netzwerk-bgf.at/portal27/portal/bgfportal/content/contentWindow?contentid=10007.701055&action=2&viewmode=content
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tent/contentWindow?contentid=10

007.701055&action=2&viewmode

=content  

 

(Datum Webabfragen: 15.10.2013) 

 

  

http://www.netzwerk-bgf.at/portal27/portal/bgfportal/content/contentWindow?contentid=10007.701055&action=2&viewmode=content
http://www.netzwerk-bgf.at/portal27/portal/bgfportal/content/contentWindow?contentid=10007.701055&action=2&viewmode=content
http://www.netzwerk-bgf.at/portal27/portal/bgfportal/content/contentWindow?contentid=10007.701055&action=2&viewmode=content
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8.5  Anpassung von Arbeitnehmern, Unternehmen und Unternehmern an den wirtschaftlichen Wandel. 

Die Ex-ante Konditionalität ist bei der Prioritätsachse 4 in Bezug auf die Investitionspriorität 4.3. „Anpassung  von  Arbeitnehmern, Unterneh-

men und Unternehmern an den wirtschaftlichen Wandel“ anwendbar. Die Maßnahmen und die vorgesehene Umsetzung der Maßnahmen ist 

geeignet, die Ex-ante-Konditionalitäten angemessen zu erfüllen.   

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

8.5. Anpas-

sung  von  

Arbeitneh-

mern, Unter-

nehmen und 

Unterneh-

mern an den 

wirtschaftli-

chen Wandel: 

Maßnahmen 

für einen 

vorausschau-

enden und 

erfolgreichen 

Umgang mit 

Wandel und 

Umstrukturie-

rung  

PA 4  - IP 4.3 

Anpassung  von  

Arbeitnehmern, 

Unternehmen 

und Unterneh-

mern an den 

wirtschaftlichen 

Wandel 

Ja Es gibt Instrumente, mit denen 

die Sozialpartner und Behörden 

vorausschauende Konzepte zur 

Bewältigung von Wandel und 

Umstrukturierung entwickeln 

und überwachen können, bei-

spielsweise Maßnahmen:  

 zur Förderung der Antizipie-
rung des Wandels 

Ja 
http://www.wibag.at/index.php?de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.phasing-

out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizi

erungsmassnahmen-fuer-

unternehmer-schluesselkraefte-

fachkraefte 

 

Die Maßnahme wird von der WiBAG 

als ZWIST durchgeführt. Als zentrale 

Agentur zur Wirtschaftsförderung im 

Burgenland hat sie einen exzellenten 

Überblick über die Schnittstelle Wirt-

schaft/Arbeitsmarkt und begleitet und 

unterstützt aktiv den Wandel der 

burgenländischen Wirtschaft. Die 

Antizipation zukünftiger wirtschaftli-

cher Trends und deren Mitgestaltung 

ist Teil des Selbstverständnisses. 

Die Maßnahmen setzen genau da an, 

indem Unternehmen Schlüsse- und 

Fachkräfte sowohl bei der Antizipation 

zukünftiger Trends als auch bei der 

Anpassung an diese unterstützt wer-

den und somit die Wettbewerbsfähig-

keit der Unternehmen sowohl gesi-

chert als auch erhöht wird. 

 zur Förderung der Vorberei-

tung und des Managements 

von Umstrukturierungen 

Ja  

 

 

Die Vorbereitung bzw. Umstrukturie-

rungsschritte erfolgen in enger Ko-

operation zwischen AMS, Land Bur-

genland, WiBAG und regionalen 

http://www.wibag.at/index.php?de
http://www.phasing-out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizierungsmassnahmen-fuer-unternehmer-schluesselkraefte-fachkraefte
http://www.phasing-out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizierungsmassnahmen-fuer-unternehmer-schluesselkraefte-fachkraefte
http://www.phasing-out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizierungsmassnahmen-fuer-unternehmer-schluesselkraefte-fachkraefte
http://www.phasing-out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizierungsmassnahmen-fuer-unternehmer-schluesselkraefte-fachkraefte
http://www.phasing-out.at/de/esf/weiterbildung/qualifizierungsmassnahmen-fuer-unternehmer-schluesselkraefte-fachkraefte
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http://www.burgenland.at/fileadmi

n/user_upload/Downloads/Land_u

nd_Politik/Politik/Landesverwaltun

g/Landesamtsdirektion/LAD_-

_Raumordnung/2291_Broschuere

_LEP2011.pdf  

 

http://www.phasing-

out.at/de/burgenland2020 

 

Institutionen wie Gemeinden, Regio-

nalmanagements. 

Mit dem LEP 2011 und der Entwick-

lungsstrategie 2020 liegen außerdem 

Grundlagen vor, die grundlegende 

Orientierungen für die wirtschaftliche 

und arbeitsmarktliche zukünftige 

Entwicklung aufzeigen und wichtige 

Ansatzpunkte für notwendige Um-

strukturierungen in Richtung einer 

wissensbasierten und innovationsori-

entierten Wirtschaft und Gesellschaft 

bilden.  

(Datum Webabfragen: 07.03.2014) 

 

  

http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Land_und_Politik/Politik/Landesverwaltung/Landesamtsdirektion/LAD_-_Raumordnung/2291_Broschuere_LEP2011.pdf
http://www.phasing-out.at/de/burgenland2020
http://www.phasing-out.at/de/burgenland2020
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9.1. Aktive Inklusion 

Die Ex-ante Konditionalität ist bei der Priorität 2 (Armutsbekämpfung) und den spezifischen Zielen der IP 2.1 nur eingeschränkt anwendbar. So 

ist das Kriterium, dass der strategische Politikrahmen auch Maßnahmen zur Verschiebung von institutioneller Betreuung zu gemeindenaher 

Versorgung beinhalten soll, im Kontext der spezifischen Ziele der IP 2.1 nicht anwendbar. Denn die Verschiebung von institutioneller Versor-

gung hin zu gemeindenaher Versorgung – etwa im Pflegebereich -  hat keinen Einfluss auf das spezifische Ziel der schrittweisen Heranführung 

von Personengruppen mit multiplen arbeitsmarktrelevanten Problemlagen. Auch die Unterstützung einer dauerhaften und existenzsichernden 

Beschäftigung für zumindest teilweise am Arbeitsmarkt integrierte Personen (entspricht einem weiteren spezifischen Ziel) sowie die Prävention 

von Working Poor wird von einer stärker gemeindenahen Versorgung nicht tangiert. Vor diesem Hintergrund sind die anwendbaren Kriterien für 

die Erfüllung der Ex-ante Konditionalität im Bereich ‚aktive Eingliederung‘ erfüllt.      

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

9.1. Verwirkli-

chung eines 

nationalen 

strategischen 

Gesamtkon-

zepts zur 

Reduzierung 

der Armut, 

das – in Ab-

stimmung mit 

den beschäf-

tigungspoliti-

schen Leitli-

nien – auf die 

aktive Ein-

gliederung 

von aus dem 

PA 2: Förderung 

der sozialen 

Inklusion, Be-

kämpfung von 

Armut und jegli-

cher Diskriminie-

rung 

IP 2.1: Aktive 

Inklusion, nicht 

zuletzt durch die 

Förderung der 

Chancengleich-

heit, aktive Be-

teiligung und 

Verbesserung 

der Beschäfti-

gungsfähigkeit 

Ja Es besteht ein auf die aktive 

Eingliederung ausgerichtetes 

nationales strategisches Ge-

samtkonzept zur Reduzierung 

der Armut, 

 

 

 

 

Ja 

http://www.bmask.gv.at/site/Sozial

es/Allgemeine_Sozialpolitik/Sozial

berichte/Sozialbericht_2011_2012 

(BMASK: Sozialbericht 2011-

2012) 

 

Sozialberichte der Bundesländer: 

(Links siehe Anhang, ad 10.1) 

 

http://www.bka.gv.at/DocView.axd

?CobId=47025 (Roma-Strategie) 

 

 

 

 

Es besteht kein kohärenter nationaler 

Politikrahmen zur Armutsreduktion im 

Sinn eines einheitlichen Strategiedo-

kuments. Dies liegt u.a. auch darin 

begründet, dass die Zuständigkeit für 

Maßnahmen zum Großteil bei den 

Ländern liegt. 

Allerdings sind zahlreiche Analysen 

und Dokumente verfügbar – auch auf 

regionaler Basis -, die auf der Grund-

lage von Daten und Fakten eine 

Grundlage für die Politikentwicklung 

zur Armutsbekämpfung liefern. Dabei 

handelt es sich zum einen um die 

Sozialberichte des BMASK und der 

Bundesländer und die Berichte mit 

Befunden aus dem EU-SILC.  

http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Allgemeine_Sozialpolitik/Sozialberichte/Sozialbericht_2011_2012
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Allgemeine_Sozialpolitik/Sozialberichte/Sozialbericht_2011_2012
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/Allgemeine_Sozialpolitik/Sozialberichte/Sozialbericht_2011_2012
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=47025
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=47025
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Arbeitsmarkt 

ausgegrenz-

ten Personen 

abzielt.  

PA 4 – IP 4.5 http://www.google.at/url?sa=t&rct=

j&q=&esrc=s&frm=1&source=web

&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http

%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fg

et_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv

5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AF

QjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN

3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Y

ms  

Darüber hinaus sind auch Studien zur 

Analyse der Armutssituation von 

bestimmten Personengruppen ver-

fügbar (z.B.. Synthesis Forschung/ 

Statistik Austria (2010) : Soziale Ein-

gliederung und Armutsreduktion. 

Quantitatives Szenario für Österreich 

bis 2020) 

 das eine ausreichende und 

faktengestützte Grundlage 

bietet, auf der Maßnahmen 

zur Reduzierung der Armut 

konzipiert und die Entwicklun-

gen überwacht werden kön-

nen; 

Ja http://www.statistik.at/web_de/stati

sti-

ken/soziales/armut_und_soziale_

eingliederung/index.html   

http://www.bmask.gv.at/cms/site/a

ttach-

ments/3/7/2/CH2171/CMS135307

9209699/abschnitt_13.pdf  

 

http://www.armutskonferenz.at/im

ages/Mindestsicherung/bms_moni

to-

ring/zusammenfassung_bms_mon

itoring.pdf (BMS-Monitoring 2012 

der Armutskonferenz) 

 

 

 

 

 

http://www.esf.at/esf/wp-

content/uploads/20113.pdf (Studie 

zu Working Poor in Wien) 

EU-SILC 2011 

 

 

Kapitel zur Vermögensverteilung in 

Österreich auf Grundlage des House-

hold Finance and Consumption Sur-

veys 

 

Die Armutskonferenz ist eine Dachor-

ganisation von  zivilgesellschaftlichen 

Kräften wie Wohlfahrtsverbänden, 

Dachverbänden von Sozialinitiativen, 

kirchlichen und gewerkschaftlichen 

Organisationen, Bildungs- und For-

schungseinrichtungen und Zusam-

menschlüssen von Armutsgefährde-

ten wie Alleinerziehende und Arbeits-

lose. Sie führt ein Monitoring zur 

Umsetzung der BMS in den Bundes-

ländern durch.   

 

Die Studie analysiert die Situation von 

Working Poor in Wien, die neben dem 

Erwerbseinkommen auch Transfer-

http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.google.at/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&frm=1&source=web&cd=1&ved=0CC0QFjAA&url=http%3A%2F%2Fwww.sopol.at%2Fget_file.php%3Fid%3D1131&ei=Fv5jUqLFN4LrswbriIHYBQ&usg=AFQjCNFkJm5XRTRgFRhZF10QdN3eAG0Fjg&bvm=bv.54934254,d.Yms
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/soziales/armut_und_soziale_eingliederung/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/soziales/armut_und_soziale_eingliederung/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/soziales/armut_und_soziale_eingliederung/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/soziales/armut_und_soziale_eingliederung/index.html
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/3/7/2/CH2171/CMS1353079209699/abschnitt_13.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/3/7/2/CH2171/CMS1353079209699/abschnitt_13.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/3/7/2/CH2171/CMS1353079209699/abschnitt_13.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/3/7/2/CH2171/CMS1353079209699/abschnitt_13.pdf
http://www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung_bms_monitoring.pdf
http://www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung_bms_monitoring.pdf
http://www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung_bms_monitoring.pdf
http://www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung_bms_monitoring.pdf
http://www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung_bms_monitoring.pdf
http://www.esf.at/esf/wp-content/uploads/20113.pdf
http://www.esf.at/esf/wp-content/uploads/20113.pdf
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 leistungen aus der BMS beziehen.  

 

 Maßnahmen zur Unterstüt-

zung der Erreichung des (im 

Nationalen Reformprogramm 

festgelegten) nationalen Ziels 

im Bereich Armut und soziale 

Ausgrenzung enthält, worun-

ter auch die Förderung von 

nachhaltigen und hochwerti-

gen Beschäftigungsmöglich-

keiten für Personen fällt, bei 

denen das Risiko der sozialen 

Ausgrenzung am höchsten ist, 

einschließlich Personen, die 

marginalisierten Bevölke-

rungsgruppen angehören;   

Ja https://www.ris.bka.gv.at/Dokume

nte/BgblAuth/BGBLA_2010_I_96/

BGBLA_2010_I_96.pdf  (Art. 15a 

Vereinbarung über eine bundes-

weite Bedarfsorientierte Mindest-

sicherung (BMS) 

 

 

Sozialberichte der Bundesländer 

(Links siehe oben) 

 

 

http://www.bka.gv.at/DocView.axd

?CobId=47025 (Roma-Strategie) 

 

http://www.bmask.gv.at/cms/site/a

ttach-

ments/1/1/5/CH2081/CMS134311

6498970/120725_nap_web.pdf  

(NAP Behinderung 2012-2020) 

Die 15a-Vereinbarung zwischen Bund 

und Ländern bildet die Grundlage für 

die Schaffung einer bundesweiten 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

zur verstärkten Bekämpfung und 

Vermeidung von Armut und sozialer 

Ausschließung.  

 

Spezifische Maßnahmen zur Armuts-

reduktion auf Landesebene finden 

sich in den Sozialberichten der Bun-

desländer 

Ein relevanter Bestandteil des Politik-

rahmens zur Armutsbekämpfung ist 

die österreichische Roma-Strategie 

Im NAP Behinderung werden Maß-

nahmen zur besseren Inklusion von 

Menschen mit Behinderung dokumen-

tiert.    

 die maßgeblichen Interessen-

träger in die Reduzierung der 

Armut einbindet; 

Ja 15a-Vereinbarung (Link siehe 

oben) 

 

http://www.bmask.gv.at/cms/site/a

ttach-

ments/4/2/7/CH2090/CMS131462

0142419/1._bericht_des_arbeitskr

eises_bms_web.pdf (Dokumenta-

tion der Ergebnisse der 1. Sitzung 

des Arbeitskreises 2012) 

In Artikel 19 der 15a-Vereinbarung 

sind jene 18 Einrichtungen genannt, 

die im ‚Arbeitskreis für BMS‘ vertreten 

sind. Aufgabe des Arbeitskreises ist 

die Beobachtung der Entwicklung der 

BMS sowie die Entwicklung von Emp-

fehlungen und Vorschlägen für die 

Weiterentwicklung der BMS 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2010_I_96/BGBLA_2010_I_96.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2010_I_96/BGBLA_2010_I_96.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2010_I_96/BGBLA_2010_I_96.pdf
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=47025
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=47025
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/1/1/5/CH2081/CMS1343116498970/120725_nap_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/1/1/5/CH2081/CMS1343116498970/120725_nap_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/1/1/5/CH2081/CMS1343116498970/120725_nap_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/1/1/5/CH2081/CMS1343116498970/120725_nap_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/4/2/7/CH2090/CMS1314620142419/1._bericht_des_arbeitskreises_bms_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/4/2/7/CH2090/CMS1314620142419/1._bericht_des_arbeitskreises_bms_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/4/2/7/CH2090/CMS1314620142419/1._bericht_des_arbeitskreises_bms_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/4/2/7/CH2090/CMS1314620142419/1._bericht_des_arbeitskreises_bms_web.pdf
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/4/2/7/CH2090/CMS1314620142419/1._bericht_des_arbeitskreises_bms_web.pdf
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http://www.bmask.gv.at/site/Sozial

es/EU_Internationales/Die_gemei

nsa-

me_Strategie_fuer_Sozialschutz_

und_Soziale_Eingliederung/Europ

aei-

sche_Plattform_gegen_Armut_un

d_soziale_Ausgrenzung  

In der Österreichischen Plattform zur 

Begleitung der Umsetzung des Euro-

pa 2020 Zieles der Bekämpfung von 

Armut und sozialer Ausgrenzung sind 

die maßgeblichen Interessensträger  

vertreten. Dazu zählen u.a.: Sozial-

partner, Ministerien, Länder, Gemein-

debund, Städtebund, Seniorenbund, 

Seniorenrat, Bundesjugendvertretung, 

NGOs und VertreterInnen der Zivilge-

sellschaft, von Armut und Ausgren-

zung Betroffene, Statistik Austria, 

VertreterInnen von Roma-

Organisationen. 

 abhängig von dem ermittelten 

Bedarf Maßnahmen für den 

Übergang von institutionalisier-

ten zu gemeindenahen Betreu-

ungsdiensten enthält. 

Ja 

 

Dieses Kriterium ist im Kontext der 

spezifischen Ziele der IP 2.1 nicht 

anwendbar.  

 

 

 

Dieses Kriterium ist im Kontext der 

spezifischen Ziele der IP 2.1 nicht 

anwendbar.  

 

 

Auf Antrag und in begründeten 

Fällen werden maßgebliche Inte-

ressenträger bei der Einreichung 

von Projektanträgen und bei der 

Umsetzung und Verwaltung der 

ausgewählten Projekte unterstützt.  

Ja http://www.pakte.at/themen/arbeit

smarktferne.html  

In der Fondsperiode 2007-2013 wur-

den in den Bundesländern ESF-

Maßnahmen im Schwerpunkt 3b - 

arbeitsmarktferne Personen im Kon-

text der Pakte (TEP) errichtet. Es wird 

davon ausgegangen, dass entspre-

chende Stützstrukturen auch in der  

Periode 2014-2020 bestehen.    

(Datum Webabfragen: 15.10.2013; 31.1.2014) 

 
  

http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.bmask.gv.at/site/Soziales/EU_Internationales/Die_gemeinsame_Strategie_fuer_Sozialschutz_und_Soziale_Eingliederung/Europaeische_Plattform_gegen_Armut_und_soziale_Ausgrenzung
http://www.pakte.at/themen/arbeitsmarktferne.html
http://www.pakte.at/themen/arbeitsmarktferne.html
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10.1. Early school leaving: 

Diese Ex-ante Konditionalität ist für die Investitionspriorität 3.1 in der Prioritätsachse 3 anwendbar, da diese direkt auf die Verhinderung und 

den Abbau des vorzeitigen Schulabbruchs abzielt. Zum Thema vorzeitiger Schulabbruch liegen zahlreiche Studien und Analysen vor, die Da-

tenlage ermöglicht eine fundierte Analyse der Problematik. Darauf aufbauend wurde in Zusammenarbeit von vier Ministerien eine Nationale 

Strategie zur Verhinderung frühzeitigen (Aus-)Bildungsabbruchs – Österreich erarbeitet, die zahlreiche Maßnahmen auf unterschiedlichen Ebe-

nen beinhaltet. Die Kriterien für die Erfüllung der Ex-ante Konditionalität sind alle erfüllt.    

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

10.1 Schul-

abgänger 

ohne weiter-

führenden 

Abschluss: Es 

gibt ein stra-

tegisches 

Gesamtkon-

zept zur Sen-

kung der Zahl 

der Schulab-

gänger ohne 

weiterführen-

den Ab-

schluss in-

nerhalb der 

durch Artikel 

165 AEUV 

gesetzten 

Grenzen. 

PA 3: Investitio-

nen in Bildung, 

Ausbildung und 

Berufsbildung für 

Kompetenzen 

und lebenslan-

ges Lernen. 

IP 3.1: Verringe-

rung und Verhü-

tung des vorzei-

tigen Schulabb-

ruchs und Förde-

rung des Zu-

gangs zu einer 

hochwertigen 

Grund- und 

Sekundarbil-

dung, darunter 

(formale, nicht 

formale und 

Ja Es besteht ein System zur 

Sammlung und Analyse von 

Daten und Informationen über 

die Quote der Schulabgänger 

ohne weiterführenden Ab-

schluss auf den relevanten 

Ebenen  

 

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/24438/esl_daten_2000_2012.pdf  

 

 

Die Daten zum EU-Benchmark im 

Bereich ESL werden von der Statistik 

Austria entsprechend den Vorgaben 

von Eurostat generiert.  

 

 das eine ausreichende und 

auf Fakten beruhende Grund-

lage darstellt, auf der aufbau-

end gezielte Maßnahmen 

konzipiert werden können, 

und die Entwicklungen zu ver-

folgen. 

 https://www.bifie.at/buch/1024/b/1  

(Steiner, M.(2009): Early School 

Leaving und Schulversagen im 

österreichischen Bildungssystem. 

Kapitel B1 im Nationalen Bil-

dungsbericht Österreich 2009, 

Band 2. 

In Ergänzung dazu wurden zahlreiche 

Studien zur Situation von ESL in 

Österreich durchgeführt (z.B. Steiner, 

2009). 

Damit besteht eine ausreichende 

Grundlage für die Entwicklung geeig-

neter und zielgerichteter Strategien 

zur Prävention und Bekämpfung von 

ESL. 

Es besteht ein strategisches 

Gesamtkonzept in Bezug auf 

Schulabgänger ohne weiterfüh-

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/24401/schulabbruch_eslstrategie.

pdf  

Der strategische Rahmen liegt in 

Form des Dokuments „Nationale 

Strategie zur Verhinderung frühzeiti-

http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24438/esl_daten_2000_2012.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24438/esl_daten_2000_2012.pdf
https://www.bifie.at/buch/1024/b/1
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
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informale) Bil-

dungswege, mit 

denen eine 

Rückkehr in die 

allgemeine und 

berufliche Bil-

dung ermöglicht 

wird. 

 

PA 4 – IP 4.6 

renden Abschluss,    

 

 

gen (Aus-)Bildungsabbruchs - Öster-

reich“ vor.  

 

 das auf Fakten beruht;  http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/20916/lllarbeitspapier_ebook_gro

ss.pdf  (= Strategie zum Lebens-

begleitenden Lernen in Öster-

reich) 

In der Strategie zum lebensbegleiten-

den Lernen in Österreich wird beim 

EU-Indikator frühzeitige Schulabbre-

cherInnen für 2020 ein Zielwert von 

6% genannt. Dieser Zielwert basiert 

auf den verfügbaren Daten zur Ent-

wicklung von ESL in Österreich.  

 alle maßgeblichen Bildungs-

sektoren und auch die früh-

kindliche Entwicklung abdeckt 

und insbesondere auf benach-

teiligte Bevölkerungsgruppen 

abzielt, bei denen das Risiko 

eines vorzeitigen Schulab-

gangs am größten ist, wozu 

auch Menschen aus margina-

lisierten Gemeinschaften ge-

hören, und Präventions-, Ab-

hilfe- und Kompensations-

maßnahmen enthält; 

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/24401/schulabbruch_eslstrategie.

pdf  

Härtel, P./ Steiner, M. (2011), 

OECD Country Report Austria, 

Overcoming school failure: Poli-

cies that work, Vienna. Siehe 

dazu: 

http://www.oecd.org/edu/school/4

9528170.pdf  

 

 

 

 

http://www.bmfj.gv.at/familie/kinde

rbetreuung/ausbauoffensive.html  

 

 

 

Die Strategie umfasst eine Beschrei-

bung von Maßnahmen zu Prävention, 

Intervention und Kompensation.  

Auch benachteiligte Zielgruppen, die 

ein erhöhtes Drop-Out-Risiko aufwei-

sen werden explizit angesprochen.    

Im Strategierahmen findet sich der 

Bereich der frühkindlichen Entwick-

lung nicht explizit erwähnt, die  Stär-

kung der vorschulischen Bildung wird 

jedoch in der LLL-Strategie als spezi-

elle Aktionslinie geführt, allerdings 

nicht im Kontext ESL.  

Dies hat mehrere Gründe: 

 Seit dem Jahr 2010 gibt es ein 

verpflichtendes Kindergartenjahr 

vor dem Schuleintritt, weil vermutet 

wird, dass vor allem Kinder aus so-

zioökonomisch schwachen Fami-

lien oder Kinder mit Migrationshin-

tergrund nicht im Kindergarten oder 

vergleichbaren pädagogischen Ein-

richtungen vor Schuleintritt betreut 

http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/24401/schulabbruch_eslstrategie.pdf
http://www.oecd.org/edu/school/49528170.pdf
http://www.oecd.org/edu/school/49528170.pdf
http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/ausbauoffensive.html
http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/ausbauoffensive.html
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werden  (Weblinks siehe Anhang). 

Dies ist in der ESL-Strategie nicht 

gesondert erwähnt.   

 Es gibt eine Ausbauoffensive für 

unter-3-Jährige und es werden über 

einen Stufenplan längere Öff-

nungszeiten angestrebt.  

   

 alle für die Senkung der Zahl 

der Schulabgänger ohne wei-

terführenden Abschluss maß-

geblichen Politikbereiche und 

Interessenträger einbezieht. 

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/20165/ergebnissedertagungdesb

mbf.pdf  (Ergebnisprotokoll der 

Stakeholder-Tagung) 

Verzeichnis der Tagungen siehe: 

http://www.bmbf.gv.at/schulen/unt

erricht/ba/schulabbruch.xml  

Im Jahr 2010 wurde eine Stakehol-

dertagung zum Thema ‚Vorzeitiger 

Schulabbruch‘ abgehalten. An dieser 

Veranstaltung haben auch Vertrete-

rInnen von Ländern und Gemeinden 

teilgenommen. 

In weitere Folge wurden zahlreiche 

Fachkonferenzen zum Thema ESL 

abgehalten, bei denen alle relevanten 

Organisationen vertreten waren. 

Dabei wurde auch das Thema Früh-

kindliche Bildung und Erziehung be-

handelt. Auch an diesen Veranstal-

tungen haben VertreterInnen von 

Ländern und Gemeinden teilgenom-

men.    

In die Ausarbeitung der „Nationalen 

Strategie zur Verhinderung frühzeiti-

gen (Aus-)Bildungsabbruchs - Öster-

reich“ waren die relevanten Stakehol-

der eingebunden: neben dem BMBF, 

das BMASK, das BMWFW, sowie 

Sozialpartner (AK, WKO, LK). 

Datum Webabfragen: 15.10.2013) 

http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20165/ergebnissedertagungdesbmukk.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20165/ergebnissedertagungdesbmukk.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20165/ergebnissedertagungdesbmukk.pdf
http://www.bmukk.gv.at/schulen/unterricht/ba/schulabbruch.xml
http://www.bmukk.gv.at/schulen/unterricht/ba/schulabbruch.xml
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10.3. Lebenslanges Lernen: Diese Ex-ante Konditionalität ist für die Investitionspriorität 3.2 in der Prioritätsachse 3 sowie in der Investitions-
priorität 4.7 in der Prioritätsachse 4 anwendbar, da diese direkt auf die Höherqualifizierung von gering qualifizierten Personen bzw. zur Erhö-
hung der Weiterbildungsbeteiligung von formal gering qualifizierten Personen abzielt. Die Kriterien der Ex-ante Konditionalität sind alle erfüllt.  

 

Anwendbare 

Ex-ante 

Konditionali-

tät 

Prioritätsachse, 

für die die Kon-

ditionalität gilt 

Ex-ante 

Konditiona-

lität erfüllt:  

Ja/Nein/Teil

weise 

Kriterien Kriterien 

erfüllt: 

Ja/Nein 

Bezug Erläuterungen 

10.3. Lebens-

langes Ler-

nen: Nationa-

les und/oder 

regionales 

strategisches 

Gesamtkon-

zept für le-

benslanges 

Lernen inner-

halb der 

durch Artikel 

165 AEUV 

gesetzten 

Grenzen 

PA 3: Investitio-

nen in Bildung, 

Ausbildung und 

Berufsbildung für 

Kompetenzen 

und lebenslan-

ges Lernen 

IP 3.2: Förde-

rung des glei-

chen Zugangs 

zum lebenslan-

gen Lernen für 

alle Altersgrup-

pen im formalen, 

nicht formalen 

und informalen 

Rahmen, Steige-

rung des Wis-

sens sowie der 

Fähigkeiten und 

Kompetenzen 

der Arbeitskräfte 

sowie die Förde-

rung flexibler 

Bildungswege 

Ja Das aktuelle nationale oder 

regionale strategische Gesamt-

konzept für lebenslanges Ler-

nen umfasst Maßnahmen 

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/20916/lllarbeitspapier_ebook_gro

ss.pdf (Strategie zum lebensbe-

gleitenden Lernen in Österreich) 

Zentrales strategisches Dokument 

zum LLL in Österreich ist die Strate-

gie zum lebensbegleitenden Lernen in 

Österreich. 

 

Daneben wurden zur Umsetzung 

einzelner Aktionslinien entsprechende 

Papiere erarbeitet.  

 zur Förderung der Entwick-

lung und Vernetzung von 

Dienstleistungen für Aktivitä-

ten im Bereich des lebenslan-

gen Lernens (LLL), einschließ-

lich ihrer Umsetzung, und zur 

Verbesserung der Qualifikati-

onen (z. B. Validierung, Bera-

tung, allgemeine und berufli-

che Bildung), in die die maß-

geblichen Interessenträger 

partnerschaftlich eingebunden 

sind; 

Ja http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/20916/lllarbeitspapier_ebook_gro

ss.pdf (Strategie zum lebensbe-

gleitenden Lernen in Österreich) 

In der Aktionslinie 3 (Kostenloses 

Nachholen von grundlegenden Ab-

schlüssen und Sicherstellung der 

Grundkompetenzen im Erwachse-

nenalter) werden insb. die Weiterent-

wicklung und Verdichtung der Bera-

tungsangebote für gering Qualifizierte 

bzw. bildungsbenachteiligte Zielgrup-

pen im Rahmen der unabhängigen 

Bildungsberatung sowie die gezielte 

Förderung von Vernetzungs- und 

Transferstrukturen im Bereich Basis-

bildung hervorgehoben. 

In der Aktionslinie 5 (Maßnahmen zur 

besseren Neuorientierung in Bildung 

http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllarbeitspapier_ebook_gross.pdf
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unter anderem 

durch Berufsbe-

ratung und die 

Bestätigung 

erworbener 

Kompetenzen.  

 

PA 4 – IP 4.7 

und Beruf und Berücksichtigung von 

Work-Life-Balance) werden zentrale 

Anlaufstellen in den Bundesländern 

für Bildungsberatung, Berufsinforma-

tion, Anerkennung und Nostrifizierung 

genannt.   

 zur Vermittlung von Kompe-

tenzen für unterschiedliche 

Zielgruppen, die in den natio-

nalen oder regionalen strate-

gischen Gesamtkonzepten als 

prioritär ausgewiesen sind 

(beispielsweise junge Auszu-

bildende, Erwachsene, auf 

den Arbeitsmarkt zurückkeh-

rende Eltern, niedrig qualifi-

zierte und ältere Arbeitneh-

mer, MigrantInnen sowie an-

dere benachteiligte Gruppen, 

insbesondere Menschen mit 

Behinderung); 

Ja http://www.land-

oberoester-

reich.gv.at/files/publikationen/bgd

_lll.pdf  

(Strategie Oberösterreich. Impulse 

& Ziele für Erwachsenenbildung) 

http://www.verwaltung.steiermark.

at/cms/dokumente/10645300_183

09924/2445ee33/LLL-

Strategie_2012.pdf (Steiermark) 

In der LLL-Strategie sowie in regiona-

len LLL-Strategien einiger  Bundes-

länder werden die prioritären Ziel-

gruppen für die LLL-Maßnahmen 

genannt: 

 Gering Qualifizierte 

 Bildungsbenachteiligte Personen 

 Jugendliche mit Migrationshinter-

grund 

 SchulabbrecherInnen 

 Erwachsene mit unzureichenden 

Grundkompetenzen 

 Personen ohne Hauptschulab-

schluss 

 Ältere 

 für einen besseren Zugang zu 

LLL auch durch Anstrengun-

gen im Hinblick auf den effi-

zienten Einsatz von Transpa-

renzinstrumenten (z. B. Euro-

päischer Qualifikationsrah-

men, Nationaler Qualifikati-

onsrahmen, Europäisches 

Leistungspunktesystem für die 

Berufsbildung, Europäischer 

Bezugsrahmen für die Quali-

tätssicherung in der berufli-

Ja  

 

 

 

 

http://www.bmbf.gv.at/medienpool

/19300/nqr_positionspapier20091

0.pdf  

 

 

In der Aktionslinie 8: Weiterbildung 

zur Sicherung der Beschäftigungs- 

und Wettbewerbsfähigkeit der LLL-

Strategie werden Maßnahmen zur 

Erweiterung des Zugangs zu LLL 

beschrieben. 

In Österreich startete der Prozess 

zum Aufbau des NQR im Jänner 

2007. Unter der gemeinsamen Koor-

dination des BMBF  sowie BMWFW 

werden die verschiedenen Bildungs-

bereiche (formal, nicht formal, non-

http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/bgd_lll.pdf
http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/bgd_lll.pdf
http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/bgd_lll.pdf
http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files/publikationen/bgd_lll.pdf
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/10645300_18309924/2445ee33/LLL-Strategie_2012.pdf
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/10645300_18309924/2445ee33/LLL-Strategie_2012.pdf
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/10645300_18309924/2445ee33/LLL-Strategie_2012.pdf
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/10645300_18309924/2445ee33/LLL-Strategie_2012.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/19300/nqr_positionspapier200910.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/19300/nqr_positionspapier200910.pdf
http://www.bmukk.gv.at/medienpool/19300/nqr_positionspapier200910.pdf
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chen Aus- und Weiterbildung);  

 

http://www.refernet.at/index.php/n

ews/newsline/11-newsline/925-

konsultationspapier-a-einladung-

zur-teilnahme-an-der-konsultation-

zur-nationalen-umsetzung-von-

ecvet  

formal) so aufbereitet, dass sie sich 

letztendlich in den EQR einordnen 

lassen. 

Im Oktober 2013 wurde zur Umset-

zung des Europäischen Leistungs-

punktesystems für die Berufsbildung 

(ECVET) auf Basis der Empfehlung 

des Europäischen Parlaments ein 

Konsultationspapier erstellt. Dies 

wurde an alle Stakeholder ausge-

sandt mit dem Ersuchen um Stellung-

nahme. Diese werden nach Maßgabe 

in das Dokument eingearbeitet. 

 

 für eine stärker arbeitsmarkt-

relevante, an die Bedürfnisse 

der jeweiligen Zielgruppen 

angepasste allgemeine und 

berufliche Bildung (beispiels-

weise junge Auszubildende, 

Erwachsene, auf den Ar-

beitsmarkt zurückkehrende 

Eltern, niedrig qualifizierte und 

ältere ArbeitnehmerInnen, 

MigrantInnen sowie andere 

benachteiligte Gruppen, ins-

besondere Menschen mit Be-

hinderung). 

  

 

 

 

http://www.ams.at/service-

unternehmen  

Ebenfalls in der Aktionslinie 8: Wei-

terbildung zur Sicherung der Beschäf-

tigungs- und Wettbewerbsfähigkeit  

wird die Anbindung an Arbeitsmarkt-

erfordernisse thematisiert.  

So soll z.B. durch regelmäßige Quali-

fikationsbedarfserhebungen die Ar-

beitsmarktrelevanz der Aus- und 

Weiterbildung des AMS erhöht wer-

den.  Zu diesem Zweck wurde bei-

spielsweise das Projekt „New Skills“ 

des AMS implementiert.  

 

(Datum Webabfragen: 15.10.2013) 

  

http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.refernet.at/index.php/news/newsline/11-newsline/925-konsultationspapier-a-einladung-zur-teilnahme-an-der-konsultation-zur-nationalen-umsetzung-von-ecvet
http://www.ams.at/service-unternehmen
http://www.ams.at/service-unternehmen
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ANHANG: 

 

Ad EAK 1 

Gleichbehandlungs-/Antidiskriminierungsgesetze der Länder (Auszug): 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrBgld/LBG30000388/LBG30000388.html  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrK&Gesetzesnummer=20000175  

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrNo/LRNI_2011113/LRNI_2011113.html  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrOO&Gesetzesnummer=20000360  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrSbg&Gesetzesnummer=20000441  

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrStmk/LST40013114/LST40013114.html 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000317  

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrVbg/LRVB_0910_000_20121221_99999999/LRVB_0910_000_20121221_99999999.html  

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrW/LWI40003250/LWI40003250.html 

 

Ad EAK 3 

Weitere Referenzen: 

Behindertenanwaltschaft beim BMASK: http://www.behindertenanwalt.gv.at/  

BABE ÖSTERREICH 2014 – 2017: http://www.esf.at/esf/wp-content/uploads/BABE-2014-2017.pdf 

 

Ad EAK 8.4 

BMASK (2013): Aktive Arbeitsmarktpolitik in Österreich. 

http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/2/7/9/CH2124/CMS1249975678352/doku_aamp_1994-2013_webversion.pdf   

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrBgld/LBG30000388/LBG30000388.html
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrK&Gesetzesnummer=20000175
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrNo/LRNI_2011113/LRNI_2011113.html
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrOO&Gesetzesnummer=20000360
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrSbg&Gesetzesnummer=20000441
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrStmk/LST40013114/LST40013114.html
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000317
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LrVbg/LRVB_0910_000_20121221_99999999/LRVB_0910_000_20121221_99999999.html
http://www.behindertenanwalt.gv.at/
http://www.bmask.gv.at/cms/site/attachments/2/7/9/CH2124/CMS1249975678352/doku_aamp_1994-2013_webversion.pdf
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Lechner/ Wetzel: Employment policies to promote active ageing. EEO Review February 2012. (Enthält eine Beschreibung und Bewertung der 

zentralen Maßnahmen im Bereich Active Ageing in AT). http://www.eu-employment-observatory.net/resources/reviews/Austria-EPPAA-

Feb2012-final.pdf  

Jäger, K. (2012): „alt – älter – arbeitslos“. Das Leben von arbeitslosen Menschen ab 50plus in Wien. Masterarbeit Uni Wien 

(http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/2012_MA_Klaus_Jaeger.pdf ) 

Huber, Peter et al. (2010): Demographischer Wandel als Herausforderung für Österreich und seine Regionen; Teilbericht 2: Auswirkungen auf 

das Arbeitskräfteangebot und den Arbeitsmarkt, wifo im Auftrag der Verbindungsstelle der Österreichischen Bundesländer, Wien. 

http://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=41127&mime_type=application/pdf   

Kunnert, A. et.al. (2010): Demographischer Wandel als Herausforderung für Österreich und seine Regionen Teilbericht 3: Alterung und regiona-

le Wettbewerbsfähigkeit; wifo im Auftrag der Verbindungsstelle der Österreichischen Bundesländer, Wien. 

(http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/2010_wifo_3333.pdf ) 

 

Ad EAK 9.1 

Links zu den Sozialberichten der Bundesländer: 

http://www.wien.gv.at/gesundheit/einrichtungen/planung/pdf/sozialbericht-2012.pdf  

http://www.salzburg.gv.at/sozialbericht_2012_endfassung.pdf    

http://www.landtag-noe.at/service/politik/landtag/LVXVIII/00/92/092B.pdf  

http://www.land-oberoesterreich.gv.at/cps/rde/xbcr/ooe/so_Inhalt_Sozialbericht_2012.pdf  

http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Gesundheit_und_Soziales/Soziales/Berichte__Publikationen/Sozialberichte/2932_

Burgenlaendischer_Sozialbericht_2011-2012.pdf  

http://www.soziales.steiermark.at/cms/dokumente/11915342_5352/fd2ae0ea/SB11_12.pdf  

www.ktn.gv.at/269942_DE-Broschuere-Sozialbericht.pdf     

https://www.tirol.gv.at/fileadmin/themen/gesellschaft-soziales/soziales/Publikationen/Sozial-_und_Jugendwohlfahrtsbericht_2011_2012.pdf   

http://www.kath-kirche-vorarlberg.at/organisation/caritas/links-dateien/sozialbarometer-2012 

(Abfrage 17.10.2013) 

 

http://www.eu-employment-observatory.net/resources/reviews/Austria-EPPAA-Feb2012-final.pdf
http://www.eu-employment-observatory.net/resources/reviews/Austria-EPPAA-Feb2012-final.pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/2012_MA_Klaus_Jaeger.pdf
http://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=41127&mime_type=application/pdf
http://www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/2010_wifo_3333.pdf
http://www.wien.gv.at/gesundheit/einrichtungen/planung/pdf/sozialbericht-2012.pdf
http://www.salzburg.gv.at/sozialbericht_2012_endfassung.pdf
http://www.landtag-noe.at/service/politik/landtag/LVXVIII/00/92/092B.pdf
http://www.land-oberoesterreich.gv.at/cps/rde/xbcr/ooe/so_Inhalt_Sozialbericht_2012.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Gesundheit_und_Soziales/Soziales/Berichte__Publikationen/Sozialberichte/2932_Burgenlaendischer_Sozialbericht_2011-2012.pdf
http://www.burgenland.at/fileadmin/user_upload/Downloads/Gesundheit_und_Soziales/Soziales/Berichte__Publikationen/Sozialberichte/2932_Burgenlaendischer_Sozialbericht_2011-2012.pdf
http://www.soziales.steiermark.at/cms/dokumente/11915342_5352/fd2ae0ea/SB11_12.pdf
http://www.ktn.gv.at/269942_DE-Broschuere-Sozialbericht.pdf
https://www.tirol.gv.at/fileadmin/themen/gesellschaft-soziales/soziales/Publikationen/Sozial-_und_Jugendwohlfahrtsbericht_2011_2012.pdf
http://www.kath-kirche-vorarlberg.at/organisation/caritas/links-dateien/sozialbarometer-2012
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Ad EAK 10.1 

Angebote zur Kinderbetreuung: 

http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/struktur-formen.html   

Qualität in der Kindergartenbetreuung: 

http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/qualitaet-kinderbetreuung.html   

Gratiskindergarten: 

http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/gratiskindergarten-verpflichtender-besuch.html   

Daten zur Kinderbetreuung:  

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bildung_und_kultur/formales_bildungswesen/kindertagesheime_kinderbetreuung/index.html  

 

Ad EAK 10.3 

http://www.arqa-vet.at/home/  

  

http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/struktur-formen.html
http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/qualitaet-kinderbetreuung.html
http://www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/gratiskindergarten-verpflichtender-besuch.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bildung_und_kultur/formales_bildungswesen/kindertagesheime_kinderbetreuung/index.html
http://www.arqa-vet.at/home/
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Abschnitt 10. Bürokratieabbau für die Begünstigten 

Folgende Bereiche haben sich für die Förderempfänger als besonders problematisch 

erwiesen: 

 Erfordernis der Abrechnung und Prüfung von 100% der Belege.  

Diese sehr zeitaufwändige Anforderung beruht auf den „Allgemeinen Rahmen-

richtlinien für Förderungen aus Bundesmittel 2004“. 

 Rücknahme der bereits von einigen Zwischengeschalteten Stellen durchgeführten 

Pauschalierungsregelungen.  

Diese Pauschalierungsregelungen für Gemeinkosten wurden aufgrund der ESF-

VO Nr. 396/2009 vorgenommen. Sie wurden der Europäischen Kommission vor-

gelegt. Von dieser wurde mitgeteilt, dass eine förmliche Bestätigung nicht mehr 

erforderlich wäre. Daraufhin wurden diese Regelungen von zwei Zwischenge-

schalteten Stellen in die Förderverträge mit Begünstigten aufgenommen. Die für 

diese Begünstigten durchgeführte First-Level-Control hat die Pauschalen aner-

kannt. Auf Grund der divergierenden Interpretationen und der nicht kohärenten 

Anwendung, mussten diese im Nachhinein auf Echtkostenbasis abgerechnet 

werden. 

 Änderung des Verfahrens für die erforderlichen Zahlungsnachweise für Lohn- und 

Gehaltskosten.  

Während bis 2011 zum Nachweis der Zahlung an Angestellte der Begünstigten 

das Jahreslohnkonto ausreichte, wurden ab 30.6.2012 auch Banküberweisungen 

verlangt. Dies führte insbesondere bei großen Trägern, die die Gehälter elektro-

nisch mit e-Banking überweisen, zu einem enormen administrativen Aufwand. 

 

Es ist geplant, dass eine Sonderrichtlinie zur Umsetzung des ESF in Österreich 

vom BMASK im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen erlassen 

wird.  

Diese Sonderrichtlinie wird die Umsetzung vereinfachter Kostenoptionen für Restkos-

ten sowie die Anwendung von Standardeinheitskosten  vorsehen (Art. 14 VO EG 

1304/2013 – ESF-Verordnung). 

Weiters ist geplant, die Anerkennung betriebsinterner Abrechnungen (zB Aus-

druck aus gängigen Lohnverrechnungssystemen als Nachweis für die Einzelüberwei-

sung) zuzulassen. Dies soll laut österreichischem Regierungsprogramm vom De-

zember 2013 für die Abwicklung von EU-Förderprogrammen umgesetzt werden. 

Schließlich ist geplant über elektronische Systeme (Stichwort: e-cohesion) die so-

wohl die Antragstellung durch potentielle Begünstigte, als auch die Prüfung der Ab-

rechnungen durch alle Prüfinstanzen umfassen wird, den Verwaltungsaufwand beim 

Begünstigten zu reduzieren. 
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Durch diese Maßnahmen soll Folgendes gewährleistet werden: 

 Rechtssicherheit für die Zwischengeschalteten Stellen und die Fördernehmer 

durch einheitliche und transparente Vorgaben, 

 Senkung der Kosten für Abrechnung und Prüfung durch Anwendung von Pau-

schalen sowie Standardeinheitskosen 

 Ausrichtung auf Zielerreichung und Wirkung für die TeilnehmerInnen an den ESF-

Projekten. 
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Abschnitt 11. Bereichsübergreifende Grundsätze  

11.1 Nachhaltige Entwicklung 

Bezieht man die Nachhaltige Entwicklung - wie in der EU-Strategie und im OP Temp-

late skizziert - primär auf Umweltbelange, wie z.B. Umweltschutz, Klimawandel etc., 

so weisen die im ESF Programm dargelegten Maßnahmen keinen expliziten Nach-

haltigkeitsbezug auf. Festzuhalten gilt, dass in den 4 inhaltlichen Prioritätsachsen und 

in der Technischen Hilfe keine Maßnahmen mit negativen Umwelt- oder Klimawir-

kungen umgesetzt werden.     

11.2 Chancengleichheit und Nicht-Diskriminierung 

Die aktive soziale Eingliederung bildet ein Leitprinzip des österreichischen ESF Pro-

gramms. Dieses zielt demnach auf die aktive Einbindung insbesondere von benach-

teiligten bzw. von Ausgrenzung bedrohten Personengruppen ab. Dies spiegelt sich in 

der Zielgruppenorientierung in den oben beschriebenen Investitionsprioritäten wider.  

Ein zentrales Kriterium für die Realisierung von Nicht-Diskriminierung im Rahmen 

des ESF-Programms ist die Sicherstellung des gleichberechtigten Zugangs zu den 

geplanten Maßnahmen. Dies soll bei den im ESF geplanten Maßnahmen in mehrfa-

cher Hinsicht erfolgen: Zum einen werden in vorbereitenden Analysen Zugangsbarri-

eren der betreffenden Zielgruppen identifiziert. Sofern es sich um ‚neue‘ Zielgruppen 

handelt, über die noch wenig Hintergrundwissen vorliegt, wird dies im Rahmen der 

ESF-Umsetzung in Form von Grundlagenstudien vorgenommen.   

In weiterer Folge gilt es, aufbauend auf den Analysen der Zugangsbarrieren entspre-

chende Maßnahmen zu entwickeln, die den Zugang der betreffenden Gruppen zu 

den ESF-Interventionen unterstützen.  

Um einen breiten Zugang sicherzustellen, wird es auch notwendig sein, das zuwei-

sende System zu sensibilisieren sowie in den einzelnen Projekten Vernetzungsaktivi-

täten mit NGOs zu fördern, die spezifische Zielgruppen unterstützen und deren Zu-

gang zu Maßnahmen fördern können. Aufgabe der ProjektwerberInnen wird sein, die 

Aktivitäten zur Sicherstellung des Zugangs benachteiligter Zielgruppen in den Maß-

nahmenkonzepten darzulegen. Bei Ausschreibungen ist die Nicht-Diskriminierung als 

ein zentrales Auswahlkriterium festzulegen.  

Im Rahmen der Umsetzung ist bei der Auswahl der TrainerInnen und Projektmitarbei-

terInnen auf eine entsprechende Einbindung gerade der benachteiligten Zielgruppen 

zu achten.  

Um die Nicht-Diskriminierung auch bei der Programmumsetzung zu überwachen, 

wird im Zuge des Monitorings der ESF-Umsetzung die Struktur der TeilnehmerInnen 

beobachtet. Bei Auffälligkeiten, die darauf hindeuten, dass bestimmte Gruppen in-

nerhalb der Zielgruppe einer Investitionspriorität systematisch vom Zugang ausge-

schlossen werden, ist entsprechend gegenzusteuern.     

 

Menschen mit Behinderung 

Innerhalb der oben genannten Kernzielgruppen sind Menschen mit Behinderung 

nicht als eigene Zielgruppe genannt, sondern Behinderung wird als Querschnittsthe-

ma im Sinne einer Bewusstseinsbildung bzw. Sensibilisierung („Disability 
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Mainstreaming“) und Zielgruppenorientierung in allen ESF-kofinanzierten Maßnah-

men berücksichtigt.  

In der „Beruflichen Integration von Menschen mit Behinderung“ wird die Sektion IV 

des Sozialministeriums mit dem Sozialministeriumservice tätig werden. Für die Um-

setzung der Maßnahmen ist das Sozialministeriumservice mit seinen neun Landes-

stellen, als maßnahmenverantwortliche Förderstelle, zuständig.  

Generell stellt die Behindertenpolitik eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar, die in 

alle Maßnahmen eingebunden werden muss. So wird auch im Rahmen der EU-

Behindertenpolitik seit 1996 ein Disability Mainstreaming verfolgt. Österreich trägt 

dem durch die Verankerung eines Diskriminierungsschutzes in der österreichischen 

Bundesverfassung Rechnung. Zudem trat 2006 das Behindertengleichstellungsge-

setz in Kraft und 2008 hat Österreich die UN-Behindertenrechtskonvention ratifiziert 

und in diesem Jahr auch den Nationalen Aktionsplan Behinderung beschlossen. 

2012 wurde vom Österreichischen Ministerrat der Nationale Aktionsplan Behinderung 

2012-2020 verabschiedet. 

Seitens der Europäischen Kommission wurde 2010 die Europäische Strategie zu-

gunsten von Menschen mit Behinderung 2010-2020 veröffentlicht. Zudem stellen 

Menschen mit Behinderung im Hinblick auf die thematischen Ziele der Europäischen 

Kommission auch in der ESF-Förderperiode 2014-2020 eine zentrale Zielgruppe dar.  

 

Barrierefreiheit 

Barrierefreiheit im umfassenden Sinne ist eine essentielle Voraussetzung für die 

Chancengleichheit und Nicht-Diskriminierung von Menschen mit Behinderung. Dem-

entsprechend finden sich Barrierefreiheit und Verpflichtung zu angemessenen Vor-

kehrungen auch in der UN-Behindertenrechtskonvention als wesentliche Vorausset-

zungen für Inklusion von Menschen mit Behinderung (Artikel 9). Geeignete Maßnah-

men sollen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmit-

teln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikati-

onstechnologien und –systemen (einschließlich des Internets), sowie zu anderen 

Einrichtungen, Produkten und Dienstleistungen gewährleisten. So dienen z.B. das 

Konzept „Design for All“, Rampen, Treppenlifte, Blindenleitsysteme im Verkehrsbe-

reich, Beschilderungen in Brailleschrift, das Ermöglichen von Kommunikation in Ge-

bärdensprache oder der Einsatz von Schriftdolmetschung bei Tagungen und Semina-

ren, Höranlagen auf Induktions- und/oder Funkbasis oder Informationen in leichter 

Sprache der barrierefreien Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Lebens-

bereichen. Die Berücksichtigung von Barrierefreiheit betrifft somit nicht nur Aus- und 

Weiterbildung und das Arbeitsleben, sondern auch die Informationsgesellschaft, Me-

dien, Verkehr, Bauen und Wohnen sowie den Freizeitbereich wie Tourismus, Kultur 

und Sport und ist bei der Auswahl und Umsetzung von Projekten zu berücksichtigen. 

Barrierefreier Zugang bezieht sich auch auf die bauliche Gestaltung der Orte, an de-

nen die Maßnahmen stattfinden. Auch diesbezüglich haben Träger bei der Antrag-

stellung den barrierefreien Zugang zu den Räumlichkeiten nachzuweisen.  

11.3 Gleichstellung von Männern und Frauen 

Gleichstellung zwischen Frauen und Männern ist einerseits im Sinne von Gender 

Mainstreaming ein durchgängiges Leitprinzip des österreichischen ESF Programms 

und ist zusätzlich als spezifisches Ziel (Investitionspriorität 1) verankert. 
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Thematisch sind aber nicht nur die konkreten Gleichstellungsziele dieser Investiti-

onspriorität relevant für die Gleichstellung zwischen Frauen und Männer, sondern 

auch andere Ziele: So ist beispielsweise das Ziel der Armutsreduktion (Investitions-

priorität 2) in diesem Sinne auch ein Gleichstellungsziel, da Frauen überproportional 

von Armut betroffen sind und die Bekämpfung von Armut eine ökonomische Unab-

hängigkeit im Speziellen für Frauen bedeutet. 

Wie die bisherigen Erfahrungen zur Umsetzung von Gender Mainstreaming innerhalb 

des ESF zeigen, ist mittlerweile außer Frage gestellt, dass sämtliche Kennzahlen, die 

sich auf TeilnehmerInnenebene bewegen, geschlechtsdifferenziert betrachtet werden 

und das Gesamtprogramm sowie einzelne Programmmaßnahmen beiden Ge-

schlechtern gleichermaßen zugutekommen müssen, auch im Sinne des Gender 

Budgetings, welches eine verbindliche Vorgabe für die Verwaltung ist. 

Da die Integration gleichstellungspolitischer Ansätze trotzdem kein Selbstläufer ist, 

wurde bereits bei der Erstellung des Programms darauf geachtet, dass die involvier-

ten AkteurInnen Gleichstellung innerhalb ihrer Vorschläge und Stellungnahmen als 

Querschnittsthema beachten und es wurden im Rahmen der Vorbereitungsphase 

zwei Fokusgruppen zu Gender Mainstreaming und Geschlechtergleichstellung abge-

halten.  

Im Weiteren wird es darum gehen, dass für die einzelnen Programmschwerpunkte 

und Maßnahmen konkrete gleichstellungspolitische Ziele und Umsetzungsstrategien 

entwickelt werden. Hierzu ist es notwendig für die einzelnen Schwerpunkte beson-

ders relevante Gleichstellungsthemen zu erfassen, an welchen sich die Umsetzung 

orientiert.  Beispielsweise ist in der Investitionspriorität 1.2 „Active Ageing“ die Be-

rücksichtigung des Abbaus struktureller Benachteiligungen hinsichtlich Entlohnung, 

Dauer und Qualität der Erwerbskarriere, Arbeitsgestaltung, ein zentrales Kernthema, 

welches in Zusammenarbeit mit BetriebsrätInnen bzw. Gleichstellungsbeauftragten 

bearbeitet werden soll. Ein anderes Beispiel ist das Übergangsmanagement bzw. die 

Forcierung der Berufsorientierung für PflichtschülerInnen, wo der Abbau der horizon-

talen Segregation sowie die Sensibilisierung der Jugendlichen zum Thema Ver-

dienstmöglichkeiten ein leitendes Ziel darstellen kann.  

Da die Erfahrung jedoch zeigt, dass trotz der bereits erzielten Fortschritte im Know-

how-Aufbau zentraler AkteurInnen und der Etablierung von Gleichstellungsbeauftrag-

ten in den meisten der involvierten Institutionen die Umsetzung von Gleichstellung 

kein Automatismus ist, werden auf Ebene der Programmumsetzung folgende struktu-

rellen Vorkehrungen zur Berücksichtigung von Gender Mainstreaming als Quer-

schnittsmaterie getroffen: 

 

 Auf struktureller Ebene wird festgelegt, dass auf allen Ebenen der ESF-

Umsetzung Gleichstellung handlungsleitendes Thema ist. Konkret wird fest-

gelegt, dass  

 innerhalb jeder Investitionspriorität zumindest 50% der TeilnehmerInnen 

Frauen sein müssen und 50% des Budgets Frauen zugutekommt,  

 bei der konkreten Ausschreibung und Auswahl von Projekten Gleichstellung 

verbindliches Auswahlkriterium ist (bezüglich Ziele, ProjektmitarbeiterInnen, 

TeilnehmerInnen und Wirkungen) und auch in den Auswahlgremien zumin-

dest ein/e Gender-Experte/Expertin eingebunden sein muss, 

 entsprechende Mittel für den Aufbau von Gender Expertise seitens der Ver-

waltungsbehörde zur Verfügung gestellt werden bzw. auch der Aufbau einer 
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unterstützenden Struktur sichergestellt wird (beispielsweise in Form von 

Workshops und Seminaren, die in Auftrag gegeben werden, siehe nächsten 

Punkt) 

 das Monitoring nicht nur die Differenzierung zwischen Frauen und Männern 

ermöglicht, sondern auch eine Grundlage zur Analyse gleichstellungrelevan-

ter Fragen darstellt, 

 gleichstellungsspezifische Fragen integraler Bestandteil der Begleitevaluie-

rung sind; auch eine spezifische Evaluierung zur Umsetzung von Gleichstel-

lung kann in Auftrag gegeben werden. 

 Zur Unterstützung der Umsetzung von Gender Mainstreaming auf struktureller 

Ebene wird ein entsprechendes Know-How-Angebot seitens der Verwaltungs-

behörde zur Verfügung gestellt bzw. beauftragt.  

 ZWIST sowie die Projektträger, welche die geplanten Maßnahmen umsetzen, 

bekommen zu besonders zentralen Themen ein entsprechendes Angebot zur 

Verfügung gestellt, beispielsweise in Form von Seminaren und Workshops, wel-

che diese dabei unterstützen sollen, Gleichstellung systematisch in alle Vorhaben 

auf allen Ebenen zu integrieren. Beispiele für Seminare sind die „Integration von 

Gender Mainstreaming im Ausschreibungsprozess“ oder die „Entwicklung von 

gleichstellungsorientierten Programmlinien“; thematische Workshops werden zu 

Themen wie beispielsweise „Maßnahmen für Working Poor unter einem Gleich-

stellungsblickwinkel“ oder „Active Ageing – Maßnahmenansätze für Frauen und 

Männer“ angeboten; in der technische Hilfe sind für die Konzeption und Durchfüh-

rung entsprechender Unterstützungsangebote budgetäre Mittel vorgesehen.    
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Abschnitt 12. Andere Bestandteile  

12.3 Relevante Partner, die in die Erstellung des Programms 

eingebunden sind 

 

VertreterInnen aus nachfolgenden Organisationen wurden zur Teilnahme 

an den Programmerstellungsprozess begleitenden Arbeitsgruppen ein-

geladen: 

 

 BMASK/Sektion IV/Abt. IV/A/6 berufliche Integration von Menschen mit Behinde-

rung (www.bmask.gv.at) 

 BMBF, Stabstelle ESF Beschäftigung  (www.bmbf.gv.at) 

 BMBF, Abteilung II/5 Erwachsenenbildung  

 BMWF, Sektion II, Standortpolitik und sektionsübergreifende EU-Kohäsionspolitik 

(www.bmwf.gv.at) 

 Landesregierung Salzburg (www.sbg.gv.at) 

 Landesregierung Vorarlberg (www.vbg.gv.at) 

 Landesregierung Tirol (www.tirol.gv.at) 

 Landesregierung Kärnten (www.ktn.gv.at) 

 Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds (www.waff.at) 

 Arbeitsmarktservice Österreich (www.ams.at) 

 Landesregierung Steiermark (www.stmk.gv.at) 

 Geschäftsstelle der Österreichischen Raumordnungskonferenz (www.oerok.gv.at) 

 Landesregierung Niederösterreich (www.noel.gv.at) 

 Landesregierung Oberösterreich (www.ooe.gv.at) 

 Netzwerk Frauenberatung – Netzwerk österreichischer Frauen- und Mädchenbe-

ratungsstellen (www.netzwerk-frauenberatung.at) 

 Armutskonferenz – Netzwerk gegen Armut und Soziale Ausgrenzung 

(www.armutskonferenz.at) 

 Regionalmanagement Burgenland (www.rmb.at) 

 Österreichischer Gewerkschaftsbund (www.oegb.at) 

 OEAR – Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (www.oear.or.at) 

 Landwirtschaftskammer Österreich (www.lko.at) 

 Caritas Österreich (www.caritas.at) 

 Bundeskanzleramt ABTEILUNG II/6: SOZIO-ÖKONOMISCHE GLEICHSTEL-

LUNG, INTERNATIONALE UND EU-ANGELEGENHEITEN (www.bka.gv.at) 

 Wirtschaftskammer Österreich (www.wko.at) 

 Industriellenvereinigung (www.iv-net.at) 

 ABZ Austria (www.abzaustria.at) 

 BASB – Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen 

(www.bundessozialamt.gv.at); ab 1.6.2014: Sozialministeriumservice 

 Arbeiterkammer Wien (www.wien.arbeiterkammer.at) 

http://www.bmask.gv.at/
http://www.bmukk.gv.at/
http://www.bmwf.gv.at/
http://www.sbg.gv.at/
http://www.vbg.gv.at/
http://www.tirol.gv.at/
http://www.ktn.gv.at/
http://www.waff.at/
http://www.ams.at/
http://www.stmk.gv.at/
http://www.oerok.gv.at/
http://www.noel.gv.at/
http://www.ooe.gv.at/
http://www.netzwerk-frauenberatung.at/
http://www.armutskonferenz.at/
http://www.rmb.at/
http://www.oegb.at/
http://www.lko.at/
http://www.caritas.at/
http://www.bka.gv.at/
http://www.wko.at/
http://www.iv-net.at/
http://www.abzaustria.at/
http://www.bundessozialamt.gv.at/
http://www.wien.arbeiterkammer.at/
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 Bundesdachverband Sozialer Unternehmen (www.bdv.at) 

 Österreichischer Städtebund (www.staedtebund.gv.at) 

  

http://www.bdv.at/
http://www.staedtebund.gv.at/
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Anlagen 

Zu IP 3.1  

 

Übersicht 1: 

 

Quelle: BMASK IV/A/6 

 

Zu Abschnitt 1, Punkt 1.2 Begründung der Mittelzuweisungen 

Prinzipiell erfolgt der Einsatz der ESF-Mittel mit dem Ziel, auf nationaler Ebene einen 

Beitrag zur Erreichung der Europa 2020-Ziele zu erzielen. Wie in der Partnerschafts-

vereinbarung ausgeführt (Punkt 1.1.3 Territoriale Analyse), bestehen bei den Indika-

toren mit Bezug zur Europa 2020 Strategie allerdings durchaus territoriale Unter-

schiede. Für den Einsatz der ESF-Mittel in Österreich bedeutet dies, dass zum einen 

ein sektoraler Ansatz verfolgt wird mit dem Ziel, bestimmte Herausforderungen flä-

chendeckend zu bearbeiten. Zum anderen werden aber regionale Schwerpunktset-

zungen vorgenommen, um gerade jene Regionen mit ausgeprägtem Problemdruck in 

das Zentrum des Mitteleinsatzes zu rücken.  

Für die Prioritätsachse 1 wird in erster Linie ein sektoraler Ansatz verfolgt. Maßnah-

men zur Erhöhung der Gleichstellung und zum Active Ageing werden flächendeckend 

umgesetzt.  



198 

Anders verhält es sich bei der Prioritätsachse 2, der Armutsbekämpfung. Die Maß-

nahmen der Prioritätsachse 2 werden von den Ländern als Zwischengeschaltete 

Stellen abgewickelt. Die Zuteilung der ESF-Mittel auf die Bundesländer erfolgte nach 

einem gewichteten Index. Dieser berücksichtigt für die einzelnen Bundesländer (au-

ßer Burgenland) folgende Indikatoren: 

 Anteil der armutsgefährdeten Personen laut EU-SILC 2011 mit einer Gewichtung 

von 0,4 

 Anteil der BMS-BezieherInnen (Bestand 2012) mit einer Gewichtung von 0,3 

 Anteil der Personen mit niedrigem Bildungsstand (2012) mit einer Gewichtung 

von 0,2 

 Anteil der Bevölkerung (Registerzählung 2011) mit einer Gewichtung von 0,1. 

Aus diesen Indikatoren ergibt sich folgende Verteilung: 

 

Bundesland Anteil ESF-Mittel in 

Prozent 

Kärnten 6,7 

Niederösterreich 15,2 

Oberösterreich 12,3 

Salzburg 4,9 

Steiermark 11,9 

Tirol 6,8 

Vorarlberg 3,2 

Wien 39,1 

 100,0 

Quelle: BMASK 

 

Mit diesem armutsbezogenen Verteilungsschlüssel wird sichergestellt, dass die Mit-

telzuweisung zu den NUTS 2 Regionen stark am jeweiligen Problemdruck ausgerich-

tet ist und jene Bundesländer anteilsmäßig am meisten ESF-Mittel erhalten, die den 

höchsten Problemdruck im Bereich Armutsbekämpfung aufweisen.  

In der Investitionspriorität 3.1 Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulabb-

ruchs wird dem Kriterium des spezifischen Unterstützungsbedarfs aufgrund eines 

regionalen Problemdrucks Rechnung getragen. So werden sich beispielsweise bei 

Modellprojekten im Pflichtschulbereich jene Schulen beteiligen, die einen hohen Grad 

an sozialer Benachteiligung aufweisen. Es handelt sich dabei um Standorte mit ei-

nem hohen Anteil an SchülerInnen, bei denen mehrere Dimensionen der Benachteili-

gung zusammentreffen (sozio-ökonomische Benachteiligung, niedriger Bildungsab-

schluss der Eltern, niedriger Beschäftigungsgrad der Eltern, Migrationshintergrund, 

etc…).  

Als Auswahlkriterium bei der Etablierung von Schulsozialarbeit zur Vorbeugung von 

Schulabsentismus werden jene Schulen bevorzugt, bei denen ein gehäuftes Vor-

kommen dieses Problems feststellbar ist.  

Die Maßnahmen des BMASK IV im Bereich Übergang Schule-Ausbildung-Beruf wer-

den österreichweit umgesetzt. Allerdings ergibt sich aufgrund der Projektumsetzung 

in den Bundesländern eine Verteilung der ESF-Mittel nach regionalen Problem-

schwerpunkten. Dies rührt daher, dass sich vor allem in jenen Regionen mit hohem 
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Problemdruck und dementsprechenden Interventionsbedarf auch eine entsprechende 

Schwerpunktsetzung beim Mitteleinsatz ergibt. 

Der Mitteleinsatz in der Prioritätsachse 4 -  Burgenland erfolgt in allen Investitionspri-

oritäten nach Maßgabe der kleinregionalen Problemsituation.     
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In die Endversion des OP eingeflossene Empfehlungen der 

Ex-ante Evaluierung des OP Beschäftigung Österreich 2014-

2020 vom April 2014 basierend auf der OP Version 3.4. vom 

31.3. 2014  

 

In der Folge findet sich eine Zusammenschau der textlichen Adaptierungen die auf 

Anregung der Ex-ante Evaluierung für die Einreichfassung des ESF OP durchgeführt 

wurden: 

 

 Allgemein: 

Insgesamt wurde das Gesamtbild des OP im Hinblick auf Übersichtlichkeit und 

Klarheit optimiert, Strukturen und Begrifflichkeiten wurden vereinheitlicht. 

An mehreren Stellen wurde der innovative Charakter des vorliegenden OPs stär-

ker herausgearbeitet. Betont wird, dass zum guten Teil noch Entwicklungsarbeit 

zu leisten ist, die häufig in Pilotprojekten münden wird. 

Innerhalb der Prioritätsachsen wurde noch größeres Augenmerk gelegt auf Ver-

ständnis, Vollständigkeit und prioritätsinterne Konsistenz. 

 

 Abschnitt 1: Strategie des OP 

Das Strategiekapitel wurde dahingehend überarbeitet, dass die Beschreibung der 

demografischen Entwicklung in Schlussfolgerungen übergeleitet wurde, der Fo-

kus des OP wurde geschärft, die Strategie aus den beschriebenen Problemla-

gen/Handlungsfeldern abgeleitet. Die grundsätzliche spezifische Ausrichtung der 

Prioritätsachsen und Investitionsprioritäten wurde stärker argumentiert und der 

Innovationscharakter wurde nochmals mehr betont.  

Inhaltliche Ausführungen zur PA 4 (Übergangsregion Burgenland) finden sich im 

Sinne eines konsistenten Programms ausschließlich in der PA 4. 

Die von der Ex-ante Bewertung angeregten inhaltlichen Schärfungen der Investi-

tionsprioritäten finden auch ihren Niederschlag im Abschnitt 1.  Die Querschnitts-

materie LLL inklusive der Abgrenzung zwischen LLL-Ansätzen in verschiedenen 

IPs wurde in Abschnitt 1 aufgenommen. es wurde darauf bedacht genommen, 

dass es keine Überschneidungen gibt. 

 

 Abschnitt 2 Prioritätsachsen 

 2.A Beschreibung der Prioritätsachsen, ausgenommen technische Hilfe 

 Prioritätsachse 1: Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäfti-

gung und Unterstützung der Mobilität der Arbeitskräfte  

 IP 1.1 Gleichstellung und IP 1.2  Aktives und gesundes Altern 

Da an dieser Stelle für bestimmte Problemlagen/Zielgruppen innovative 

Lösungsätze entwickelt und erprobt werden sollen, kritisierte die Ex-ante 

Bewertung die doch vage Formulierung der gesamten Ausführungen des 

Textes.  Dem Vorschlag der ex-ante Bewertung  folgend wird nunmehr 

von einem Problemaufriss ausgegangen auf dem basierend in exemplari-

schen Aufzählungen Lösungsansätze erst noch zu entwickeln sind. Erste 

mögliche Maßnahmen und Instrumente werden skizziert.  
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Mögliche Lösungsansätze wurden in einer exemplarischen Aufzählung 

skizziert. Auf Empfehlung des WIFO wurde der der innovative Charakter 

dieser IP betont, welcher es mit sich bringt, dass detaillierte Maßnahmen-

beschreibungen zum OP-Erstellungszeitpunkt nicht möglich war, da erst 

noch Entwicklungsarbeit geleistet werden muss.  

Die Formulierung des spezifischen Ziels  der IP 1.1 „Erhöhung der Be-

schäftigungsfähigkeit von Frauen durch  spezifische Beratungs- und Qua-

lifizierungsangebote“, das sowohl die angedachten Maßnahmen des 

BMASK als auch des BMBF umfasst, basiert auf Empfehlung der ex-ante 

Bewertung. 

 

 Prioritätsachse 2: Förderung der sozialen Inklusion und Bekämpfung der 

Armut und jeglicher Diskriminierung 

working poor 

Die Ex-anteEvaluierung empfahl einen „vorsichtigen Gebrauch“des Be-

griffs „working-poor“, da der Begriff üblicherweise die Haushaltskonstella-

tion mitberücksichtige. Den Anregungen der Ex-ante Evaluierung folgend 

steht im OP der Begriff „working poor“ stellvertretend für eine Reihe von 

Personengruppen und Problemlagen – eine Situation die in Summe immer 

zum selben Ergebnis führt – ein unzureichendes existenzsicherndes Ein-

kommen.  

Über Monitoring und Evaluierung werden die einzelnen betroffenen Per-

sonengruppen gesondert erfasst, da „working poor“ als solche kaum ge-

monitort werden können. 

Das spezifische Ziel „Förderung der Inklusion und Verbesserung der Be-

schäftigungsfähigkeit“ wurde auf Empfehlung der Ex-ante Evaluierung 

formuliert. 

 

Roma 

Im OP wurde irrtümlich der Eindruck erweckt, dass der ESF die Roma-

Strategie Österreichs umsetzen wird. Der diesbezügliche Text wurde da-

hingehend klarer gestaltet. 

 

 Prioritätsachse 3:  Investition in Bildung, Ausbildung und Berufsbildung 

für Kompetenzen und lebenslanges Lernen 

Hier wurde besonderes Augenmerk gelegt auf die Abgrenzung der Maß-

nahmen der einzelnen IPs dieser PA voneinander. Betont wird die Zusätz-

lichkeit der Maßnahmen, die einander durchaus auch ergänzen können. 

Strukturell wurde die PA 3 mit den anderen Prioritätsachsen vereinheit-

licht.  

 

IP 3.1 Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulabbruchs 

und Förderung des gleichen Zugangs zu einer hochwertigen Früher-

ziehung und einer hochwertigen Grund- und Sekundarbildung 

Noch stärker untermauert wurde die Notwendigkeit der Unterstützung von 

SchülerInnen mit Migrationshintergrund zur erfolgreichen Bewältigung der 

schulischen Laufbahn. Herausgearbeitet wurde der präventive Charakter 
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in diesem Bereich – dem Risiko der späteren Armutsgefährdung aufgrund 

vorzeitigen Schulabbruchs oder aus Mangel an beruflichen Orientie-

rungsmöglichkeiten soll frühzeitig vorgebeugt werden. Die Notwendigkeit 

der Sprachförderung, beginnend im Kindergarten und angepasst an die 

Erfordernisse der unterschiedlichen Schultypen wird ebenso betont wie 

das Erfordernis einer erfolgreichen Bewältigung der Pflichtschule – als 

Sprungbrett für einen späteren beruflichen Karriereweg. 

 

IP 3.2 Förderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen Lernen, 

Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen 

der Arbeitskräfte 

Der Fokus auf benachteiligte Personengruppen wurde geschärft und die 

offizielle Definition des BMBF für „Benachteiligung“ in diesem Zusammen-

hang eingefügt. 

Insgesamt wurde die Konsistenz der IP an sich verbessert, Zielgruppen 

und Maßnahmen wurden geschärft. 

Zudem wurde klargestellt, dass es sich im LLL um allgemeinbildende 

Maßnahmen handelt, nicht um Berufsbildung wie dies bei Arbeitsmarkt 

bezogenen Maßnahmen in der Regel der Fall ist. 

 

 

 Prioritätsachse 4: ESF Burgenland 

Die gesamte Prioritätsachse mit ihren IP wurde strukturell mit den anderen 

PA vereinheitlicht. Die besonderen arbeitsmarktspezifischen Bedürfnisse 

des als „Übergangsregion“ definierten Burgenlands wurden stärker her-

ausgearbeitet und die prioritätsinterne Konsistenz geschärft. 

Die teilweise Abweichung der IPs des Burgenlands von denen des Ge-

samt OPs ergibt sich daraus, dass diese „anderen“ Aktivitäten/Zielgruppen 

(Roma, gering Qualifizierte, schulischer Bereich-LLL) aus anderen Mitteln 

(z.B. Additionalitätsprogramm des Burgenlands) gefördert werden.   

 

 Indikatoren und Leistungsrahmen 

Indikatoren und Leistungsrahmen wurden mit Unterstützung der Ex-ante Eva-

luiererInnen, in Rückkoppelungsschleifen mit den umsetzenden Stellen entwi-

ckelt. 

 

 


